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Vorwort. 


Der  Aufschwung  der  Industrie  und  des  gesamten  wirtschaft- 
lichen Lebens  innerhalb  der  letzten  Jahrzehnte  hat  den  Städten 
des  rheinisch- westfälischen  Industriebezirks  einen  bedeutenden 
Bevölkerungszuwachs  gebracht.  Um  die  von  der  Industrie  herbei- 
gezogenen Menschenmassen  ansiedeln  und  ihrem  Wohnungsbedürfnis 
entsprechen  zu  können,  sahen  sich  die  Städte,  deren  Gebiet 
nur  einen  geringen  Umfang  aufzuweisen  hatte,  bald  genötigt,  eine 
räumliche  Erweiterung  ihres  Stadtbezirkes  durch  die  Eingemeindung 
ihrer  Vororte  herbeizuführen.  Hieraus  erklärt  sich  zum  großen  Teil 
das  schnelle  Wachstum  der  Städte  des  rheinisch-westfälischen  In- 
dustriebezirkes. Namentlich  das  letzte  Jahrzehnt  hat  eine  bedeu- 
tende Anzahl  von  Eingemeindungen  aufzuweisen.  Die  prinzipielle 
Stellungnahme  der  beteiligten  Körperschaften  einer  Vereinigung 
gegenüber  hat  häufig  zu  erbitterten  Kämpfen  geführt  und  manche 
Eingemeindung  jahrelang  hinausgeschoben  oder  vollständig  vereitelt. 
Bei  der  Behandlung  der  Eingemeindungsfrage  bin  ich  davon  aus- 
gegangen, eine  historische  Darstellung  der  Eingemeindungen  der 
größeren  kreisfreien  Städte  des  rheinisch-westfälischen  Industrie- 
bezirks zu  geben  und  zwar  durch  die  Entwicklung  ihrer  Beziehungen 
zu  den  einverleibten  Bezirken.  Alsdann  sind  die  Wirkungen  der 
Eingemeindung  sowohl  auf  die  eingemeindenden  Körperschaften 
als  auch  auf  die  einverleibten  Bezirke  festgestellt  worden.  Somit 
dürfte  die  vorliegende  Arbeit  dazu  beitragen,  Klarheit  über  d i e 
Bedeutung  der  Eingemeindung  und  über  ihre 
Folgen  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  schaffen. 

Die  Anregung  zu  dieser  Abhandlung  verdanke  ich  in  erster 
Linie  Herrn  Universitätsprofessor  Dr.  Schmöle  in  Münster.  Ihm 
sowohl  wie  den  Herren  Oberbürgermeistern  und  Bürgermeistern 
der  hier  berücksichtigten  Städte,  die  mir  das  für  meine  Arbeit 
erforderliche  Material  zur  Verfügung  gestellt  haben,  sowie  allen 
denjenigen,  die  mich  in  sonstiger  Weise  unterstützt  haben,  sei  auch 
an  dieser  Stelle  gedankt. 
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Begriff  der  Eingemeindung. 


Die  deutschen  Städte  des  Mittelalters,  deren  räumlicher  Bezirk 
zumeist  mit  den  Befestigungen,  mit  Wall  und  Graben,  abschloß, 
haben  eine  darüber  hinausgehende  Gebietsausdehnung  kaum  erlangt. 
Dieses  hatte  seinen  Grund  in  der  verhältnismäßig  starken  Eigen- 
produktion der  damaligen  Zeit  sowohl  in  der  Bauern-  und  Guts- 
wirtschaft als  auch  in  den  städtischen  Haushaltungen.  Zwar  fand 
schon  ein  Güteraustausch  zwischen  den  verschiedenen  Einzelwirt- 
schaften innerhalb  der  Stadt  selbst  statt,  jedoch  reichte  dieser 
kaum  über  ihre  Grenze  hinaus.  Erst  allmählich  begann  der  Klein- 
handel innerhalb  des  zum  städtischen  Gebiete  gehörigen  Terri- 
toriums eine  Rolle  zu  spielen,  während  der  Großhandel  ausschließ- 
lich als  Wander-,  Markt-  oder  Meßhandel  in  die  Erscheinung  trat. 
Dieser  wirtschaftliche  Zustand,  der  als  „Stadtwirtschaft“  bezeichnet 
wird,  blieb  etwa  bis  zum  Jahre  1800  bestehen.  Im  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  war  die  gewerbliche  Tätigkeit  auch  dort,  wo  sie 
schon  kapitalistisch  organisiert  war,  über  das  ganze  Land  ver- 
breitet. Denn  als  treibender  Kraft  bedienten  sich  die  meisten 
Industrien,  besonders  die  Eisenindustrie,  des  Wassers  und,  da 
außerdem  vielfach  ein  starker  Bedarf  an  Holz  sich  geltend  machte, 
so  waren  die  Arbeitsstätten  zumeist  an  kleineren  bewaldeten  Fluß- 
läufen aufgeschlagen*).  Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  trat  jedoch 
in  diesem  Zustand  eine  Änderung  ein.  Als  die  Errungenschaften 
der  modernen  Technik  beim  Bergbau  den  Übergang  vom  Tagebau 
zum  Tiefbau  gestatteten,  als  die  Bedeutung  der  Steinkohle  als 
Brennmaterial  immer  mehr  zunahm  und  die  Wasserkraft  durch  die 
Dampfkraft  ersetzt  wurde,  als  namentlich  bessere  Verkehrswege 
geschaffen  wurden:  da  bildeten  die  Kohlenfelder  den  Ort,  wo  die 
günstigsten  Bedingungen  für  die  Entfaltung  gewerblicher  und 

*)  Vgl.  Sombart:  Die  deutsche  Volkswirtschaft  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts. Berlin  1903.  S.  350. 
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industrieller  Tätigkeit  geboten  wurden.  Es  fand  dann  allmählich 
eine  Gruppierung  der  Industrien,  besonders  der  Eisenindustrie, 
um  die  Kohlenfelder  Rheinlands,  Westfalens  und  Schlesiens  statt, 
und  so  bildeten  sich  die  Kohlenbezirke  zum  Konzentrationspunkt 
der  Industrien,  zu  Industriezentren  heraus.  Von  diesen  Industrie- 
zentren aus  wurde  das  ganze  Volksgebiet  mit  gewerblichen  Er- 
zeugnissen versorgt,  und  der  Übergang  von  der  „Stadtwirtschaft“ 
zur  „Volkswirtschaft“  hatte  stattgefunden. 

Die  Konzentration  der  Industrie  um  die  Kohlenfelder  ist  jedoch 
auf  die  Städte  des  rheinisch- westfälischen  Industriebezirks,  die 
hier  allein  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit  fallen,  nicht  ohne  Einfluß 
geblieben.  Denn  die  Ansiedlungen  der  Industrie  in  der  Nähe  der 
Kohlenfelder  zogen  gewaltige  Arbeitermassen  dorthin,  die  zunächst 
in  den  alten  Stadtkernen  Wohnung  nahmen.  Aber  schon  bald 
reichten  die  alten  Stadtgebiete  nicht  mehr  aus,  die  rasch  zunehmende 
Bevölkerung  in  sich  aufzunehmen.  Sie  dehnten  sich,  da  sie  dem 
Wohnungsbedürfnis  nicht  zu  genügen  vermochten,  auf  die  Vorort- 
gemeinden aus.  Die  Industrie  wanderte  gleichfalls  wegen  der  Enge 
des  Stadtgebietes  in  die  Außenbezirke  ab,  wo  auch  neue  selbständige 
Industrien  sich  entwickelten.  Die  Kernstadt  und  die  Vorort- 
gemeinde wurden  bald  durch  wechselseitige  Beziehungen  mitein- 
ander verbunden,  und  so  entstand  ein  einheitlicher  Wirtschafts- 
körper, dessen  Verwaltung  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  und 
dessen  einheitliche  Entwicklung  nur  durch  die  politische  Grenze 
gehindert  wurde.  Die  Beseitigung  dieses  Hindernisses  geschah 
durch  die  Eingemeindung. 

Eine  Eingemeindung  ist  die  Erweiterung  der  Verwaltungs- 
grenze einer  Stadt  nach  Maßgabe  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
ihrer  Umgebung.  Ferner  versteht  man  unter  Eingemeindung  auch 
die  Zusammenschließung  zweier  oder  mehrerer  selbständiger  Körper- 
schaften derart,  daß  ein  vollständig  neuer  Verwaltungskörper 
entsteht. 

Die  Stadtgemeinde  oder  der  neugebildete  Verwaltungs- 
körper tritt  als  Rechtsnachfolger  in  alle  vermögensrechtlichen  Be- 
ziehungen des  eingemeindeten  Bezirkes  ein.  Das  gesamte  vorhandene 
Vermögen  mit  Aktiven  und  Passiven  geht  auf  das  neue  Subjekt 
über,  und  die  Eingesessenen  des  eingemeindeten  Bezirks  werden 
seiner  Gebietshoheit  unterstellt. 
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Von  der  Eingemeindung  zu  scheiden  ist  der  Zweckverband. 
Ein  Zweckverband  ist  nach  Kinne*):  ,,Eine  Vereinigung  mehrerer 
nachbarlich  gelegener  Land*  bzw.  Stadtgemeinden  und  selbständiger 
Gutsbezirke  zu  einem  weiteren  kommunalen  Verbände,  der  eine 
besondere  Organisation  und  den  Zweck  hat.  alle  oder  einige  den 
Mitgliedern  gemeinschaftlichen  kommunalen  Angelegenheiten  wahr- 
zunehmen.“ Der  Zweckverband  stellt  sich  also  der  Eingemeindung 
gegenüber  als  ein  weniger  fester  Zusammenschluß  mehrerer  Körper- 
schaften dar,  in  der  Art,  daß  keine  von  ihnen  ihre  Rechtspersönlich- 
keit verliert  und  eine  Verschmelzung  des  Vermögens  der  beteiligten 
Korporationen  nicht  stattfindet.  Dieses  beides  tritt  jedoch  als 
Folge  der  Eingemeindung  ein. 

Das  Verfahren  bei  einer  Eingemeindung  pflegt  in  der  Regel 
derart  vor  sich  zu  gehen,  daß  zwischen  den  beteiligten  Körper- 
schaften zunächst  ein  Vertrag  abgeschlossen  wird,  in  welchem  beide 
Teile  die  Eingemeindung  und  die  näheren  Bedingungen,  unter 
welchen  diese  stattfinden  soll,  vereinbaren.  Die  Vereinigung  des 
Gebietes  erfolgt  dann  zumeist  nach  Maßgabe  des  Eingemeindungs- 
vertrages durch  Gesetz  oder  durch  Königliche  Verordnung,  wobei 
der  Inhalt  des  Vertrages  dem  Eingemeindungsakte  zugrunde  ge- 
legt wird. 

Das  Anwachsen  der  Bevölkerung  der  Städte  des  rheinisch- 
westfälischen Industriebezirks  innerhalb  der  letzten  Jahrzehnte  ist 
zum  nicht  geringen  Teil  auf  Eingemeindungen  zurückzuführen. 
Sämtliche  größeren,  kreisfreien  Städte  des  Industriebezirks  haben 
ihr  Stadtgebiet  durch  Eingemeindungen  erweitert.  Von  großer 
Bedeutung  sind  diese  Eingemeindungen  gewesen  für  die  Entwicklung 
der  Städte  Bochum,  Herne,  Hagen,  Gelsenkirchen,  Essen,  Mül- 
heim a.  Ruhr,  Oberhausen  und  Duisburg.  Die  Eingemeindungen 
dieser  Städte  sind  für  die  vorliegende  Arbeit  in  Rücksicht  gezogen 
worden.  Grenzregulierungen  dagegen,  welche  die  kreisfreien  Städte 
des  rheinisch- westfälischen  Industriebezirks  vorgenommen  haben, 
und  unwesentliche  Erweiterungen  des  Stadtbezirks  — als  solche 
ist  auch  bei  dem  Größenverhältnis  der  beteiligten  Körperschaften 
die  Eingemeindung  von  Körne  nach  Dortmund  anzusehen  — sind 
unberücksichtigt  geblieben. 

*)  Kinne:  Autonomie  der  Kommunalverbände  in  Preußen.  Berlin  1908. 
Seite  82. 
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Da  die  Wechselbeziehungen,  die  zwischen  den  einzelnen  Städten 
und  den  von  ihnen  eingemeindeten  Bezirken  bestanden  und  die 
zu  den  Einverleibungen  geführt  haben,  in  jedem  Einzelfall  ver- 
schieden gewesen  sind,  so  muß  bei  jeder  einzelnen  Stadt  der  Umfang 
der  Eingemeindung,  ihre  Notwendigkeit  und  ihre  Geschichte  be- 
sonders behandelt  werden*).  Aus  dieser  Darstellung  werden  sich 
alsdann  die  gemeinsamen  Züge  in  der  Entwicklung  der  Städte 
des  rheinisch- westfälischen  Industriebezirks  ergeben. 


Die  Eingemeindungen  der  Stadt  Bochum. 

Die  Stadt  Bochum  hat  im  Jahre  1904  die  Gemeinden  Hamme, 
Hofstede,  Grumme,  und  Wiemelhausen  eingemeindet.  Hamme 
war  im  Nord  westen,  Grumme  im  Nordosten  und  Wiemelhausen 
im  Süden  des  Bochumer  Stadtgebietes  gelegen.  Diese  drei  Ge- 
meinden stießen  räumlich  mit  Bochum  zusammen,  während  die 
Gemeinde  Hofstede,  die  nördlich  der  Gemeinden  Hamme  und 
Grumme  gelegen  war,  nicht  in  einem  direkten  Zusammenhang  mit 
dem  Stadtgebiet  stand.  (Vergleiche  die  anliegende  Karte.) 

An  Größe  übertraf  nur  die  Gemeinde  Wiemelhausen  den 
Bochumer  Stadtbezirk.  Wie  groß  der  Flächeninhalt  der  beteiligten 
Kommunen  gewesen  ist,  ergibt  sich  aus  folgender  Aufstellung: 


Bochum 

. . . 623 

ha 

Hamme 

. . . 532 

5? 

Hofstede 

. . 314 

? > 

Grumme 

. . 398 

95 

Wiemelhausen  . . 

. . 822 

5? 

Demnach  betrug  die  gesamte  eingemeindete  Fläche  330,6  % 
des  ehemaligen  Stadtbezirkes. 

In  den  eingemeindeten  Bezirken  war  etwa  seit  der  Mitte  ‘des 
19.  Jahrhunderts  der  Bergbau  heimisch  geworden.  Die  Bevölkerung, 
sofern  sie  nicht  noch  der  Landwirtschaft  oblag,  fand  in  ihm  haupt- 
sächlich ihren  Erwerb.  In  Wiemelhausen  allein  waren  4 Zechen 
angelegt  worden  und  zwar:  Dannenbaum,  Prinz- Regent,  Berneck 


) Hercher:  Großstadterweiterungen.  Göttingen  1904.  Seite  22. 
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und  Julius  Philipp.  Die  Belegschaft  dieser  Zechen  hatte  im  Jahre 
1903  folgende  Höhe  erreicht: 

Dannenbaum 1123  Mann 

Prinz- Regent 1226  „ 

Berneck 606  „ 

Julius  Philipp  1028  ,, 

Ein  gleiches  Bild  zeigten  bezüglich  der  Erwerbstätigkeit  ihrer 
Bewohner  die  Gemeinden  Hamme  und  Hofstede.  In  Hamme  waren 
die  Zechen  Ver.  Carolinenglück  und  Präsident  Schacht  I angelegt 
worden.  In  Hofstede  arbeitete  der  größte  Teil  der  erwerbstätigen 
Bevölkerung  auf  den  Zechen  Constantin  der  Große  Schacht  I/II 
und  Hannibal  Schacht  I.  Für  die  Bewohner  beider  Gemeinden 
bildete  da  Bergbau  den  Haupterwerbszweig.  Die  Belegschaft  der 
einzelnen  Zechen  hatte  sich  im  Jahre  1903  zu  folgender  Stärke 
entwickelt: 

Präsident  Schacht  I . . . . 1437  Mann 
Ver.  Carolinenglück  ....  1125  ,, 

Constantin  der  Große  . . . 1619 

Hannibal 1243 

Die  drei  Gemeinden  Wiemelhausen,  Hamme  und  Hofstede 
waren  infolge  des  fortschreitenden  Bergbaues  in  ihrer  Entwicklung 
von  Agrar- Gemeinden  zu  Industrie- Gemeinden  bereits  weit  vor- 
geschritten. Die  Gemeinde  Grumme  dagegen  zeigte  mehr  länd- 
lichen Charakter.  In  ihr  war  nur  der  Schacht  Constantin  VI  nieder- 
gebracht worden,  der  im  Jahre  1901  abgeteuft  wurde  und  im  Jahre 
1903  in  Betrieb  genommen  werden  konnte.  Die  Belegschaft  belief 
sich  1903  auf  249  Mann. 

Die  Verwaltungen  sämtlicher  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
gelegener  Zechen,  mit  Ausnahme  der  Zechen  Hannibal,  Constantin, 
Berneck  und  Julius  Philipp  wurden  in  Bochum  geführt.  Die  Ver- 
waltung der  Zeche  Constantin  hatte  ihren  Sitz  in  Hofstede,  die  der 
Zeche  Berneck  und  Julius  Philipp  in  Wiemelhausen.  Nur  die  Zeche 
Hannibal,  der  Firma  Friedr.  Krupp  gehörig,  wurde  von  Essen 
aus  verwaltet.  An  sonstigen  Gewerbebetrieben  fanden  sich  in  Vei- 
bindung  mit  den  Zechen  in  allen  Gemeinden  Teer-  und  Ammoniak- 
fabriken. Außerdem  waren  an  gewerblichen  Unternehmungen  noch 
Ziegeleibetriebe  und  Sägewerke  vorhanden.  Die  Eisenindustrie, 
die  in  Bochum  durch  den  Bochumer  Verein  für  Bergbau-  und  Guß- 
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Stahlfabrikation  vertreten  war,  hatte  im  Süden  die  Grenze  des 
Bochumer  Stadtgebietes  überschritten  und  in  der  Gemeinde  Wiemel- 
hausen eine  Zweigstelle  errichtet,  nämlich  die  Eisenhütte  West- 
falia,  Eisengießerei,  auf  der  im  Jahre  1903  : 84  Arbeiter  beschäftigt 
waren.  Auch  mit  der  Gemeinde  Hamme  stand  der  Bochumer  Verein 
für  Bergbau  und  Gußstahlfabrikation  in  enger  Beziehung,  insofern 
als  die  in  Hamme  liegenden  Zechen  Ver.  Carolinenglück  am  1.  Juli 
1900  käuflicherweise  in  sein  Eigentum  übergegangen  und  mit  ihm 
durch  Gleisanlagen  verbunden  waren.  So  dehnte  sich  dasjenige 
industrielle  Werk,  das  auf  Bochumer  Gebiet  den  ersten  Platz  ein- 
nahm, auch  auf  die  Gemeinden  Wiemelhausen  und  Hamme  aus. 

Mit  dem  Aufschwung  der  Industrie  hatte  die  Bevölkerungs- 
zunahme gleichen  Schritt  gehalten.  Solange  die  eingemeindeten 
Bezirke  noch  einen  rein  ländlichen  Charakter  trugen  und  die  Ein- 
gesessenen hauptsächlich  der  Landwirtschaft  oblagen,  fand  ein 
besonderes  Wachstum  der  Bevölkerung  nicht  statt.  Denn  die  Land- 
wirtschaft konnte  ihre  Produktivität  nicht  in  dem  Maße  steigern, 
daß  es  ihr  möglich  war,  größere  Menschenmassen  zu  beschäftigen 
und  heranzuziehen.  Das  Wachstum  der  Bevölkerung  in  den  ein- 
gemeindeten Bezirken  ist  vielmehr  auf  das  Emporblühen  der 
ludustrie  zurückzuführen.  Die  Industrie  allein  war  imstande,  größere 
Menschenmassen  zu  ernähren,  und  ihre  Entwicklung  hatte  ein 
schnelles  Wachstum  der  Bevölkerung  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
zur  Folge  gehabt.  In  den  letzten  drei  Jahren  vor  der  Eingemeindung 
zeigte  der  Bevölkerungszuwachs  folgendes  Bild. 

Die  Anzahl  der  Einwohner  betrug: 


1901 

1902 

1903 

Bochum  . . . 

. 68  600 

69  840 

69  880 

Wiemelhausen 

. 12  420 

12  928 

13  806 

Hamme  . . . 

. 13  657 

13  488 

14  242 

Hofstede  . . 

. 7 323 

7 513 

7886 

Grumme . . . 

. 3 239 

3 289 

3 614 

Das  Bevölkerungswachstum  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
ist  demnach  in  den  Jahren  1901 — 1903  verhältnismäßig  bedeutend 
größer  gewesen  als  in  Bochum  selbst.  Es  betrug  in  den  ein- 
gemeindeten Bezirken  7,9%,  während  es  für  Bochum  nur  1,8% 
erreichte.  Diese  Tatsache  findet  ihre  Erklärung  darin,  daß  in  dem 
Bochumer  Stadtgebiete  selbst  nur  noch  vereinzelt  bebauungsfähiges 
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Gelände  vorhanden  war  und  daß  deshalb  industrielle  Betriebe 
sowohl  wie  Bevölkerung  in  die  Außenbezirke  abwandern  mußten. 

Die  Bebaunng  der  Gemeinden  war  erfolgt,  wie  sie  sich  im 
Industriebezirk  bei  gewerblichen  Anlagen  zu  gestalten  pflegt,  die 
nicht  allzufern  einer  größeren  Stadt  gelegen  sind.  Abgesehen  von 
den  Einzelgehöften  und  kleinen  Ortschaften,  von  denen  aus  die 
Landwirtschaft  betrieben  wurde,  bestand  zunächst  die  Bebauung 
nur  in  Arbeiterkolonien  und  Beamtenhäusern,  die  in  der  Nähe 
der  Zechen  gelegen  waren.  In  Hofstede  wurde  schon  1864  mit  dem 
Bau  einer  Arbeiterkolonie  begonnen.  Diese  Ansiedlungen  waren 
durch  breite  Verkehrsstraßen  mit  der  Stadt  Bochum  verbunden, 
und  an  diesen  Straßen  setzte  allmählich  die  Bautätigkeit  ein,  in- 
dem vor  allen  die  Dorstener,  Herner  und  Wiemelhausener  Straße, 
wenn  auch  zunächst  nicht  zusammenhängend,  bebaut  wurden.  Der 
Aufschwung  Bochums  als  Industriestadt  hatte  mittlerweile  die 
Bebauung  über  die  Stadtgrenze  hinausgedrängt,  da  ein  großer  Teil 
des  Bochumer  Stadtbezirks  von  den  industriellen  Anlagen  des 
Bochumer  Vereins  für  Bergbau  und  Gußstahlfabrikation  einge- 
nommen wurde.  Die  Bautätigkeit  hatte  sich  hauptsächlich  nach 
Süden  gewandt  und  die  Altstadt  Bochum  hatte  sich  allmählich 
auf  die  Gemeinde  Wiemelhausen  ausgedehnt.  Die  Grenze  zwischen 
Wiemelhausen  und  Bochum  bildete  teilweise  die  Ehrenfelder-  und 
Bahnhofstraße  und  zwar  so,  daß  die  nördlich  des  Fahrdammes 
gelegenen  Häuser  dieser  Straßen  nach  Bochum,  die  südlich  ge- 
legenen nach  Wiemelhausen  gehörten.  Die  Gemeinde  Grumme 
hatte  von  Bochumer  Bürgern  zum  Teil  eine  villenmäßige  Bebauung 
erhalten.  Hier,  wo  das  Fehlen  der  Industrie  und  die  weitläufige 
Bebauung  ein  gesundes  Wohnen  gestatteten,  pflegten  sich  die  besser 
situierten  Bochumer  Familien  anzusiedeln,  deren  Steuerkraft  auf 
diese  Weise  der  Stadt  verloren  ging.  Überall  aber  setzten  sich  zur 
Zeit  der  Eingemeindung  die  Haupt-  und  Verkehrsstraßen  der  Stadt 
Bochum  mit  größtenteils  zusammenhängender  Bebauung  in  die 
benachbarten  Bezirke  fort. 

Die  Ausdehnung  der  Gemeindebetriebe  der  Stadt  Bochum  auf 
die  Außenbezirke  hat  bei  dem  engen  Zusammenhang  zwischen 
ihnen  und  der  Kernstadt  mit  der  industriellen  Entwicklung  der 
Vorortgemeinden  eingesetzt.  Der  fortschreitende  Bergbau  in  den 
eingemeindeten  Bezirken  entzog  allmählich  den  hier  gelegenen 
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Brunnen  das  Wasser.  Die  Gemeinden  waren  daher  in  Hinsicht 
der  Versorgung  ihrer  Bewohner  mit  Wasser  auf  die  benachbarte 
Stadt  angewiesen.  Auch  den  in  den  vier  Gemeinden  gelegenen 
Kohlenzechen  und  der  dort  ansässigen  Industrie  war  eine  andere 
Gelegenheit  zum  Wasserbezuge  nicht  gegeben. 

So  bildete  sich  in  Wiemelhausen  im  Jahre  1873  ein  Konsortium 
aus  acht  Personen  zur  Versorgung  der  Gemeinde  mit  Trinkwasser. 
Die  Gesellschaft  war  gebildet  mit  einem  Grundkapital  von  5000 
Talern.  An  ihrer  Spitze  stand  der  Direktor  der  in  Wiemelhausen 
gelegenen  Zeche  Dannenbaum.  Dieses  Konsortium  schloß  am 
5.  Juli  1873  mit  Bochum  einen  Wasserlieferungsvertrag,  nach 
welchem  der  Stadt  die  Wasserlieferung  an  das  Konsortium  über- 
tragen wurde.  Das  Wasser  wurde  an  der  Grenze  der  Gemeinde 
Wiemelhausen  in  die  dem  Konsortium  gehörende  Leitung  über- 
geleitet und  dann  von  dem  Konsortium  an  die  einzelnen  Gemeinde- 
mitglieder abgegeben.  Die  Wasserlieferung  an  das  Konsortium 
dauerte  bis  zum  Jahre  1887.  Am  22.  September  1887  schloß  die 
politische  Gemeinde  Wiemelhausen  mit  der  Stadt  Bochum  einen 
Vertrag,  nach  welchem  mit  der  Wasserversorgung  der  Gemeinde 
Wiemelhausen  das  Bochumer  Wasserwerk  beauftragt  wurde.  Der 
Stadt  Bochum  wurde  in  diesem  Vertrage  das  Recht  der  ausschließ- 
lichen Wasserversorgung  von  Wiemelhausen  für  die  Dauer  von 
25  Jahren  zugesichert  und  ihr  zu  Eigentum  das  dem  Konsortium 
gehörige  Rohrnetz  übertragen. 

In  ähnlicher  Weise  hat  sich  auch  die  Wasserversorgung  der 
Gemeinde  Hamme  gestaltet.  Auch  hier  schlossen  sich  zunächst 
24  Eingesessene  zu  einem  Konsortium  zur  Beschaffung  des  Wassers 
für  die  Zeche  Präsident  und  für  die  einzelnen  Teilnehmer  mit  einem 
Grundkapital  von  15  300  M zusammen.  Durch  Vertrag  vom 
28.  September  1876  wurde  die  Stadt  Bochum  zur  Wasserlieferung 
verpflichtet.  Das  Wasser  wurde  an  der  Hammer  Grenze  durch 
einen  Wassermesser  übernommen  und  dann  den  einzelnen  Konsorten 
weiter  verteilt.  Als  nun  nach  dem  Jahre  1890  das  Bochumer  Wasser- 
werk anfing,  sein  eigenes  Rohrnetz  über  die  Stadtgrenze  hinaus 
auf  die  Gemeinde  Hamme  auszudehnen  und  das  Konsortium  sich 
dem  widersetzte,  kündigte  Bochum  im  Jahre  1898  den  mit  der 
Gesellschaft  abgeschlossenen  Vertrag,  und  das  Konsortium  bezog 
seit  dieser  Zeit  das  Wasser  nach  dem  Tarif  für  auswärtige  Abnehmer, 
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wodurch  es  wesentlich  ungünstiger  gestellt  war.  Gleichzeitig  dehnte 
das  Bochumer  Wasserwerk  sein  Rohrnetz  nach  Hamme  aus  und 
versorgte  selbst  einen  Teil  dieser  Gemeinde  mit  Wasser. 

In  der  Gemeinde  Hofstede  war  es  zunächst  die  Zeche  Constantin 
der  Große,  die  mit  Bochum  über  die  Lieferung  von  Wasser  in  Unter- 
handlungen trat.  Die  Stadt  Bochum  übernahm  durch  Vertrag 
vom  19.  April  1876  die  Wasserlieferung  an  diese  Zeche.  Auf  Grund 
des  Vertrages  vom  16.  bzw.  20.  Oktober  1881  bezog  auch  die  in 
Hofstede  gelegene  Zeche  ,,Hannibal“  seit  diesem  Jahre  Wasser 
von  dem  Bochumer  Wasserwerk.  Diesen  beiden  Verträgen  folgte 
am  30.  Januar  1889  ein  dritter,  durch  den  die  Stadt  Bochum 
die  Wasserversorgung  der  politischen  Gemeinde  Hofstede  über- 
nahm und  der  Stadt  für  30  Jahre  das  ausschließliche  Recht  der 
Wasserlieferung  und  der  Rohrverlegung  in  den  Straßen  der  Ge- 
meinde Hofstede  zugesichert  wurde. 

Mit  der  Gemeinde  Grumme  ist  seitens  der  Stadt  Bochum  ein 
Wasserlieferungsvertrag  nicht  geschlossen  worden.  Die  Wasser- 
lieferung geschah  vielmehr  auf  Grund  des  Tarifes  für  auswärtige 
Abnehmer.  Im  Jahre  1899/1900  betrug  die  Zahl  der  Abnehmer  in 
Grumme  21,  die  Anzahl  der  verbrauchten  Kubikmeter  Wasser  10370. 

Im  einzelnen  hat  sich  die  Entwicklung  der  Wasserversorgung, 
soweit  Material  hierfür  zu  erlangen  war,  wie  in  Anlage  1 dar- 
stellt, gestaltet.  Aus  den  Tabellen  geht  namentlich  hervor,  daß  es 
in  erster  Linie  die  industriellen  Werke  sind,  die  den  größten  Wasser- 
bedarf entwickeln,  und  daß  eine  Gemeinde,  je  weniger  sie  industriell 
entwickelt  ist,  desto  weniger  einer  Wasserzufuhr  bedarf. 

Die.  Beziehungen  zwischen  der  Stadt  Bochum  und  den  später 
eingemeindeten  Bezirken  waren  inzwischen  derart  fest  geworden, 
daß  selbst  die  Gründung  eines  Verbandswasserwerks  am  14.  Mai 
1902,  an  der  sich  10  Gemeinden  der  Landkreise  Bochum,  Gelsen- 
kirchen und  des  Kreises  Hattingen,  darunter  auch  die  Gemeinden 
Hamme,  Hofstede  und  Grumme  beteiligten,  diese  3 Gemeinden 
nicht  von  Bochum  abzudrängen  vermochte.  Noch  in  demselben 
Jahre  kam  zwischen  dem  Verbands wasser werk  und  dem  Wasserwerk 
der  Stadt  Bochum  ein  Vertrag  zustande,  nach  welchem  die  Wasser- 
versorgung in  den  Gemeinden  Hofstede,  Hamme  und  Grumme  dem 
Wasserwerk  der  Stadt  Bochum  verblieb  und  die  drei  Gemeinden 
im  Falle  einer  Eingemeindung  ohne  jede  weitere  Verpflichtung  aus 
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dein  Verbände  entlassen  werden  sollten.  Durch  einen  zweiten  Vertrag 
vom  12.  bzw.  13.  bzw.  14.  März  1904  wurde  dieser  Vertrag  be- 
stätigt. Die  Stadt  Bochum  hatte  somit  zur  Zeit  der  Eingemeindung 
die  Wasserversorgung  in  den  eingemeindeten  Bezirken  übernommen 
und  erfüllte  hierdurch  in  den  4 Gemeinden  eine  der  diesen  obliegenden 
fakultativen  Gemeindeaufgaben. 

Ähnliche  Beziehungen,  wenn  auch  nicht  mit  allen  eingemein- 
deten Bezirken,  bestanden  zur  Zeit  der  Eingemeindung  hinsichtlich 
der  Gasversorgung.  Mit  Wiemelhausen  hatte  Bochum  einen  Gas- 
lieferungsvertrag nicht  abgeschlossen.  Die  Gasversorgung  der  Ge- 
meinde geschah  vielmehr  auf  Grund  des  Tarifs  für  auswärtige  Ab- 
nehmer vom  1.  April  1866  bzw.  1.  April  1889.  Jedoch  hatte  die 
Stadt  Bochum  schon  im  Jahre  1890  ihr  Rohrnetz  auf  die  Gemeinde 
Wiemelhausen  ausgedehnt.  Die  Länge  des  Bochumer  Rohrnetzes 
auf  Wiemelhausener  Gebiet  betrug  zur  Zeit  der  Eingemeindung 
7855  m. 

Mit  der  Gemeinde  Hamme  hatte  ein  Gaslief erungsvertrag 
gleichfalls  nicht  bestanden.  Die  Gaslieferung  erfolgte  vielmehr  nach 
den  jeweils  in  Geltung  stehenden  Tarifen  für  auswärtige  Abnehmer 
bis  zum  Jahre  1902.  In  diesem  Jahre  baute  Hamme  eine  eigene 
Gasanstalt,  für  die  einschl.  Rohrverlegung  (8,5  km)  200  000,—  M 
ausgeworfen  wurden. 

Auch  die  Gemeinde  Hofstede  wurde  seitens  der  Stadt  Bochum 
bis  zum  Jahre  1903,  die  Gemeinde  Grumme  bis  zum  Jahre  1902 
gemäß  dem  Tarif  für  auswärtige  Abnehmer  mit  Gas  versorgt.  Am 
12.  Februar  1902  schloß  dann  die  Gemeinde  Grumme  und  am  16.  Sep- 
tember 1903  die  Gemeinde  Hofstede  mit  Bochum  einen  Gaslieferungs- 
vertrag, nach  dem  Bochum  für  beide  Bezirke  die  Gaslieferung 
übernahm.  Bochum  hatte  somit  seine  Gemeindebetriebe  bei  der 
Eingemeindung  auf  die  eingemeindeten  Bezirke  ausgedehnt.  Nur 
Hamme  hatte  sich  durch  den  Bau  einer  eigenen  Gasanstalt  von 
Bochum  in  Hinsicht  der  Gasversorgung  unabhängig  gemacht. 

Einen  Gesamtüberblick  über  die  Entwicklung  der  eingemein- 
deten Bezirke  gibt  die  Darstellung  des  Veranlagungssolls  der  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuern  in  den  der  Eingemeindung  voraus- 
gehenden Jahren  (vgl.  Anlage  2).  Es  läßt  sich  vor  allem  die  fort- 
schreitende Industrialisierung  einer  Gemeinde  erkennen  an  dem 
Verhältnis,  in  dem  das  staatliche  Veranlagungssoll  der  Gewerbe- 
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Steuer  sich  entwickelt  hat  gegenüber  dem  staatlich  veranlagten 
„Soll“  der  Grund-  und  Gebäudesteuer.  Je  ländlicher  die  Verhält- 
nisse sind,  desto  mehr  wird  unter  den  direkten  Staatssteuern  die 
Besteuerung  von  Grund-  und  Boden  in  den  Vordergrund  treten. 
Die  fortschreitende  Industrialisierung  einer  Gemeinde  dagegen  wird 
eine  dementsprechende  Entwicklung  der  Gewerbesteuer  zur  Folge 
haben.  Die  als  A n 1 a g e 2 aufgestellte  Tabelle  weist  darauf  hin,  daß 
in  den  Gemeinden  Wiemelhausen,  Hamme  und  Hofstede  nach  dem 
Veranlagungssoll  ein  bedeutend  höherer  Betrag  durch  die  Gewerbe- 
steuer aufgebracht  wird,  als  durch  die  Grundsteuer.  Diese  Ge- 
meinden, von  denen  Wiemelhausen  ein  besonders  starkes  Empor- 
schnellen der  Gewerbesteuer  zu  verzeichnen  hat,  haben  vorwiegend 
industriellen  Charakter,  da  bei  einem  stetigen  Steigen  der  Gewerbe- 
steuer sich  allmählich  eine  finanzielle  Abhängigkeit  der  drei  Ge- 
meinden und  ihrer  Insassen  von  den  dort  getriebenen  Gewerben 
ergeben  hat.  Dagegen  weist  das  schnelle  Steigen  der  Gebäudesteuern 
und  ihr  Verhältnis  zu  den  Grund-  und  Gewerbesteuern  auf  eine  ver- 
hältnismäßig starke  Wohnnutzung  des  Bodens  in  der  Gemeinde 
Grumme  hin  und  charakterisiert  diese  Gemeinde  als  Wohngemeinde. 

Durch  das  Wachstum  der  Industrie  und  durch  die  Bevölkerungs- 
zunahme stellten  sich  für  die  beteiligten  Gemeinden  schon  bald  Ver- 
kehrsbedürfnisse ein,  denen  zunächst  nur  durch  einen  Omnibus- 
verkehr genügt  wurde.  Doch  schon  im  Jahre  1881  schloß  sich 
die  Stadt  Bochum  mit  den  Landgemeinden  Hamme,  Hofstede, 
Riemke  und  Herne  zum  Bau  einer  Straßenbahn  zusammen.  Dieses 
Projekt  gelangte  jedoch  erst  im  Jahre  1892,  nachdem  mancherlei 
Schwierigkeiten  überwunden  waren*),  zur  Durchführung  und  die 
Bahn  Bochum — Herne  wurde  am  23.  November  1894  eröffnet.  Diese 
Bahn  verbindet  hauptsächlich  Hofstede  mit  Bochum  auf  der  Herner 
Straße,  während  die  Gemeinde  Hamme  nur  in  ihren  nach  Grumme 
zu  gelegenen  Grenzbezirken  von  ihr  durchfahren  wird.  Die  Ver- 
kehrsentwicklung auf  dieser  Linie  war  so  stark,  daß  man  schon 
im  Jahre  1895  vom  15-Minutenverkehr  zum  10-Minutenverkehr 
übergehen  mußte. 

Eine  zweite  Verkehrslinie,  die  den  Verkehr  der  Außenbezirke 
mit  Bochum  vermittelte,  wurde  am  20.  Oktober  1896  eröffnet. 

•)  Schöningh:  Die  Geschichte,  Entwicklung  und  Bedeutung  der  Klein- 
bahnen des  rheinisch-westfäl.  Industriebezirks.  Paderborn  1911,  Seite  148. 
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Diese  Linie  verbindet  das  Geschäftszentrum  der  Stadt  Bochum 
mit  den  Gemeinden  Hamme  und  Hofstede  und  führt  weiter  der 
Gemeinde  Eickel  zu. 

Die  Gemeinde  Wiemelhausen  wurde  berührt  von  der  am  22.  Juni 
1898  eröffneten  Strecke  Bochum — Weitmar.  Diese  Verbindung  mit 
Bochum  ist  jedoch  wohl  weniger  von  Bedeutung  gewesen  für  den 
wirtschaftlichen  Anschluß  Wiemelhausens  an  Bochum  als  die  am 
9.  Juni  1905  eröffnete  Strecke  Bochum— Wiemelhausen.  — Diese 
letztere  Strecke  ist  aber  erst  nach  der  Eingemeindung  dem  Betrieb 
übergeben  worden. 

Die  Gemeinde  Grumme  hatte  zur  Zeit  der  Eingemeindung 
keine  direkte  Straßenbahnverbindung  mit  Bochum.  Sie  wurde  jedoch 
von  2 Straßenbahnlinien  berührt,  durch  welche  sie  wirtschaftlich  an 
Bochum  gekettet  wurde  und  zwarimWesten  durch  dieLinieBochum — 
Herne  und  im  Süden  durch  die  Linie  Bochum — Castrop.  Diese  Ver- 
bindungen genügten,  um  Bochum  die  noch  verhältnismäßig  geringe 
Kaufkraft  der  Gemeinde  Grumme  zu  sichern. 

Die  Anlage  von  guten  Verkehrsstraßen  und  Verkehrsver- 
bindungen zwischen  Bochum  und  den  später  eingemeindeten  Be- 
zirken hatte  den  Erfolg,  daß  Bochum  den  Einkaufs-  und  Vergnügungs- 
verkehr dieser  Bezirke  an  sich  zog  und  so  eine  selbständige  Ent- 
wicklung in  den  später  eingemeindeten  Körperschaften  verhinderte. 
Der  Verkehr  auf  den  einzelnen  Strecken,  die  Bochum  mit  seiner 
Umgebung  verbanden,  hat  sich  in  steigendem  Maße  entwickelt. 
Die  Verkehrsentwicklung  auf  den  Strecken  der  Bochum — Gelsen  - 
kirchener  Straßenbahn  weist  vor  allem  ein  charakteristisches  Merk- 
mal auf,  wie  Schöningh  nachgewiesen  hat*),  nämlich  die  Tatsache, 
daß  der  Verkehr  Bochums  mit  seinen  ihm  zunächstliegenden  Be- 
zirken einen  bedeutenden  Teil  der  Gesamtfrequenz  der  Straßenbahn 
darstellt,  daß  es  sich  also  bei  dem  Bau  dieser  Straßenbahnlinien 
„in  erster  Linie  um  den  Verkehr  von  Ort  zu  Ort,  um  die  Verbindung 
der  größeren  Wirtschaftszentren  mit  ihren  Nachbarorten  handelt“.  Die 
Bochum  betreffenden  Zahlen  sind  in  der  A n 1 age  3 wiedergegeben ; 
sie  betreffen  nur  den  Abonnenten-Verkehr.  Je  leichter  und  je  billiger 
eine  Verkehrsgelegenheit  ist  und  je  stärker  deshalb  der  Verkehr 
eines  Vorortes  mit  dem  Stadtzentrum  sich  gestaltet,  um  so  weniger 


')  Schöningh:  a.  a.  O.  S.  400. 
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wird  sich  der  Vorort  zu  einer  selbständigen  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung aufschwingen  können.  Die  in  der  Anlage  3 getroffene 
Aufstellung  beweist  den  engen  wirtschaftlichen  Zusammenhang,  der 
zwischen  Bochum  und  den  ihm  zunächstgelegenen  Gemeinden 
bestand.  Bochum  hatte  zur  Zeit  der  Eingemeindung  die  eingemein- 
deten Bezirke  in  immer  größere  Abhängigkeit  in  Hinsicht  des  Ein- 
kaufs-Verkehrs gebracht,  so  daß  sie  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürf- 
nisse auf  den  Bochumer  Markt  angewiesen  waren.  Die  Stadt  bildete 
ferner  durch  ihre  Lage  an  der  Bergisch-Märkischen  Bahnstrecke 
die  Verkehrszentrale  für  den  Fernverkehr  der  eingemeindeten 
Bezirke. 

Die  Stadt  Bochum  hatte  sich  aber  für  ihre  engere  Umgebung 
nicht  nur  als  Zentrum  für  den  Einkaufs-  und  Vergnügungsverkehr 
entwickelt,  sondern  auch  als  Kulturzentrum.  Seit  dem  Jahre  1860, 
in  dem  das  Bochumer  Gymnasium  gegründet  worden  ist,  wurden 
die  höheren  Schulen  Bochums  auch  von  den  Kindern  der  Einge- 
sessenen der  Nachbargemeinden  besucht*).  Die  Frequenz  der  aus- 
wärtigen Schüler  aus  den  der  Stadt  Bochum  nahegelegenen  Ge- 
meinden war  bald  so  stark,  daß  im  Jahre  1889  Bochum  dazu  über- 
ging, zu  dem  Schulgeld  der  auswärtigen  Schüler,  falls  deren  Eltern 
in  den  der  Stadt  Bochum  benachbarten  Gemeinden  ihren  Wohnsitz 
hatten,  einen  Zuschlag  von  75  % zu  erheben,  während  für  die  Schüler, 
deren  Heimat  weiter  entfernt  lag,  nur  ein  Zuschlag  von  50  % zu  dem 
Schulgeld  zu  zahlen  war.  Diese  Maßregel  hatte  jedoch,  wie  sich 
bald  herausstellte,  einen  ungünstigen  Einfluß  auf  die  Gesamtbesuchs- 
stärke der  höheren  Lehranstalten,  und  so  wurden  am  1.  Oktober  1892 
die  Zuschläge  auf  50%  für  Schüler,  deren  Heimatsort  die  Nachbar- 
gemeinden waren,  und  auf  25%  für  die  Schüler  aus  weiter  entferntem 
Heimatsorte  herabgesetzt. 

Neben  dem  Gymnasium  wurde  namentlich  die  Bochumer 
Oberrealschule  aus  nächster  Umgebung  der  Stadt  stark  frequentiert. 


Die  Frequenzziffer  der  Oberrealschule  war  folgende: 

Wiemelhausen 

Hamme 

Hofstede 

Grumme 

1900  21 

13 

10 

3 

1903  33 

19 

24 

2 

*)  Festschrift  zur  50jährigen  Jubelfeier  des  Gymnasiums  zu  Bochum. 
Bochum  1910.  Seite  156  ff. 
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Die  Anzahl  der  auswärtigen  Schüler  auf  der  Oberrealschule  in 
Bochum  betrug  1900:  174  und  1903:  240.  Es  stammten  somit  aus 
den  eingemeindeten  Bezirken  an  Auswärtigen: 

1900:  27% 

1903:  32% 

aller  auswärtigen  Schüler.  Die  Einwohner  der  eingemeindeten  Bezirke 
haben  die  höheren  Lehranstalten  der  Stadt  Bochum  für  die  Erziehung 
ihrer  Kinder  ständig  mitbenutzt,  wie  sie  ebenso  das  Bochumer 
Stadttheater  und  die  Veranstaltungen  des  Orchesters  ständig  be- 
sucht haben.  Eine  selbständige  Entwicklung  der  eingemeindeten 
Bezirke  in  kultureller  Hinsicht  hat  somit  nicht  stattgefunden,  da 
die  enge  Verbindung  mit  Bochum  die  eingemeindeten  Bezirke  von 
Anfang  an  auf  die  Einrichtungen  der  Stadt  Bochum  verwiesen  und  die 
4 Gemeinden  wegen  ihrer  finanziellen  Schwäche  nicht  in  der  Lage 
waren,  Institutionen  zu  schaffen,  die  denen  der  Stadt  Bochum 
ebenbürtig  gewesen  wären.  So  hatten  die  verschiedenen  Wechsel- 
beziehungen, die  zwischen  Bochum  und  den  Vororten  sich  entwickelt 
hatten,  allmählich  einen  einheitlichen  Wirtschaftskörper  geschaffen, 
zu  dessen  weiterer  Entwicklung  eine  einheitliche  Verwaltung  er- 
forderlich wurde. 

Schon  in  den  70er  Jahren  hatte  Bochum  die  Absicht  gehabt, 
einen  Teil  von  Wiemelhausen  einzugemeinden  und  zwar  soweit, 
wie  die  mit  Bochum  zusammenhängende  Bebauung  reichte.  Aber 
einer  teilweisen  Eingemeindung  von  Wiemelhausen  nach  Bochum 
stellte  sich  die  Gemeindevertretung  von  Wiemelhausen  ablehnend 
gegenüber.  Bochum  entschloß  sich  darauf,  die  Gemeinde  Wiemel- 
hausen, trotzdem  sie  in  ihren  südlichen  Teilen  noch  vorwiegend 
ländlichen  Charakter  trug,  ganz  einzugemeinden,  und  die  Gemeinde- 
vertretung von  Wiemelhausen  erklärte  sich  hiermit  einverstanden. 
Da  jedoch  die  Regierung  wegen  des  ländlichen  Charakters  des  süd- 
lichen Teiles  von  Wiemelhausen  diesen  Beschlüssen  ihre  Zustimmung 
nicht  geben  wollte,  zogen  sich  die  Verhandlungen  außerordentlich 
in  die  Länge.  Als  nun  die  Regierung  die  Zeit  einer  Eingemeindung 
Wiemelhausens  für  gekommen  hielt,  hatten  sich  inzwischen  auch 
dieVerhältnisse  und  die  Beziehungen  derStadt  Bochum  zu  den  übrigen 
eingemeindeten  Bezirken  soweit  entwickelt,  daß  sowohl  der  Regie- 
rung als  auch  der  Stadt  Bochum  selbst  eine  Eingemeindung  größeren 
Umfanges  angebracht  erschien. 
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Zu  der  Eingemeindung  führten  bei  dem  vorhandenen  wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge  der  eingemeindeten  Bezirke  mit  Bochum  und 
bei  der  Lage  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  folgende  Erwägungen: 
Da  infolge  der  engen  Bebauung  des  Bochumer  Stadtgebietes  das 
bebaute  Terrain  der  Stadt  sich  in  das  Gebiet  der  Gemeinden  Wiemel- 
hausen, Grumme  und  Hamme  fortsetzte,  so  war  es  bei  dem  Mangel 
eines  einheitlichen  Bebauungsplanes  nicht  möglich,  ohne  eine  Ein- 
verleibung dieser  drei  Gemeinden  das  zusammenhängend  bebaute, 
sich  über  vier  Verwaltungsbezirke  erstreckende  Terrain  so  einheitlich 
auszugestalten,  wie  es  den  Verkehrs-  und  Wohnbedürfnissen  der 
Eingesessenen  sämtlicher  Bezirke  entsprach.  Eine  Eingemeindung 
konnte  hier  allein  die  Entwicklung  des  Wirtschaftskörpers  in  ein- 
heitliche Bahnen  lenken.  Die  Enge  des  Bochumer  Stadtgebietes 
hatte  ferner  zur  Folge,  daß  industrielle  Betriebe,  die  sich  in  Bochum 
niederlassen  oder  ihre  dortigen  Anlagen  erweitern  wollten,  sich 
wegen  des  Mangels  an  bebauungsfähigem  Gelände  in  den  Vorort- 
gemeinden ansiedelten.  Da  dieser  Umstand  für  die  Steuerkraft  der 
Stadt  Bochum  bedenkliche  Folgen  hierbeiführen  mußte,  so  ergab 
sich  für  Bochum  die  Notwendigkeit  einer  Eingemeindung  der  an- 
stoßenden Bezirke.  Ein  weiterer  Anlaß  zur  Einverleibung  lag  in 
der  baulichen  Entwicklung  der  Umgebung  der  Stadt.  Die  Umgebung 
der  Stadt  Bochum  war  ein  zum  Teil  dicht  bebauter  Bezirk,  der 
jedoch  seiner  Bauweise,  der  Entwässerung  und  den  Straßenanlagen 
nach  noch  nach  ländlichen  Grundsätzen  eingerichtet  war.  Dieser 
Umstand  bildete  eine  stetige  hygienische  Gefahr  für  die  Bürger 
Bochums,  deren  Stadt  von  einer  durch  den  Mangel  jeglicher  Kanali- 
sation ungesunden  Zone  umgeben  war.  Ein  Anlaß,  die  Gemeinde 
Grumme  einzugemeinden,  bildete  weiter  die  hier  einsetzende  villen- 
mäßige Bebauung.  Diese  Bebauung  konnte  nur  dann  einheitlich 
ausgestaltet  werden,  wenn  die  Gemeinde  Grumme  nach  Bochum 
eingemeindet  wurde,  so  daß  Bochum  die  erforderlichen  Baupolizei- 
verordnungen erlassen  und  industrielle  Anlagen  diesem  Gelände 
möglichst  fernhalten  konnte.  Die  Einverleibung  der  Gemeinde 
Hofstede  war  im  Interesse  einer  einheitlichen  Entwässerung  des 
Gesamtbezirkes  notwendig.  Diese  Gemeinde  war  ihrer  Lage  nach 
dazu  bestimmt,  die  Abwässer  des  Gesamtbezirkes  dem  Vorfluter, 
der  Emscher,  zuzuführen  und  das  Terrain  herzugeben  für  die  Errich- 
tung von  Klärbassins,  die  auf  dem  Gebiete  der  Stadt  Bochum  wegen 
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Mangels  an  dem  erforderlichen  Baugelände  nicht  errichtet  werden 
konnten. 

Die  Erkenntnis  ihrer  Zusammengehörigkeit  führte  in  den 
Jahren  1903/04  zu  dem  Abschluß  der  Eingemeindungsverträge 
zwischen  den  beteiligten  Körperschaften.  Danach  sollten  die  ein- 
gemeindeten Bezirke  mit  der  Stadt  Bochum  zu  einer  einzigen  unter 
einer  Verwaltung  stehenden  Stadtgemeinde  Bochum  zusammen- 
treten. Die  Gemeinden  Wiemelhausen,  Hamme  und  Hofstede 
sollten  durch  je  drei,  die  Gemeinde  Grumme  durch  zwei  Stadtver- 
ordnete in  dem  Bochumer  Stadtverordnetenkollegium  vertreten 
sein.  Die  zuerst  eintretenden  Stadtverordneten  sollten  von  den 
Gemeindevertretungen  der  einzelnen  Bezirke  gewählt  werden.  Eine 
entsprechende  Beteiligung  dieser  neueingetretenen  Stadtverordneten 
in  den  ständigen  Ausschüssen  der  Stadtverordneten-Versammlung 
wurde  zugesichert.  Die  in  dem  Dienst  der  Gemeinden  beschäftigten 
Beamten  und  die  Beamten  des  Restamtes,  dem  die  Gemeinden  ange- 
hörten, wurden,  soweit  sie  durch  die  Eingemeindung  überflüssig 
wurden,  in  den  Dienst  der  Stadt  übernommen.  Ihre  Gehaltsregu- 
lierung sollte  in  der  Weise  stattfinden,  daß  sie  keineswegs  schlechter 
gestellt  wurden  als  bisher.  Sämtliche  eingemeindeten  Bezirke  be- 
hielten sich  in  den  Eingemeindungsverträgen  vor,  daß  in  ihren  Be- 
zirken ein  Meldeamt,  eine  Polizeistation,  eine  Abfertigungsstelle 
für  Kranken-,  Invaliden-  und  Altersversicherungsangelegenheiten 
bestehen  blieb.  Kanalisation  sollte  nach  Möglichkeit  in  den  einver- 
leibten Gemeinden  durchgeführt  werden.  Auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
legung von  Gas-  und  Wasserleitungsrohren  und  der  Beleuchtung 
und  auf  dem  Gebiete  des  Wegebaues  wurden  den  Gemeinden  Zuge- 
ständnisse gemacht  und  der  Umfang  der  Leistungen  genau  festgelegt. 

Der  Schlachthauszwang  sollte  in  den  eingemeindeten  Bezirken  durch- 
geführt werden.  Nur  der  Eingemeindungsvertrag  mit  Grumme 
enthält  keine  Bestimmungen  hierüber.  In  der  Gemeinde  Hofstede 
und  in  den  ländlichen  Teilen  der  Gemeinden  Wiemelhausen  und 
Hamme  sollte  jedoch  der  Schlachthauszwang  für  Privatschlachtungen 
erst  später  einsetzen.  Ein  Steuerprivileg  hatte  sich  nur  die 
Gemeinde  Hofstede  Vorbehalten,  insofern  die  in  dieser  Gemeinde 
Steuerpflichtigen  sowie  deren  Nachkommen  und  ersten  Rechts-  / 
nachfolger,  solange  sie  in  diesem  Bezirk  wohnten,  bis  zum  1.  April 
1912  nicht  mehr  als  200%  der  staatlich  veranlagten  Steuern  zu 
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zahlen  haben.  Um  die  Errichtung  billiger  Arbeiterwohnungen  zu 
fördern,  hatte  Wiemelhausen  gemäß  § 10  Absatz  2 des  Eingemein- 
dungsvertrages mit  der  Stadt  Bochum  die  Vereinbarung  getroffen, 
daß  für  den  südlichen  Teil  der  Gemeinde  die  ortsstatutarischen  Vor- 
schriften über  den  Ausbau  von  Straßen  für  die  Dauer  von  12  Jahren 
dahin  ermäßigt  werden  sollten,  daß  an  die  Stelle  der  vorgeschriebenen 
Pflasterung  eine  Chaussierung  der  Straßenfahrbahn  als  ausreichend 
erachtet  wurde.  Mit  den  Restämtern,  aus  denen  Wiemelhausen, 
Hofstede  und  Grumme  ausgeschieden  waren  — Hamme  bildete 
ein  eigenes  Amt  — , wurde  eine  Vereinbarung  dahin  erzielt, 
daß  die  Stadt  Bochum  als  Rechtsnachfolgerin  der  ausgeschie- 
denen Gemeinden  auf  das  ihr  anteilig  zustehende  Vermögen  und 
ferner  auch  auf  die  den  Gemeinden  aus  ihrer  Zugehörigkeit  zum 
Sparkassenverbande  der  Ämter  Weitmar,  Bochum  II,  Harpen, 
Hofstede  und  Hamme  jährlich  zufließenden  Sparkassenüberschüsse 
und  ihren  Anteil  am  Reservefonds  verzichtete.  Als  Abfindung  er- 
hielten das  Restamt  Hofstede  50  000  M und  das  Restamt  Harpen 
35  000  M zugestanden,  die  jedoch  nach  der  Eingemeindung 
zunächst  aus  dem  seitens  des  Sparkassenverbandes  auf  die  einge- 
meindeten Bezirke  entfallenden  Betrag  an  Überschüssen  vorweg 
beglichen  werden  sollten.  Auf  den  Anteil  der  eingemeindeten  Bezirke 
an  dem  Kreisvermögen  verzichtete  die  Stadt  Bochum  gleichfalls 
und  verpflichtete  sich  außerdem,  an  den  Landkreis  für  entgangene 
Steuerkraft  die  Summe  von  120  000  M zu  zahlen. 

Auf  Grund  dieser  Abmachungen  wurde  die  Eingemeindung 
am  1.  Juni  1904  mit  rückwirkender  Kraft  vom  1.  April  1904  vollzogen. 

Die  Eingemeindungen  der  Stadt  Hagen. 

Die  Stadt  Hagen  bildet  im  Osten  des  rheinisch- westfälischen 
Industriebezirkes  den  südlichen  Pol,  in  dem  alle  Verkehrswege 
zusammenlaufen.  Sie  sah  sich  schon  in  dem  Jahre  1876  genötigt, 
auf  eine  Erweiterung  des  engen  Stadtgebietes  bedacht  zu  sein,  als 
die  Eisenindustrie  anfing,  aus  den  Tälern  des  Sauerlandes  abzu- 
wandern und  sich  um  die  Verkehrsknoten  zu  konzentrieren.  Hagen 
zog,  um  die  Eisenindustrie  aufnehmen  zu  können,  in  diesem  Jahre 
die  Gemeinden  Wehringhausen  und  Eilpe  in  ihren  Stadtbezirk  ein, 
die  dem  Stadtgebiet  Hagen  einen  Zuwachs  von  1184  ha  mit  8240 
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Einwohnern  brachten.  Im  Jahre  1901  hat  dann  eine  zweite  Einge- 
meindung stattgefunden,  und  zwar  wurden  die  Gemeinden  Eckesey, 
Eppenhausen  und  Delstern  der  Stadt  Hagen  ein  verleibt.  Eckesey 
lag  im  Norden  des  Hagener  Stadtgebietes,  die  Gemeinde  Eppen- 
hausen berührte  im  Osten,  die  Gemeinde  Delstern  im  Süden  die 
Hagener  Stadtgrenze.  Die  Größen  Verhältnisse  der  eingemeindeten 
Bezirke  und  des  Hagener  Stadtbezirkes  verhielten  sich  wie  folgt: 
Hagen  1738  ha 
Eckesey  322  „ 

Eppenhausen  403 
Delstern  653  „ 

Die  Stadt  verdankt  ihren  Aufschwung  in  erster  Linie  der  Eisen- 
industrie, wenngleich  im  neunzehnten  Jahrhundert  auch  die  Textil- 
industrie dort  ihren  Sitz  gehabt  hat,  ohne  jedoch  einen  dauernden 
bedeutenden  Aufschwung  zu  nehmen.  Nach  der  Eingemeindung  von 
Eilpe  und  Wehringhausen  hatte  sich  das  neue  Hagener  Stadtgebiet 
allmählich  mit  Industrien,  namentlich  der  Eisenindustrie,  und  der 
ihr  folgenden  Bevölkerung  wieder  angefüllt.  Platz  für  gewerbliche 
Unternehmungen  war  zur  Zeit  der  Eingemeindung  kaum  noch  vor- 
handen, oder  wo  noch  ein  solcher  zu  haben  war,  waren  die  Boden 
preise  derartig  hoch  geworden,  daß  die  Industrie  es  vorzog,  sich 
außerhalb  des  Hagener  Stadtgebietes  anzusiedeln.  Günstig  hier- 
für war  die  Gemeinde  Eckesey  gelegen,  vor  allem  wegen  der  Nähe 
des  Hagener  Hauptbahnhofes  und  der  Straßenbahnverbindung  mit 
ihm  und  mit  Hagen  selbst.  So  ließ  sich  die  Industrie,  besonders 
die  Eisenindustrie,  da  sie  auf  Hagener  Gebiet  keinen  Platz  zur  Er- 
weiterung ihrer  Anlagen  und  zu  Neuansiedlungen  mehr  finden 
konnte,  auf  Eckeseyer  Gebiet  nieder.  Es  hatte  sich  in  Eckesey 
allmählich  eine  starke  Eisenindustrie  entwickelt,  die  zur  Zeit  der 
Eingemeindung  15  Eisenwerke  mit  zusammen  ca.  3000  Arbeitern 
umfaßte. 

In  der  Gemeinde  Eppenhausen  hatte  sich  Industrie  nicht  ange- 
siedelt. Diese  Gemeinde  hatte  einen  rein  ländlichen  Charakter. 
Auch  Delstern  hatte  eine  bedeutende  Industrie  nicht  aufzuweisen. 
Zur  Zeit  der  Eingemeindung  waren  dort  an  Unternehmungen  vor- 
handen: Die  Anlagen  einer  alten  Papierindustrie,  die  sich  im 
17.  Jahrhundert  entwickelt  hatte,  und  einige  kleinere  Eisenwerke. 
Vorwiegend  hatte  auch  Delstern  ländlichen  Charakter. 


27 


Die  in  der  Gemeinde  Eckesey  befindlichen  industriellen  Eta- 
blissements wurden  fast  sämtlich  von  Personen  geleitet,  die  in  Hagen 
ihren  Wohnsitz  hatten.  Von  hier  aus  wurde  auch  zum  Teil  die  Ver- 
waltung der  einzelnen  Unternehmungen  geführt.  Wie  eng  in  dieser 
Hinsicht  die  Beziehungen  zwischen  Hagen  und  Eckesey  waren, 
ergibt  sich  daraus,  daß  im  Jahre  1900:  13  Personen,  die  in  Hagen 
ihren  Wohnsitz  hatten,  in  Hagen  und  in  Eckesey  zur  Gewerbe- 
steuer herangezogen  wurden  und  zwar  mit  einem  Veranlagungssoll: 
für  Hagen  von  14  303,—  M 
für  Eckesey  von  4 754,—  M 

Es  hatten  ferner  im  Jahre  1900  in  Hagen  ihren  Wohnsitz  und  waren 
in  Eckesey  zur  Gewerbesteuer  veranlagt:  8 Personen  mit  4080  M 
Veranlagungssoll.  Von  einem  Gesamtveranlagungssoll  der  Ge- 
werbesteuer Eckeseys  in  Höhe  von  12  496  M im  Jahre  1900  ent- 
fielen somit  ein  Veranlagungssoll  von  8834  M d.  h.  2/3  auf  Personen, 
die  in  Hagen  ihren  Wohnsitz  hatten.  Dieser  Hinweis  mag  genügen, 
um  die  engen  Beziehungen  zwischen  Hagen  und  Eckesey,  welche 
die  Industrie  geschaffen,  darzutun. 

Das  Wachsen  der  Industrie  hatte  natürlich  dorthin,  wo  sie  sich 
angesiedelt  hatte,  größere  Menschenmengen  gezogen.  Die  Be- 
völkerungsbewegung in  Hagen  selbst  und  den  von  der  Stadt  einge- 
meindeten  Bezirken  ist  folgende  gewesen: 


1890 

1895 

1900 

Hagen 

22  308 

25  268 

28  000 

Wehringhausen 

8 244 

11  003 

15  000 

Eilpe 

4 876 

5 562 

7 000 

Eckesey 

6 808 

8 816 

11  600 

Eppenhausen 

1 214 

1 270 

1 400 

Delstern 

1 639 

1 751 

2 000 

Die  Bevölkerung  ist  in  dem  industriellen  Eckesey  stark  gewachsen, 
während  die  noch  ländlichen  Bezirke  Eppenhausen  und  Delstern 
eine  nur  geringe  Zunahme  zeigen. 

Dementsprechend  hatte  sich  auch  in  den  eingemeindeten  Be- 
zirken die  Bebauung  entwickelt.  Die  Gemeinde  Eckesey  hatte  in 
ihrem  bevölkertsten  Teil,  dem  sogenannten  Altenhagen,  den  Charakter 
einer  Landgemeinde  völlig  verloren  und  vollständig  städtische  Be- 
bauung angenommen.  Dieser  Teil  der  Gemeinde  Eckesey  hing  direkt 
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mit  dem  Hagener  Stadtgebiet  zusammen  und  war  von  ihm  nur  durch 
die  Volme  getrennt.  Eine  breite  Brücke  verband  die  Altstadt  mit 
den  Vororten  Altenhagen — Eckesey,  um  den  Verkehr  zwischen  ihnen 
zu  vermitteln.  Die  Hagener  Bahnhofsanlagen,  die  einen  bedeutenden 
Umfang  infolge  des  regen  Verkehrs  der  Stadt  Hagen  angenommen 
hatten,  lagen  zum  Teil  auf  Hagener,  zum  Teil  auf  Eckeseyer  Gebiet. 
Die  dichte  Bebauung  des  Hagener  Stadtbezirkes,  die  eine  Steigerung 
des  Preises  des  Bodens  zur  Folge  gehabt  hatte,  hatte  die  Ansied- 
lungen der  Industrie  und  das  Anwachsen  der  Bevölkerung  in  Eckesey 
veranlaßt. 

Anders  hatte  sich  die  Bebauung  in  den  Gemeinden  Eppen- 
hausen und  Delstern  gestaltet.  Hier  überwog  noch  bedeutend  die 
ländliche  Siedlungsweise.  Nur  an  den  beiden  Hauptverkehrsstraßen, 
an  der  Eppenhausener  Straße  und  an  der  Delstener  Straße,  hatte  die 
Bebauung  städtischen  Charakter  angenommen.  Hier  draußen 
wohnten  vielfach  Arbeiter  der  industriellen  Werke  Hägens  in  billigen 
Mietswohnungen,  da  der  Mangel  an  bebauungsfähigem  Gelände  in 
Hagen  selbst  die  Grundstückspreise  und  damit  auch  die  Mietspreise 
in  die  Höhe  getrieben  hatte. 

Die  Ansiedlung  größerer  Menschenmassen  in  der  Umgebung 
der  Stadt  Hagen  und  der  Eintritt  städtischer  Bebauung  in  Alten- 
hagen-Eckesey  und  an  den  Fortsetzungen  der  Haupt-  und  Verkehrs- 
straßen nach  Eppenhausen  und  Delstern  zog  schon  früh  das  Bedürfnis 
nach  städtischen  Einrichtungen,  nach  einer  Wasser-  und  Gasver- 
sorgung, nach  sich.  So  schloß  Eckesey,  in  dem  die  städtische  Bebauung 
die  weitesten  Fortschritte  gemacht  hatte,  am  16.  März  1886  mit 
der  Stadt  Hagen  einen  Wasserversorgungsvertrag,  nach  dem  Hagen 
in  der  Gemeinde  Eckesey  ein  Wasserrohrnetz  nach  einem  bestimmten 
Plane  baute  und  der  Stadt  das  Recht  der  alleinigen  Wasserversorgung 
auf  50  Jahre  eingeräumt  wurde.  Auch  Delstern  schloß  mit  Hagen, 
wenn  auch  wesentlich  später,  einen  Wasserlieferungsvertrag.  Es 
baute  eine  eigene  Wasserleitung  und  übertrug  durch  Vertrag  vom 
27.  Oktober  bzw.  5.  November  1898  die  Wasserlieferung  an  die 
Stadt  Hagen,  die  ihr  Wasser  an  die  Gemeinde  Delstern  durch  einen 
Wassermesser  abgab.  Die  Gemeinde  Eppenhausen  dagegen  war  zur 
Zeit  der  Eingemeindung  noch  nicht  mit  einer  Wasserleitung  ver- 
sehen ; es  hatte  dieses  seinen  Grund  einmal  in  der  noch  fast  gänzlich 
ländlichen  Siedlungsweise  in  dieser  Gemeinde,  ferner  aber  in  der 
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Armut  der  Bevölkerung  und  dem  Mangel  jeglicher  Industrie,  die  ja, 
wie  sich  für  die  nach  Bochum  eingemeindeten  Bezirke  gezeigt  hat 
(vgl.  Tabelle  1),  den  größten  Wasserbedarf  entwickelt. 

Anders  hat  sich  die  Gasversorgung  der  einzelnen  Bezirke  ge- 
staltet. Die  Gemeinde  Eckesey  wurde  bereits  gemäß  dem  Vertrage 
vom  2.  September  1863  seitens  der  Deutschen  Continental- Gas- 
gesellschaft in  Dessau  mit  Gas  versorgt.  Die  Gesellschaft  hatte  in 
Hagen  eine  Gasanstalt  und  versorgte  von  hier  aus  den  Stadtbezirk 
und  die  Umgegend  mit  Gas.  Mit  dieser  Gesellschaft  schloß  die  Stadt 
Hagen  am  8.  Juni  1893  einen  Vertrag  ab,  wodurch  die  Stadt  die 
Gasversorgung  in  eigener  Regie  übernahm,  der  Gesellschaft  dagegen 
die  ausschließliche  Versorgung  von  fünf  anderen  Gemeinden  zuge- 
standen wurde,  darunter  auch  die  Gasversorgung  der  Gemeinde 
Eckesey.  Dagegen  kaufte  Hagen  außer  dem  Rohrnetz,  das  inner- 
halb seines  Stadtbezirks  gelegen  war,  auch  das  Rohrnetz,  das 
in  Delstern  verlegt  worden  war  und  übernahm  auch  die  Gasver- 
sorgung dieser  Gemeinde.  Eppenhausen  wurde  gleichfalls  zur  Zeit 
der  Eingemeindung  seitens  der  Stadt  Hagen  mit  Gas  versorgt. 
Die  Gasversorgung  der  Gemeinde  Eckesey  sollte  jedoch,  auch  für 
den  Fall  einer  Eingemeindung  nach  Hagen,  gemäß  § 9 des  Vertrages 
vom  8.  Juni  1893  der  Continental- Gesellschaft  verbleiben. 

Die  Gesamtentwicklung  der  eingemeindeten  Bezirke  ergibt  sich 
aus  der  in  der  Anlage  4 aufgestellten  Entwicklung  der  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer.  Diese  Aufstellung  weist  einmal  auf 
den  industriellen  Aufschwung  Eckeseys,  ferner  auf  die  überwiegend 
ländlichen  Verhältnisse  in  den  Gemeinden  Eppenhausen  und  Delstern 
und  auf  die  langsame  Entwicklung  dieser  Gemeinden  hin. 

Mit  dem  Anwachsen  der  Industrie  in  Eckesey  bildete  sich  auch 
allmählich  ein  immer  stärker  werdendes  Verkehrsbedürfnis  heraus, 
namentlich  mit  dem  Hauptbahnhof  in  Hagen.  Diesem  Verkehrs- 
bedürfnis suchte  eine  Straßenbahn  abzuhelfen,  die  von  einer  Privat- 
gesellschaft erbaut,  am  7.  Juli  1895  eröffnet  und  mit  Akkumulatoren 
betrieben  wurde.  Der  Akkumulatorenbetrieb  dieser  Verbindungs- 
bahn wurde  am  1.  Juli  1898  durch  den  Pferdebetrieb  abgelöst,  da 
die  infolge  des  Akkumulatorenbetriebes  schwere  Bauart  der  Straßen- 
bahnwagen zu  einer  verhältnismäßig  schnellen  Abnutzung  derselben 
führte.  Am  22.  Oktober  1900  wurde  dann  die  Strecke  Bahnhof — 
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Eckesey  von  der  Hagener  Straßenbahn- Aktiengesellschaft  zu  Hagen 
übernommen. 

Die  Verkehrsentwicklung  auf  der  Strecke  Bahnhof— Eckesey 
ist  eine  stets  steigende  gewesen.  Leider  stehen  genaue  Zahlen  nur 
für  die  Zeit  zur  Verfügung,  seitdem  die  Linie  von  der  Hagener 
Straßenbahn-A.-G.  übernommen  worden  ist.  Der  Verkehr  hat 
sich  demnach  in  folgendem  Rahmen  bewegt.  Es  wurden  auf  der 
Strecke  Eckesey— Hagen  befördert: 

1899/1900  (vom  1.  IX.  1899  bis  1.  VII.  1900)  223  967  Personen 
1900/1901  306  516 

Mit  Delstern  und  Eppenhausen  bestand  zur  Zeit  der  Eingemeindung 
eine  Straßenbahnverbindung  noch  nicht.  Das  Straßenbahnnetz 
wurde  erst  nach  der  Eingemeindung  dorthin  ausgedehnt.  Die  Ver- 
kehrsverbindung der  Gemeinde  Eckesey  mit  Hagen  hatte  auch 
hier  die  Folge,  daß  eine  selbständige  wirtschaftliche  Entwicklung 
dieser  Gemeinde  nicht  stattfinden  konnte.  Denn  die  Stadt  Hagen 
zog  den  besseren  Einkaufs-  und  Vergnügungsverkehr  an  sich,  da 
die  in  Eckesey  gelegenen  Einkaufslokale  mit  den  Hagener  Ge- 
schäften, was  Qualität  und  Billigkeit  anbelangte,  eine  Konkurrenz 
nicht  aushalten  konnten. 

In  gleicher  Weise  wie  Hagen  für  Eckesey  und  auch  wegen 
der  guten  Verbindungsstraßen  für  Eppenhausen  und  Delstern  das 
wirtschaftliche  Zentrum  geworden  war,  hatte  es  sich  auch  zum 
Kulturzentrum  für  seine  Umgebung  entwickelt.  Die  höheren  Lehr- 
anstalten der  Stadt  Hagen  sind  von  den  Schülern  aus  der  Um- 
gebung der  Stadt  ständig  besucht  worden.  Es  besuchten  die  höheren 
Schulen  im  Jahre  1900: 

Eckesey  Delstern  Eppenhausen 
Höhere  Mädchen-  15  3 — 

schule  .... 

Realschule  ...  34  2 1 

Auch  die  von  der  Stadt  Hagen  getroffenen  sozialen  und 
hygienischen  Einrichtungen  wurden  seitens  der  Außenbezirke  stets 
mitbenutzt,  so  daß  eine  Verselbständigung  der  eingemeindeten 
Bezirke  auf  den  Gebieten  sozialer  und  hygienischer  Fürsorge  nicht 
eintreten  konnte,  sondern  sich  vielmehr  eine  Abhängigkeit  der  Ge- 
meinden von  Hagen  und  seinen  sozialen  Einrichtungen  (Stadt- 
garten, Stadtwald,  Badeanstalt  usw.)  entwickelt  hatte. 
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Die  ersten  Bestrebungen  der  Stadt  Hagen  zu  einer  Vereinigung 
mit  den  Nachbargemeinden  richteten  sich  auf  Eckesey  und  reichen 
bis  zum  Jahre  1858  zurück*).  Im  Jahre  1892  wurde  die  Frage 
der  Vereinigung  von  Eckesey  mit  Hagen  wieder  angeregt.  Jedoch 
lehnte  Eckesey  die  Vereinigung  ab,  da  es  kurz  vorher  ein  eigenes 
Verwaltungsbureau  errichtet  und  einen  neuen  Gemeindevorsteher 
gewählt  hatte,  der  die  Geschäfte  der  Gemeinde  selbständig  ver- 
waltete. Bei  der  Entwicklung  der  Stadt  Hagen  und  ihrer  Um- 
gebung bis  zum  Jahre  1900  kamen  jedoch  dann  folgende  Gesichts- 
punkte in  Frage,  die  für  eine  Eingemeindung  von  Eckesey,  Eppen- 
hausen und  Delstern  nach  Hagen  sprachen:  Infolge  der  Enge  und 
der  dichten  Bebauung  des  Stadtbezirks  vermochte  die  Stadt  Hagen 
dem  Wohnbedürfnis,  das  die  Industrie  geschaffen  hatte,  nicht 
mehr  zu  genügen.  Raum  für  die  Entwicklung  ihrer  Industrie  ver- 
mochte Hagen  aus  demselben  Grunde  nicht  mehr  zu  bieten,  sondern 
die  Stadt  mußte  die  industriellen  Betriebe  in  die  Vororte  abwandern 
sehen.  Ihre  Steuerkraft  mußte  mit  der  Zeit  unter  diesen  Verhält- 
nissen leiden.  Es  erschien  deshalb  bei  der  finanziellen  Abhängig- 
keit der  Städte  des  rheinisch- westfälischen  Industriebezirkes  von 
der  in  ihnen  angesiedelten  Industrie,  eine  Erweiterung  des  Hagener 
Stadtgebietes,  um  der  Stadt  Gelände  zu  Wohnzwecken  und  zur 
Ansiedlung  für  die  Industrie  zur  Verfügung  zu  stellen,  geboten. 
Ein  weiterer  Anlaß  einzugemeinden  bildete  die  Frage  der  Kanali- 
sation. Im  Jahre  1900  war  eine  Kanalisation  in  Hagen  und  den 
eingemeindeten  Außenbezirken  noch  nicht  durchgeführt.  Es  war 
für  eine  Entwässerung  des  Gesamtbezirks  erforderlich,  den  Abfluß- 
stammkanal durch  das  Gebiet  der  Gemeinde  Eckesey  zu  führen. 
Eine  Verständigung  der  Stadt  Hagen  und  der  Gemeinde  Eckesey 
wegen  Überlassung  der  Gemeindewege  zur  Durchführung  dieses 
Kanals  hatte  bis  zum  Jahre  1900  nicht  erzielt  werden  können.  Da 
nun  die  Kanalisation  bei  dem  dichten  Zusammenwohnen  ein  Er- 
fordernis für  die  Stadt  Hagen  und  die  Gemeinde  Eckesey  darstellte, 
so  erschien  die  Einverleibung  von  Eckesey  im  Interesse  des  Ge- 
samtgebietes notwendig. 

Aus  den  Eingemeindungsverträgen  ist  zu  erwähnen,  daß  der 
Gemeinde  Eckesey  zugestanden  wurde,  einen  eigenen  Wahlbezirk 

*)  Buschhaus:  Für  oder  gegen  den  Anschluß  der  Gemeinde  Eckesey  an 
die  Stadt  Hagen.  Eckesey  1894.  Seite  1. 
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nach  § 14  der  Städteordnung  für  die  Provinz  Westfalen  vom 
19.  März  1856  zu  bilden  und  durch  neun  Stadtverordnete  in  der 
Stadtverordnetenversammlung  der  Stadt  Hagen  vertreten  zu  sein. 
Eppenhausen  und  Delstern  dagegen  wurden  den  schon  bestehenden 
Wahlbezirken  angegliedert.  Im  übrigen  waren  die  Grundzüge  der 
abgeschlossenen  Eingemeindungsverträge  die  gleichen  wie  bei  den 
Bochumer  Eingemeindungen. 

Die  Vermögensauseinandersetzung  mit  dem  Restamt  Böle- 
Hagen,  aus  dem  die  eingemeindeten  Bezirke  ausschieden,  wurde 
in  der  Weise  geregelt,  daß  Hagen  an  dem  von  den  Gemeinden  des 
Amtes  Böle- Hagen  gebildeten  Sparkassen  verbände  eine  Beteiligung 
von  55  % Anteil  am  Reingewinn  und  am  Reservefonds  zugsstanden 
wurde. 

Dem  Landkreis  Hagen  hatte  die  Stadt  Hagen  für  entgangene 
Steuerkraft  eine  Entschädigung  von  375  000  M zu  zahlen. 

Die  Verhandlungen  über  diese  beiden  Punkte  mit  dem  Restamt 
Böle- Hagen  und  dem  Landkreis  bildeten  die  größten  Schwierigkeiten 
bei  den  Eingemeindungsverhandlungen,  und  nur  durch  das  große 
Entgegenkommen,  das  die  Stadt  Hagen  hier  bewiesen  hat,  ist  es 
gelungen,  die  Eingemeindung  zu  ermöglichen. 


Die  Eingemeindungen  der  Stadt  Herne. 

Die  von  Herne  im  Jahre  1908  eingemeindeten  Bezirke  Baukau 
und  Horsthausen  waren  dem  Herner  Stadtgebiet  nördlich  vorge- 
lagert. Sie  bildeten  politisch  mit  den  Gemeinden  Pöppinghausen 
und  Bladenhorst  das  Amt  Baukau.  Die  Größenverhältnisse  der 
beteiligten  Körperschaften  waren  folgende: 


Herne 800  ha 

Baukau  512  „ 

Horsthausen 391  „ 


Der  Kohlenbergbau  hat  in  erster  Linie  den  Aufschwung  t der 
Stadt  Herne  und  der  eingemeindeten  Bezirke  zur  Folge  gehabt. 
In  Herne  selbst  lagen  die  Schächte  Shamrock  1/ II,  die  der  Berg- 
werksgesellschaft Hibernia  gehörten,  welche  in  Herne  ihren  Sitz  hat, 
und  die  Schächte  Konstantin  IV/V,  der  Gewerkschaft  Constantin 
der  Große  (Bochum)  gehörig.  In  Baukau  lagen  die  Gruben  v.  d.  Heydt 
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und  Julia,  die  der  Harpener  Bergbau- A.-G.  gehörten  und  bereits 
in  den  Jahren  1864—1869  abgeteuft  waren.  Die  Belegschaft  dieser 
beiden  Zechen  war  im  Jahre  1907  folgende: 

v.  d.  Heydt 1409  Mann 

Julia 1628  „ 

In  Horsthausen  war  die  Zeche  Friedrich  der  Große,  der  Ge- 
werkschaft Friedrich  der  Große  gehörig,  im  Jahre  1871  angelegt. 
Diese  Anlage  hatte  sich  stetig  entwickelt,  und  die  Belegschaft  belief 
sich  im  Jahre  1907  auf  4076  Mann.  Die  Eisenindustrie  war  in  den 
eingemeindeten  Bezirken  noch  nicht  heimisch  geworden,  während 
die  Stadt  Herne  außer  ihrem  Kohlenbergbau  an  Industrien  noch 
elf  Eisenbearbeitungsfabriken,  ferner  Ziegeleien  und  Sägewerke 
aufzuweisen  hatte.  Die  Gesamtzahl  der  im  Bergbau  beschäftigten 
Arbeiter  betrug  für  Herne  und  die  beiden  eingemeindeten  Bezirke 
im  Jahre  1907  ca.  10  000  Mann. 

Mit  dem  Anwachsen  der  Industrie  hatte  das  Wachstum  der 
Bevölkerung  gleichen  Schritt  gehalten.  In  den  Zählungen  vor  der 
Eingemeindung  zeigte  die  Bevölkerung  in  Herne  und  in  den  ein- 
gemeindeten Bezirken  folgendes  Wachstum: 


1895 

1900 

1904 

1905 

1906 

1907 

Herne  . . . 

. 19  305 

27  863 

30  019 

32  103 

33  199 

34  337 

Baukau  . . . 

. 4 922 

7 914 

9 597 

10  414 

11  059 

12  092 

Horsthausen  . 

. 2 406 

3 790 

4 637 

4 672 

5 000 

5 960 

Der  Bevölkerungsvermehrung  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
ist  die  Bautätigkeit  gefolgt.  Diese  hat  zunächst  an  der  Grenze  des 
Herner  Stadtgebietes  eingesetzt,  und  allmählich  sind  die  Fortsetzungen 
der  Verkehrsstraßen  der  Stadt  Herne  in  die  eingemeindeten  Bezirke 
zusammenhängend  mit  dem  Herner  Stadtgebiet  bebaut  worden.  So 
sind  auch  durch  lange  Straßen  die  von  den  einzelnen  Zechen  ange- 
legten Kolonien  mit  der  Stadt  in  Zusammenhang  gelangt.  Eine 
Kanalisation  der  Stadt  Herne  war  nur  dann  möglich,  wenn  die 
Gemeinde  Baukau,  welche  die  Stadt  von  ihrem  Vorfluter,  der 
Emscher,  trennte,  ihre  Zustimmung  zur  Durchführung  der  Ab- 
flußkanäle gab.  Herne  hatte  daher  mit  der  Gemeinde  Baukau 
und  der  Bergwerksgesellschaft  Hibernia  einen  Vertrag  abgeschlossen, 
nach  dem  sich  die  drei  Korporationen  zur  gemeinschaftlichen  Anlage 
und  Unterhaltung  eines  Tiefentwässerungsgrabens  von  der  Cöln- 
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Mindener  Bahn  in  Herne  bis  zur  Emscher  verpflichteten.  An  den 
Kosten  dieser  Anlage  waren  beteiligt: 

Herne mit  45  % 

Bergwerksgesellschaft  Hibernia  . . > 45  % 

Baukau „ 10  % 

Dieser  von  den  drei  Korporationen  abgeschlossene  Vertrag 
weist  darauf  hin,  daß  im  Interesse  einer  Entwässerung  des  Gesamt- 
gebiets die  Eingemeindung  von  Baukau  nach  Herne  erstrebenswert 
erschien. 

Als  ein  einheitliches  Versorgungsgebiet  ist  Herne  mit  den 
eingemeindeten  Bezirken  stets  in  Hinsicht  der  Gas-  und  Wasser- 
lieferung angesehen  worden.  Herne  und  die  eingemeindeten 

Bezirke  sind  auf  diesen  Gebieten  stets  gemeinschaftlich  vorgegangen 
und  auch  stets  als  ein  einheitliches  Ganzes  betrachtet  worden. 
Am  31.  Dezember  1880  schlossen  Herne  und  Baukau  einen  Wasser 
lieferungsvertrag  auf  30  Jahre,  nach  dem  die  Stadt  Bochum  ver- 
pflichtet war,  in  den  Gemeinden  Herne  und  Baukau  auf  ihre  Kosten 
Wasserleitungsrohre  nach  einem  bestimmten  Plane  zu  verlegen  und 
dorthin  Wasser  zu  liefern.  Am  5.  Mai  1881  verpflichtete  sich  die 
Stadt  Bochum  vertraglich  (im  Anschluß  an  das  städtische  Rohr- 
system in  Herne)  auch  zur  Wasserversorgung  der  in  Horsthausen 
gelegenen  Zeche  Friedrich  der  Große.  Dieser  Zustand  des  Wasser- 
bezuges dauerte  bis  zum  Jahre  1888.  Nachdem  im  Jahre  1887 
das  Schalker  Wasserwerk  von  dem  Wasserwerk  für  das  nördliche 
westfälische  Kohlenrevier  mit  dem  Sitze  zu  Castrop  aufgekauft 
worden  war,  schloß  die  Stadt  Bochum  am  19.  Januar  1888  mit 
dem  Wasserwerk  für  das  nördliche  westfälische  Kohlenrevier  einen 
Demarkationsvertrag.  In  diesem  Vertrage,  der  am  1.  April  1888 
in  Kraft  treten  sollte,  wurde  bestimmt,  daß  das  Versorgungsgebiet 
der  Gemeinden  Herne  und  Baukau  und  im  Anschluß  daran  die 
Wasser  lief  er  ung  an  die  Zeche  Friedrich  der  Große  in  Horsthausen 
an  das  Wasserwerk  für  das  nördliche  westfälische  Kohlenrevier 
fallen  sollte,  daß  dagegen  das  Gebiet  der  Stadt  Wattenscheid  nur 
von  Bochum  aus  mit  Wasser  versehen  werden  dürfe.  Bei  einer 
Weigerung  der  versorgten  Gebiete  diese  vertraglichen  Abmachungen 
anzuerkennen,  sollten  nach  § 3 des  abgeschlossenen  Vertrages  den 
fraglichen  Gemeinden,  sobald  wie  möglich,  gekündigt  werden.  Herne, 
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Baukau  und  die  Zeche  Friedrich  der  Große  in  Baukau  erklärten 
sich  jedoch  mit  der  in  dem  Vertrage  vorgesehenen  Änderung  in  der 
Wasserlieferung  nicht  einverstanden,  so  daß  die  Wasserversorgung 
der  eingemeindeten  Bezirke  und  der  Stadt  Herne  bis  zum  Jahre 
1901  ausschließlich  dem  Bochumer  Wasserwerk  verblieb.  Im 
Jahre  1901  schlossen  dann  die  Gemeinden  Herne  und  Baukau 
wegen  mancherlei  Unzuträglichkeiten,  die  sich  mit  dem  Bochumer 
Wasserwerk  ergeben  hatten,  mit  dem  Wasserwerk  für  das  nördliche 
westfälische  Kohlenrevier  zu  Gelsenkirchen  auf  50  Jahre  einen 
Vertrag  dahin  ab,  daß  dem  Gelsenkirchener  Wasserwerk  das 
alleinige  Recht  zur  Wasserlieferung  zustehen  sollte.  Das  Zusammen- 
gehen Hernes  und  der  eingemeindeten  Bezirke  in  der  Frage  der 
Wasserversorgung  beweist,  wie  sehr  sich  die  drei  Bezirke  nach  außen 
hin  stets  als  Einheit  gefühlt  haben. 

Noch  inniger  gestalten  sich  die  Beziehungen  der  Stadt  Herne 
zu  ihren  Nachbargemeinden  durch  die  Beleuchtungs-  und  Gas- 
versorgungsfrage. Die  Stadt  Herne  hatte  am  7.  September  1869 
einen  Vertrag  mit  der  Bergwerksgesellschaft  Hibernia  geschlossen 
und  bezog  seit  dieser  Zeit  bis  zum  31.  Dezember  1902  von  dort 
ihr  Gas.  Auch  die  Gemeinden  Baukau  und  Horsthausen  wurden 
seitens  der  Bergwerksgesellschaft  Hibernia  mit  Gas  versorgt.  Um 
nun  selbst  aus  dem  stetig  steigenden  Gaskonsum  der  Stadt  einen 
Nutzen  ziehen  zu  können,  entschloß  sich  Herne  zum  Bau  eines 
eigenen  Gaswerkes  und  zwar  in  Gemeinschaft  mit  den  Gemeinden 
Baukau  und  Horsthausen.  Die  Stadtverordneten  der  Stadt  Herne 
beschlossen  am  17.  Dezember  1900,  den  mit  der  Bergwerksgesell- 
schaft Hibernia  abgeschlossenen  Gaslieferungsvertrag  zu  kündigen. 
Herne  trat  dann  mit  Baukau  und  Horsthausen  in  Unterhandlungen 
über  den  Bau  eines  Gaswerkes,  und  diese  hatten  den  Erfolg, 
daß  sich  die  drei  Korporationen  nach  § 1 des  abgeschlossenen 
Vertrages  zu  einer  Gesellschaft  unter  dem  Namen  „Kommunales 
Gaswerk  zu  Herne“  mit  dem  Zweck,  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung  eine  Gasfabrik  zu  bauen  und  zu  betreiben,  Zusammen- 
schlüssen. An  der  Gesellschaft  waren  beteiligt: 


Herne  . . . 
Baukau  . . 
Horsthausen 


mit  12  / 


» V 15 


36 


Die  Dauer  des  Vertrages  wurde  auf  50  Jahre  festgesetzt,  be- 
ginnend am  1.  Januar  1902.  Diese  gemeinsame  Institution  der 
Gasversorgung  hatte  ein  enges  Band  um  Herne  und  die  einge- 
meindeten Bezirke  gezogen. 

Einen  Gesamtüberblick  über  die  Entwicklung  der  Gemeinden 
gibt  auch  hier  die  Darstellung  der  Veränderung  des  Veranlagungs- 
solls der  Realsteuern  in  den  letzten  vier  Jahren  vor  der  Einge- 
meindung. Das  staatliche  Veranlagungssoll  der  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuern  zeigt  die  Steigung,  wie  sie  in  der  A n 1 a g e 5 
dargestellt  ist.  Aus  dieser  Darstellung  geht  hervor,  daß  die 
beiden  eingemeindeten  Bezirke  und  ihre  Insassen  immer  mehr 
finanziell  in  Abhängigkeit  von  der  Industrie  geraten  sind,  und  daß 
beide  Gemeinden,  wie  die  Entwicklung  des  Veranlagungssolls  der 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  ergibt,  einer  wachsenden  Verstadt- 
lichung und  Industrialisierung  entgegengingen. 

In  wirtschaftlicher  Hinsicht  gehörten  Baukau  sowohl  wie 
Horsthausen  seit  langem  zu  Herne.  Der  Bahnhof  Herne  der  Cöln- 
Mindener  Strecke  hatte  schon  seit  langem  den  Verkehr  der  einge- 
meindeten Bezirke  nach  Herne  gelenkt,  zumal  die  Herner  Station 
nicht  weit  der  Baukauer  und  Horsthausener  Grenze  angelegt  war. 
Durch  eine  Straßenbahn  mit  der  Stadt  Herne  verbunden  war  nur 
die  Gemeinde  Baukau.  Baukau  wurde  durchschnitten  von  der 
Linie  Herne— Recklinghausen.  In  dem  am  4.  Februar  1896  abge- 
schlossenen Gesellschaftsvertrage  beteiligten  sich  an  dem  Bau  der 
Linie  Herne — Recklinghausen  die  drei  Gemeinden  Herne,  Baukau, 
Recklinghausen,  und  zwar: 


Herne mit  2/6 

Baukau „ V6 

Recklinghausen „ 3/6 


Der  Bau  dieser  Straßenbahn  hat  die  wirtschaftliche  Zugehörig- 
keit Baukaus  nach  Herne  noch  gesteigert.  Der  Einkaufs-  sowohl 
wie  der  Vergnügungsverkehr  ging  von  den  eingemeindeten  Bezirken 
nach  Herne  oder  darüber  hinaus  durch  den  Herner  Bahnhof  nach 
Dortmund  und  Bochum.  Die  günstigen  Verkehrswege  hatten  auch 
schon  seit  langem  die  Geld-  und  Kreditwirtschaft  nach  Herne  ge- 
lenkt. Herne  hatte  zusammen  mit  dem  Amte  Baukau  seit  dem 
Jahre  1866  eine  gemeinsame  Sparkasse  mit  dem  Sitz  in  Herne, 
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deren  Überschüsse  an  die  einzelnen  beteiligten  Gemeinden  ver- 
teilt wurden. 

Auch  in  kultureller  Hinsicht  bestanden  zwischen  den  einge- 
meindeten Bezirken  und  der  Stadt  Herne  mancherlei  Berührungs- 
punkte. Dieses  zeigte  sich  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Schul- 
wesens. Mehr  als  % der  Einwohner  von  Baukau  gehörten  zu  der 
evangelischen  und  der  katholischen  Schulgemeinde  in  Herne.  Die 
Volksschulverwaltung  der  Gemeinde  Baukau  war  somit  haupt- 
sächlich vom  Bürgermeister  von  Herne  geleitet. 

Hatte  die  Schulverwaltung  Herne  mit  den  eingemeindeten 
Bezirken  schon  in  festen  Zusammenhang  gebracht,  so  war  dieses 
noch  mehr  durch  die  gemeinschaftliche  Regelung  des  gewerblichen 
Fortbildungsschulwesens  geschehen.  Herne  hatte  im  Jahre  1903 
gemeinschaftlich  mit  den  Gemeinden  Baukau  und  Horsthausen  die 
Errichtung  einer  gemeinsamen  gewerblichen  Fortbildungsschule  mit 
Schulpflicht  bis  zum  vollendeten  17.  Lebensjahre  beschlossen. 
Das  Ortsstatut  wurde  seitens  der  Königl.  Regierung  genehmigt 
und  die  Schule  am  1.  April  1904  eröffnet.  Träger  der  Schullasten 
waren  die  drei  Gemeinden,  der  Staat  und  die  Gewerbeunternehmer. 
Die  Gesamtausgaben  für  die  Schule  betrugen  im  Jahre  1905/06: 
9 445,55  M.  Die  Beiträge  der  beteiligten  Gemeinden  beliefen 
sich  für: 

Herne auf  2784,14  M 

Baukau  und  Horsthausen  . „ 786,41  „ 

Die  von  der  Stadt  unterhaltenen  höheren  Schulen  wurden 
gleichfalls  von  den  Kindern  der  Eingesessenen  von  Baukau  und 
Horsthausen  besucht.  Die  Rektoratschule  in  Herne,  die  von  einer 
Privatgesellschaft  gegründet  worden  war,  wurde  1872  von  der 
Gemeinde  übernommen,  und  die  Umwandlung  der  höheren  Privat- 
schule  in  eine  Rektoratschule  am  5.  Oktober  1872  seitens  der  König- 
lichen Regierung  genehmigt.  Am  17.  Dezember  1900  beschlossen 
sodann  die  Stadtverordneten  den  Ausbau  der  Anstalt  zur  Real- 
schule verbunden  mit  Progymnasium. 

Im  Jahre  1892  wurde  in  Herne  die  städtische  höhere  Mädchen- 
schule von  der  Rektoratschule  abgezweigt  und  von  Ostern  1892 
ab  selbständig  geführt.  Beide  höheren  Lehranstalten  der  Stadt 
Herne  haben  auch  den  Eingesessenen  von  Baukau  und  Horst- 
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hausen  ständig  zur  Ausbildung  ihrer  Kinder  gedient.  Die  Besuchs- 
ziffer seitens  der  eingemeindeten  Bezirke  war  im  Jahre  1907  folgende: 

Realschule  u.  Reformgymnasium,  Höhere  Mädchenschule 


Baukau 32  23 

Horsthausen 11  3 


Eine  selbständige  wirtschaftliche  oder  kulturelle  Entwicklung 
haben  die  eingemeindeten  Bezirke  nicht  erlangt;  für  sie  bildete 
die  Stadt  Herne  das  Wirtschafts-  und  Kulturzentrum. 

Schon  im  Jahre  1899  hatten  die  Verhandlungen  auf  Einge- 
meindung von  Baukau  und  Horsthausen  seitens  Herne  ihren  An- 
fang genommen.  Am  5.  August  1899  beschloß  jedoch  die  Gemeinde- 
vertretung von  Baukau:  „vorläufig  auf  das  Projekt  der  Eingemein- 
dung nicht  eingehen  zu  können,  da  die  Eingesessenen  durchweg  dem 
Projekte  abgeneigt  seien."  Die  Verhandlungen  kamen  daher  zum 
Stillstand  bis  zu  den  Jahren  1903  und  1904.  In  diesen  Jahren 
wurden  die  Verhandlungen  wieder  aufgenommen  und  am  29.  No- 
vember 1904  erklärte  sich  die  Gemeindevertretung  von  Baukau 
und  am  9.  Dezember  desselben  Jahres  auch  die  Gemeindevertretung 
von  Horsthausen  im  Prinzip  für  eine  Eingemeindung  nach  Herne. 
Die  Stadt  Herne  stimmte  diesen  Beschlüssen  am  20.  November  1904 
?u.  Jedoch  kamen  die  Verhandlungen  nicht  zum  Abschluß,  da 
über  die  Rechte  der  eingemeindeten  Bezirke  und  die  ihnen  zu  er- 
teilenden Vergünstigungen  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden 
konnte.  Im  Jahre  1907  wurden  dann  die  Verhandlungen  nochmals 
aufgenommen  und  glücklich  zum  Abschluß  gebracht. 

Den  eigentlichen  Anstoß  zu  der  Wiederaufnahme  der  Einge- 
meindungsverhandlungen gaben  im  Jahre  1907  außer  dem  Wunsche 
nach  einem  einheitlichen  Bebauungsplan  und  einer  einheitlichen 
Durchführung  der  Kanalisation  für  das  gesamte  Wirtschaftsgebiet 
namentlich  folgende  Gesichtspunkte: 

Nach  dem  Inkrafttreten  des  Volksschulunterhaltungsgesetzes 
vom  1.  April  1908  mußte  zwischen  Baukau  und  Herne  eine  Ver- 
mögensauseinandersetzung stattfinden,  da  von  diesem  Zeitpunkt 
an  jede  Gemeinde  einen  eigenen  Schulverband  bildete.  Da  nun 
über  % der  Einwohner  von  Baukau  zu  der  evangelischen  und 
katholischen  Schulgemeinde  Herne  gehörten,  so  wäre  eine  Ver- 
mögensauseinandersetzung nur  mit  großer  Schwierigkeit  durch- 
führbar gewesen. 


39 


Ein  weiterer  Anlaß  zur  Eingemeindung  im  Interesse  der  be- 
teiligten Körperschaften  bot  das  Projekt  der  Weiterführung  des 
Dortmund- Ems- Kanals  zum  Rhein.  Die  Trace  dieses  Kanals 
schnitt  wohl  die  Vorortgemeinden,  berührte  jedoch  nicht  das  Herner 
Stadtgebiet.  Da  Herne  aber  ein  Interesse  daran  hatte,  an  den 
Kanal  heranzukommen  und  seiner  Industrie  diesen  Wasserweg  zu 
erschließen,  so  erschien  der  Stadt  eine  Eingemeindung  von  Baukau 
und  Horsthausen  wünschenswert.  Aber  auch  für  Baukau  und 
Horsthausen,  als  Teile  eines  großen  Wirtschaftskörpers,  war  aus 
diesem  Anlaß  eine  Eingemeindung  nach  Herne  anzustreben.  Denn 
beide  Gemeinden  waren  wegen  der  Schwäche  ihrer  Finanzen  allein 
nicht  imstande,  durch  die  Anlage  von  Hafenbauten  der  sich  rasch 
in  ihnen  entwickelnden  Industrie  die  Vorteile  des  Wasserweges 
nutzbar  zu  machen.  Nur  eine  Eingemeindung  von  Baukau  und 
Horsthausen  konnte  der  Industrie  des  Gesamtbezirks  den  Nutzen 
sichern,  den  die  großzügige  Aufschließung  eines  Wasserwegs  zu 
bringen  pflegt. 

Die  Eingemeindungsverträge,  die  Herne  mit  den  eingemeindeten 
Bezirken  abgeschlossen  hat,  bewegen  sich  im  allgemeinen  in  dem- 
selben Rahmen,  wie  die  seitens  der  Städte  Bochum  und  Hagen 
abgeschlossenen  Verträge.  Es  wurde  zwischen  Herne  und  den  ein- 
gemeindeten Bezirken  vereinbart,  daß  beide  eingemeindeten  Bezirke 
bis  zum  1.  Januar  1916  einen  eigenen  Wahlkreis  bilden  und  Baukau 
neun,  Horsthausen  sechs  Vertreter  in  das  Stadtverordnetenkollegium 
von  Herne  entsenden  sollten.  Es  wurden  ferner  Bestimmungen 
getroffen  über  Wege-  und  Kanalbauten,  Einrichtungen  von  Wochen- 
märkten in  den  eingemeindeten  Bezirken,  die  Übernahme  der  Be- 
amten- und  Lehrpersonen  und  die  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
zu  treffenden  Einrichtungen  zum  bequemeren  Verkehr  der  Einge- 
sessenen mit  den  städtischen  Behörden.  Herne  verpflichtete  sich  ferner, 
an  die  evangelische  wie  katholische  Kirchengemeinde  zu  Baukau  die 
Summe  von  je  12  500  M zu  zahlen.  Die  evangelische  und  katholische 
Kirchengemeinde  Horsthausen  erhielten  nach  dem  Eingemeindungs- 
vertrage zu  Kirchenbauzwecken  eine  Zuwendung  von  je  50  000  M. 
Der  Gemeinde  Horsthausen  wurde  außerdem  wegen  ihrer  ver- 
hältnismäßig günstigen  finanziellen  Lage  nach  dem  Vertrage  die 
Summe  von  25  000  M zugebilligt,  die  vor  der  Eingemeindung  zu 
zahlen  und  im  öffentlichen  Interesse  nach  dem  Gutdünken  der 
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Gemeindevertretung  zu  verwenden  war.  Einen  Vorbehalt 
machte  die  Gemeinde  Baukau  betreffend  der  Einführung  der 
Wertzuwachssteuer  und  des  Schlachthauszwanges  für  das  nicht- 
gewerbsmäßige Schlachten.  Die  Wertzuwachssteuer  darf  nach 
§ 8 des  Eingemeindungsvertrages  in  den  ersten  auf  die  Ver- 
einigung folgenden  fünf  Jahren,  der  Schlachthauszwang  für  das 
nichtgewerbsmäßige  Schlachten  in  den  ersten  zehn  auf  die  Ver- 
einigung folgenden  Jahren  für  den  Bezirk  der  ehemaligen  Gemeinde 
Baukau  nicht  eingeführt  werden.  Im  § 9 des  Eingemeindungs- 
vertrages mit  Baukau  verpflichtete  sich  die  Stadt  Herne,  einen 
Teil  der  Kirchensteuern  innerhalb  der  ersten  fünf  Jahre  nach  der 
Eingemeindung  auf  den  Kommunaletat  zu  übernehmen. 

Das  Restamt  Bladenhorst  und  der  Landkreis  Bochum  erhielten 
als  Abfindungssumme  für  entgangene  Steuerkraft  je  50  000  M. 
An  den  Amtmann  des  Restamtes  Bladenhorst  hatte  die  Stadt 
Herne  für  dessen  durch  die  Eingemeindung  entstandenen  Ansprüche 
vereinbarungsgemäß  die  Summe  von  150  000  M zu  zahlen. 

Gemäß  den  unter  den  beteiligten  Korporationen  getroffenen 
Vereinbarungen  fand  am  1.  April  1908  die  Vereinigung  der  drei 
Körperschaften  zu  einem  Gemeinwesen  statt. 


Der  Zusammenschluß  Gelsenkirchens  und  seiner 
Umgebung  zu  einer  neuen  Großstadt. 

Im  Jahre  1903  hat  die  Stadt  Gelsenkirchen  die  Bezirke  Bis 
marck,  Bulmke,  Hüllen,  Ockendorf,  Schalke  und  Heßler  einge- 
meindet, oder  richtiger  ausgedrückt:  Gelsenkirchen  ist  mit  den 
oben  aufgeführten  Gemeinden  zu  einer  neuen  Großstadt  zusammen- 
geschlossen worden.  Gelsenkirchen  bildete  den  Mittelpunkt  und 
den  Kern  dieser  Industriegemeinden,  von  denen  Schalke  und  Heßler 
nordwestlich  und  westlich,  Bismarck  im  Norden  und  Bulmke, 
Hüllen  und  Ockendorf  im  Osten  und  Südosten  des  Gelsenkirchener 
Stadtgebiets  gelegen  waren.  (Vgl.  die  anliegende  Karte.)  Die 
Größenverhältnisse  der  einzelnen  zusammengeschlossenen  Gemeinden 
waren  folgende: 


Gelsenkirchen 
Schalke  . 


262,07  ha 
351,14  „ 
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Heßler 686,80  ha 

Bismarck 862,76  „ 

Bulmke 195,80  „ 

Hüllen  218,71  „ 

Ockendorf 506,64  „ 

Während  also  der  Gelsenkirchener  Stadtbezirk  nur  einen 
Flächeninhalt  von  262,07  ha  aufzuweisen  hatte,  umfaßten  die  ein- 
gemeindeten Gebiete  zusammen  einen  Flächenraum  von  2821,24  ha, 
d.  h.  sie  waren  ungefähr  elfmal  so  groß  wie  der  Stadtbezirk  Gelsen- 
kirchen. 

An  Industrien  sind  in  Gelsenkirchen  und  den  eingemeindeten 
Bezirken  in  erster  Linie  vertreten  der  Kohlenbergbau  und  die  Eisen- 
industrie. Der  Schwerpunkt  der  Großindustrie  ist  jedoch  nicht 
etwa  in  Gelsenkirchen  selbst  gelegen,  sondern  in  Schalke.  Gelsen- 
kirchen selbst  hatte  innerhalb  seines  Stadtbezirks  außer  dem  Wetter- 
schacht Consolidation  V nur  eine  Zeche,  nämlich  die  Zeche  Hibernia, 
aufzuweisen,  die  im  Jahre  1855  angelegt  worden  war  und  1903  eine 
Belegschaft  von  1138  Mann  zählte.  Außer  dieser  Zeche  war  an 
Großindustrie  in  Gelsenkirchen  selbst  die  Eisenindustrie  vertreten 
und  zwar  in  dem  Gelsenkirchener  Gußstahlwerk,  auf  dem  im 
Jahre  1903:  335  Arbeiter  beschäftigt  waren.  Mit  dem  Jahre  1865 
hat  die  industrielle  Entwicklung  der  Umgebung  von  Gelsenkirchen 
eingesetzt.  Schalke  war  der  eigentliche  Sitz  der  Großindustrie 
des  Gelsenkirchener  Bezirks  geworden.  Hier  befanden  sich  die 
Schächte  der  Bergwerksgesellschaft  Consolidation,  die  im  Jahre 
1902  eine  Belegschaft  von  3681  Mann  aufweisen  konnten.  Ferner 
war  hier  die  Zeche  Wilhelmine  Viktoria,  Schacht  I/I V,  angelegt 
worden,  die  1886  von  der  Bergwerksgesellschaft  Hibernia  aufge- 
kauft worden  war  und  im  Jahre  1902  eine  Belegschaft  von  1043 
iyiann  zählte.  Dem  Kohlenbergbau  war  in  die  eingemeindeten 
Bezirke  die  Eisenindustrie  gefolgt.  Namentlich  in  Schalke  hatte 
sich  die  Eisenindustrie  angesiedelt,  und  im  Jahre  1902  bestanden 
hier  sechs  größere  Eisenwerke  mit  einer  Gesamtarbeiterzahl  von 
3528  Mann.  So  verfügte  die  Gemeinde  Schalke  innerhalb  des 
Kranzes  von  Gemeinden,  welche  die  Stadt  Gelsenkirchen  um- 
gaben, über  die  bedeutendste  Industrie.  Heßler  beherbergte 
gleichfalls  den  Kohlenbergbau  und  de  Eisenindustrie.  In  dieser 
Gemeinde  lagen  die  Schächte  Wilhelmine  Viktoria  I I/I II,  welche 
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beide  zusammen  im  Jahre  1902  eine  Belegschaft  von  1191  Mann 
hatten.  Ferner  hatte  sich  hier  die  Eisenindustrie  niedergelassen, 
und  ein  Teil  der  Eingesessenen  von  Heßler  war  auf  den  hier  ge- 
legenen Eisenwerken  beschäftigt.  Die  Gemeinde  Bismarck  zeigte 
ähnlich  wie  die  Gemeinde  Schalke  eine  starke  Entwicklung  ihrer 
Industrie.  Der  Kohlenbergbau  trat  jedoch  hier  in  den  Vordergrund. 
Es  war  vor  allen  die  Inbetriebnahme  der  Schächte  der  Gewerk- 
schaft Graf  Bismarck  mit  dem  Sitze  zu  Bismarck  gewesen,  welche 
die  Umwandlung  der  Agrargemeinde  zur  Industriegemeinde  in  die 
Wege  geleitet  hatte.  In  dieser  Gemeinde  waren  auch  die  im  Jahre 
1874  in  Betrieb  genommenen  Schächte  Consolidation  II I/I V,  der 
Bergwerksgesellschaft  Consolidation  in  Gelsenkirchen  gehörig, 
gelegen.  Außer  dem  Kohlenbergbau  hatte  sich  in  Bismarck  noch  die 
chemische  Industrie  und  die  Ziegelei- Industrie  angesiedelt.  In  der 
Gemeinde  Bulmke  dagegen  hatte  sich  vorzüglich  die  Eisenindustrie 
niedergelassen,  die  dort  in  drei  größeren,  dem  Schalker  Gruben- 
und  Hüttenverein  gehörigen  Eisenwerken,  mit  einer  Gesamtzahl 
von  1383  Arbeitern  im  Jahre  1902  vertreten  war.  Auch  der  im 
Jahre  1873  in  Betrieb  genommene  Schacht  Alma,  der  Gelsenkirchener 
Bergwerks- A.-G.  zu  Gelsenkirchen  gehörig,  der  im  Jahre  1902 
eine  Belegschaft  von  1867  Mann  aufwies,  lag  in  dem  Gebiet  der 
Gemeinde  Bulmke.  Die  Gemeinde  Hüllen  war  gleichfalls  Sitz  der 
Eisenindustrie  geworden.  Hier  befand  sich  ein  größeres  Eisen- 
werk, auf  dem  im  Jahre  1902:  1451  Arbeiter  beschäftigt  waren  und 
das  gleichfalls  dem  Schalker  Gruben-  und  Hütten  verein  gehörte. 
Die  im  Südosten  von  Gelsenkirchen  gelegene  Gemeinde  Ocken- 
dorf dagegen  beherbergte  wieder  als  Industrie  hauptsächlich  den 
Kohlenbergbau.  Dort  waren  die  Schächte  der  Gelsenkirchener 
Bergwerks-A.-G.  in  Gelsenkirchen,  Rhein-Elbe  I/I I,  III  und  IV 
niedergebracht  worden,  deren  Belegschaft  auf  3294  Mann  im 
Jahre  1902  gestiegen  war.  Außerdem  befanden  sich  auf  Ücken- 
dorfer  Gebiet  die  Schächte  Holland  I/I I mit  einer  Gesamtbelegschaft 
von  1490  Mann  im  Jahre  1902.  An  sonstiger  Industrie  wies  die 
Gemeinde  Ockendorf  außer  zwei  Emaillierwerken  noch  elf  Ziegeleien 
auf.  Die  Großindustrie  hatte  sich  somit  seit  dem  Jahre  1865  in 
einem  Kranz  um  Gelsenkirchen  angesiedelt.  Den  Schwerpunkt 
bildete  die  Gemeinde  Schalke,  während  die  Stadt  Gelsenkirchen 
selbst  in  weniger  bedeutendem  Maße  ihr  Sitz  geworden  war. 
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Das  Aufblühen  der  Industrie  hatte  natürlich  ein  bedeutendes 
Wachstum  der  Bevölkerung  der  industriellen  Bezirke  und  eine 
schnelle  Entwicklung  der  Gemeinden  zur  Folge  gehabt.  Die  Be- 
völkerungszunahme hat  sich  in  folgender  Weise  vollzogen; 


1885 

1890 

1895 

1901 

Gelsenkirchen  . . 

20  289 

28057 

31852 

37  784 

Schalke 

11857 

14  887 

18327 

27  221 

Heßler 

2 039 

2 794 

3 508 

6 061 

Bismarck  .... 

6 813 

10  094 

14  526 

21697 

Bulmke 

3 880 

5 635 

7 629 

11589 

Hüllen 

940 

1812 

2 969 

6 719 

Ockendorf  .... 

8878 

13  128 

16  108 

25  080 

Der  Aufschwung  der  Industrie  in  dem  Gelsenkirchener  Bezirk, 
der  eine  solche  Bevölkerungszunahme  bewirken  konnte,  hatte  auch 
eine  schnelle  bauliche  Entwicklung  der  einzelnen  Gemeinden  zur 
Folge  gehabt.  Das  Gelsenkirchener  Stadtgebiet  war  zur  Zeit  der 
Eingemeindung  fast  vollständig  bebaut.  Mit  ihm  gänzlich  verwachsen 
war  die  bebaute  Fläche  der  Gemeinde  Schalke.  Die  bebauten  Teile 
der  Gemeinde  Schalke  hingen  wiederum  mit  der  bebauten  Fläche 
der  Gemeinde  Heßler  zusammen.  Während  das  Gebiet  der  Ge- 
meinde Schalke  im  Zusammenhang  mit  Gelsenkirchen  fast  voll- 
ständig dicht  bebaut  war,  wies  die  Gemeinde  Heßler  namentlich 
in  ihrem  südwestlichen  und  nördlichen  Teile  noch  vollständig 
ländliche  Siedlungsweise  auf.  An  das  Gelsenkirchener  und  Schalker 
Häuserzentrum  schlossen  sich  im  Norden  die  bebauten  Teile  der 
Gemeinde  Bismarck  an.  Die  Gemeinde  Bismarck  hatte  dort  ihre 
dichteste  Bebauung,  wo  sie  von  der  von  Gelsenkirchen  ausgehenden 
Bismarckstraße  durchschnitten  wurde.  Im  Osten  hing  die  Stadt 
Gelsenkirchen  mit  einem  Häuserkomplex  zusammen,  der  sich  über 
die  Gemeinden  Bulmke,  Hüllen  und  Ockendorf  erstreckte.  Wie 
dicht  die  Bebauung  in  den  einzelnen  Bezirken  gewesen  ist,  ergibt 
sich  am  besten  aus  folgender  Aufstellung  über  die  Dichte  der  Be- 
völkerung in  Gelsenkirchen  und  den  eingemeindeten  Bezirken. 
Es  entfielen  im  Jahre  1902  auf  1 ha  Einwohner*): 


Gelsenkirchen 141 

Schalke 76 


*)  Die  durchschnittliche  Wohndichte  von  1 10  preußischen  Städten  betrug  1905: 
35,4  Personen  pro  ha.  (Vgl.  Silbergleit,  Preußens  Städte.  Berlin  1908,  S.  125.) 
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Heßler 9 

Bismarck 25 

Bulmke 63 

Hüllen 32 

Ockendorf  44 


Das  Zusammenwohnen  dieser  großen  Menschenmassen  in  einem 
einheitlichen  Wirtschaftskörper  hatte  auch  Maßnahmen  auf  gesund- 
heitlichem Gebiete  zur  Folge  gehabt.  So  war  in  den  meisten  Bezirken 
Kanalisation  angelegt  worden.  Es  waren  kanalisiert:  Gelsenkirchen, 
die  bebauten  Teile  von  Bulmke,  Hüllen  und  Ockendorf  und  ein 
Teil  von  Bismarck.  Dagegen  fehlte  in  dem  mit  Gelsenkirchen  zu- 
zusammenhängenden, dicht  bebauten  Schalke  jegliche  Kalanisation. 

Die  städtische  Bebauung  der  Umgebung  von  Gelsenkirchen 
hatte  auch  zu  einer  Versorgung  der  Gemeinden  mit  Gas  und  Wasser 
nach  städtischem  Muster  geführt.  Die  Stadt  Gelsenkirchen  und 
die  von  ihr  eingemeindeten  Bezirke  wurden  sämtlich  von  dem 
Wasserwerk  für  das  nördliche  westfälische  Kohlenrevier,  dessen 
Sitz  im  Jahre  1893  nach  Gelsenkirchen  verlegt  worden  war,  mit 
Wasser  versorgt.  Die  Gasversorgung  in  Gelsenkirchen  und  in  den 
eingemeindeten  Bezirken  war  dagegen  verschiedenen  Unterneh- 
mungen übertragen.  An  das  Gelsenkirchener-Schalker  Gas-  und 
Wasserwerk  waren  angeschlossen  die  drei  Körperschaften:  Gelsen- 
kirchen, Schalke  und  Ockendorf,  und  zwar  Gelsenkirchen  auf  Grund 
des  Vertrages  vom  16.  Mai  1890,  Schalke  durch  den  Vertrag  vom 
27.  Dezember  1880  und  Ockendorf  durch  den  Vertrag  vom  25.  Mai 
1878.  Die  übrigen  Gemeinden  dagegen  bezogen  ihr  Gas  von  der 
Aktiengesellschaft  für  Gas  und  Elektrizität  in  Cöln  mit  Ausnahme 
der  Gemeinde  Heßler,  die  einen  Gaslieferungsvertrag  nicht  ab- 
geschlossen hatte.  Diese  letzteren  Verträge  waren  sämtlich  im 
Jahre  1898  abgeschlossen  und  hatten  eine  Geltungsdauer  bis  zum 
Jahre  1925. 

Die  eingemeindeten  Bezirke  weisen  in  der  Entwicklung  des 
Veranlagungssolls  der  Realsteuern  ein  gewaltiges  Steigen  der  Ge- 
werbesteuer auf,  das  besonders  bei  der  Gemeinde  Ockendorf  in  die 
Augen  fällt  und  die  schnell  wachsende  Industrialisierung  der  Um- 
gebung von  Gelsenkirchen  charakterisiert.  (Vgl.  Anlage  6.)  Auch 
hier  kann  man  leicht  erkennen,  wie  von  der  Industrie  der  größte 
Teil  des  Gemeindefehlbetrages  aufgebracht  wird  und  wie  die  Ge- 
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meinden  daher  ebenso  wie  ihre  Insassen  immer  abhängiger  von  der 
Industrie  werden.  Da  der  Deutsche  einen  weiten  Weg  von  seiner 
Wohnung  aus  zu  seiner  Arbeitsstätte  nicht  liebt,  so  ist  es  leicht 
ersichtlich,  weshalb  in  den  eingemeindeten  Bezirken  das  Ver- 
anlagungssoll der  Gebäudesteuer  in  stetigem  schnellen  Steigen  be- 
griffen war.  Es  hatte  sich  nämlich  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
eine  rege  Bautätigkeit  entwickelt  auch  aus  dem  Grunde,  weil  das 
Gelsenkirchener  Stadtgebiet  kaum  noch  bebauungsfähiges  Terrain 
enthielt.  Dem  schnellen  Wachsen  des  Veranlagungssolls  der  Ge- 
bäude und  Gewerbesteuer  steht  ein  Stagnieren  des  Veranlagungs- 
solls der  Grundsteuer  oder  deren  langsamer  Rückgang  in  den  ein- 
gemeindeten Bezirken  gegenüber.  Auch  hier  geht,  wie  es  bei  den 
Eingemeindungen  von  Bochum  und  Herne  aus  der  Entwicklung 
des  Veranlagungssolls  der  Grundsteuer  zu  ersehen  war,  die  land- 
wirtschaftlich benutzte  Fläche  und  damit  die  Landwirtschaft  selbst 
zurück. 

Die  Entwicklung  des  Verkehrs,  namentlich  des  Fernverkehrs 
und  des  Straßenbahnverkehrs,  ist  für  Gelsenkirchen  von  großer 
Bedeutung  gewesen.  In  erster  Linie  kam  hier  die  günstige  Lage 
Gelsenkirchens  an  der  Cöln-Mindener  Bahnstrecke  in  Frage.  Die 
bequeme  und  leichte  Verkehrsverbindung,  welche  diese  Strecke 
gewährt,  hatte  den  Verkehr  für  Personenbeförderung  fast  ausschließ- 
lich hierher  gezogen.  Die  Straßenbahnlinien,  welche  die  einge- 
meindeten Bezirke  mit  Gelsenkirchen  verbanden,  hatten  eine  be- 
queme Personenbeförderung  zum  Bahnhof  gewährleistet  und  so 
Gelsenkirchen  zum  Verkehrszentrum  für  seine  Umgebung  aus- 
gestaltet. Am  Gelsenkirchener  Markt  liefen  strahlenförmig  die 
Straßenbahnlinien  zusammen,  welche  den  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenschluß von  Gelsenkirchen  mit  den  eingemeindeten  Bezirken 
vollzogen  haben.  Die  Verkehrs  Verbindungen,  die  von  allen  Seiten 
in  Gelsenkirchen  zusammenliefen,  sind  es  auch  gewesen,  die  Gelsen- 
kirchen zum  Mittelpunkt  seiner  Umgebung  gemacht  haben.  Das 
Verkehrsbedürfnis  zwischen  Gelsenkirchen,  Bismarck,  Schalke  und 
Ockendorf  war  schon  früh  vorhanden  und  wurde  zunächst  durch 
einen  Omnibusverkehr  befriedigt.  Nach  langen  Unterhandlungen 
und  Bemühungen  *)  wurden  endlich  in  den  Jahren  1893  und  1894 


) Schöningh:  a.  a.  O.  S.  153  ff. 


46 


zwischen  den  Stadt-  und  Landkreisen  Gelsenkirchen  und  Bochum 
einerseits  und  den  Firmen  Siemens  & Halske  und  der  Allgemeinen 
Elektrizitätsgesellschaft  anderseits  Verträge  zum  Bau  von  Straßen- 
bahnen abgeschlossen.  Die  Strecke  Gelsenkirchen  Bahnhof  bis 
Bismarck  wurde  am  3.  November  1894,  die  Strecke  Schalker  Markt- 
Gelsenkirchen-Ückendorf  in  demselben  Jahre  am  27.  Dezember 
eröffnet.  Die  eingemeindeten  Bezirke  Bulmke  und  Hüllen  wurden 
durch  die  Eröffnung  der  Strecke  Gelsenkirchen-Wanne  am  18.  und 
20.  Oktober  1896  mit  Gelsenkirchen  verbunden.  Das  Verkehrs- 
bedürfnis war  durch  das  Wachstum  der  Industrie  so  stark  geworden, 
daß  schon  im  Jahre  1898  auf  den  Strecken  Gelsenkirchen- Bismarck 
und  Gelsenkirchen-Bulmke-Hüllen  der  10-Minutenverkehr  einge- 
richtet werden  mußte.  Auch  für  Gelsenkirchen  gilt  dasselbe,  was 
bereits  für  den  Bochumer  Bezirk  nachgewiesen  ist:  Der  Verkehr, 
der  von  den  einzelnen  Wirtschaftszentren  ausging,  war  in  erster 
Linie  Vorortverkehr.  Die  Verkehrsentwicklung  auf  den  von 
Gelsenkirchen  ausgehenden  Straßenbahnlinien  weist  dieses  Merk- 
mal auf,  wie  in  Tabelle  7 dargestellt  ist*).  Diese  Tabelle  zeigt, 
daß  der  von  den  eingemeindeten  Bezirken  nach  Gelsenkirchen 
zusammenströmende  Verkehr  bei  weitem  den  Stadtverkehr  und  auch 
den  Verkehr  mit  den  entfernter  liegenden  Ortschaften  an  Dichtigkeit 
übertroffen  hat.  Der  gewaltige  und  rege  Verkehr  der  eingemeindeten 
Bezirke  mit  Gelsenkirchen  und  die  leichte  und  bequeme  Ver- 
bindung ist  auf  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Umgebung 
von  Gelsenkirchen  von  nicht  geringem  Einfluß  gewesen.  In  sämt- 
lichen eingemeindeten  Bezirken  hat  infolge  der  günstigen  Ver- 
kehrsmöglichkeit mit  Gelsenkirchen  eine  selbständige  wirtschaft- 
liche Entwicklung  nicht  stattgefunden.  Der  bessere  Einkaufs- 
und Vergnügungsverkehr  wandten  sich  nach  Gelsenkirchen  und 
ließen  so,  da  sich  im  Laufe  der  Jahre  die  Gewohnheit,  dort 
einzukaufen,  und  der  Kreditverkehr  immer  mehr  festigten,  ein 
selbständiges  Wirtschafts-  und  Einkaufszentrum  nur  für  die  Be- 
dürfnisse des  alltäglichen  Lebens  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
aufkommen.  Dagegen  haben  die  günstigen  Verbindungen,  die  von 
Gelsenkirchen  in  die  eingemeindeten  Bezirke  führten  und  den 
Einkaufsverkehr  von  dort  nach  Gelsenkirchen  hinzogen  und  dort 


')  Schöningh  a.  a.  O.  S.  400. 
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zentralisierten,  die  wirtschaftliche  Überlegenheit  Gelsenkirchens  über 
die  umliegenden  Gemeinden  begründet.  Dieses  geschah,  trotzdem 
der  Schwerpunkt  der  Industrie  und  damit  die  größere  Kaufkraft 
des  Bezirkes  nicht  in  Gelsenkirchen,  sondern  in  seiner  Umgebung 
und  vorzüglich  in  Schalke  war.  Schalke,  das  in  einem  bedeutend 
höheren  Maße  Wirtschaftszentrum  geblieben  ist  als  die  übrigen 
eingemeindeten  Bezirke,  würde  Gelsenkirchen  in  seiner  Entwicklung 
überflügelt  haben,  wenn  die  Verkehrsverhältnisse  für  diese  Ge- 
meinde günstiger  gelegen  hätten. 

Auch  in  kultureller  Hinsicht  war  Gelsenkirchen  für  seine  Um- 
gebung der  Mittelpunkt  geworden.  In  ihm  hatte  eine  private 
Rektoratschule  ihren  Sitz,  zu  der  die  Stadt  einen  jährlichen  Zu- 
schuß leistete,  während  der  gesamte  eingemeindete  Bezirk  nur 
über  eine  lateinlose  Realschule  verfügte.  Es  konnte  daher  eine 
ziemlich  erhebliche  Frequenz  der  Gelsenkirchener  Rektoratschule 
seitens  der  eingemeindeten  Bezirke  nicht  ausbleiben.  Allerdings 
läßt  es  sich  nicht  verkennen,  daß  die  eingemeindeten  Bezirke  den 
Weg  der  Verselbständigung  in  kultureller  und  sozialer  Hinsicht 
bereits  eingeschlagen  hatten.  Die  Errichtung  einer  Realschule  in 
Bulmke,  die  Einrichtungen  von  Volksgärten  in  den  Gemeinden 
Bismarck,  Bulmke  und  Ockendorf  und  der  Ankauf  von  Ländereien 
zum  Ausbau  eines  Volksgartens  in  Heßler  sind  als  Anfänge  selb- 
ständiger kultureller  und  sozialer  Entwicklung  der  eingemeindeten 
Bezirke  zu  betrachten. 

Der  Eingemeindung  dieser  von  Gelsenkirchen  in  wirtschaft- 
licher Abhängigkeit  sich  befindenden  Gemeinden  standen  jedoch 
große  Schwierigkeiten  gegenüber.  Diejenige  Partei,  die  in 
Gelsenkirchen  über  die  Mehrheit  im  Stadtverordnetenkollegium 
verfügte,  weigerte  sich  zunächst,  der  Eingemeindung  näherzutreten, 
da  sie  einsah,  daß  sie  im  Falle  einer  Eingemeindung  ihre  aus- 
schlaggebende Stellung  verlieren  würde.  Aber  der  Macht  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  mußte  die  parteipolitische  Stellung  ge- 
opfert werden.  Bereits  im  Jahre  1899  hatten  die  ersten  Verhand- 
lungen zwischen  Gelsenkirchen  und  den  eingemeindeten  Bezirken 
über  die  Frage  der  Bildung  eines  großen  Kommunalwesens  statt- 
gefunden. Gelsenkirchen  verhielt  sich  jedoch  damals  ablehnend.  Darauf 
traten  zwischen  den  einzelnen  Gemeinden  Bestrebungen  nach  einer 
Vereinigung  auf,  und  in  einer  gemeinschaftlichen  Sitzung  der  Ge- 
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meindevertretungen  von  Schalke  und  Bismarck  am  15.  September 
1902  wurde  einstimmig  beschlossen,  diese  beiden  Gemeinden  zu 
verschmelzen  und  die  Verleihung  des  Städterechts  unter  dem  Namen 
Schalke-Bismarck  nachzusuchen.  Einen  gleichen  Beschluß  der 
Verschmelzung  faßten  am  25.  September  1902  die  Gemeinden 
Bulmke  und  Hüllen.  Jetzt  sah  Gelsenkirchen  ein,  daß  bei  einer 
weiteren  Weigerung  zur  Bildung  einer  neuen  Großstadt  seine  Zu- 
kunft in  Gefahr  sei,  und  das  Stadtverordnetenkollegium  beschloß 
darauf,  die  Eingemeindungsverhandlungen  einzuleiten. 

Die  Verhandlungen  gelangten  zunächst  zum  Abschluß  zwischen 
Gelsenkirchen  und  den  Gemeinden  Bismarck,  Bulmke,  Hüllen 
und  Ockendorf.  Nach  § 10  der  mit  diesen  Gemeinden  abgeschlossenen 
Verträge  wurde  vor  der  Eingemeindung  eine  Kommission  aus  Ver- 
tretern der  beteiligten  Gemeinden  gebildet,  der  folgende  Befugnisse 
zugestanden  waren: 

1.  bis  zum  Inkrafttreten  der  Vereinigung  bindende  Übergangs- 
bestimmungen zu  treffen, 

2.  Beschlüsse  der  zukünftigen  Stadtverordneten- Versammlung 
vorzubereiten, 

3.  Änderungen  der  sämtlichen  Vereinigungsverträge  vorzu- 
nehmen, soweit  solche  von  der  Königlichen  Staatsregierung 
im  Aufsichtswege  gefordert  würden, 

4.  auch  mit  den  Gemeinden  Schalke  und  Heßler  Eingemein- 
dungsverhandlungen anzuknüpfen  und  Eingemeindungsver- 
träge abzuschließen. 

Nachdem  Schalke  und  Heßler  mit  Gelsenkirchen  eine  Ein- 
gemeindung vereinbart  hatten,  traten  auch  diese  beiden  Gemeinden 
der  Kommission  durch  mehrere  Vertreter  bei. 

In  den  §§  4 der  Eingemeindungsverträge  war  die  Vertretung 
der  einzelnen  Gemeinden  in  dem  Stadtverordnetenkollegium  der 
zukünftigen  Großstadt  geregelt.  Es  sollten  bis  zum  1.  Januar  1915 
Gelsenkirchen  und  jeder  angegliederte  Bezirk  einen  besonderen 
Wahlbezirk  bilden  und  in  jedem  Wahlbezirk  bis  zum  Jahre  1909 
auf  je  2000  bei  der  Personenstandsaufnahme  im  November  des 
Jahres  1902  ermittelten  Einwohner  ein  Stadtverordneter  fallen. 
Die  über  ein  vielfaches  von  2000  überschießende  Einwohnerzahl 
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sollte  gleich  2000  gerechnet  werden,  wenn  sie  die  Zahl  1000  über- 
stiege. Demnach  entfielen  Stadtverordnete  auf: 


Gelsenkirchen 19 

Schalke 13 

Heßler 3 

Bismarck 11 

Bulmke 6 

Hüllen 3 

Ockendorf 11 


Den  19  Stadtverordneten  von  Gelsenkirchen  standen  somit 
47  Stadtverordnete  aus  den  eingemeindeten  Bezirken  gegenüber, 
und  die  Zusammensetzung  des  Stadtverordnetenkollegiums  gab  zu 
erkennen,  daß  es  sich  bei  der  Vergrößerung  von  Gelsenkirchen 
nicht  eigentlich  um  eine  Einverleibung,  sondern  um  eine  Ver- 
schmelzung der  sieben  Körperschaften  zu  einer  neuen  Großstadt 
handelte.  Eine  Eigentümlichkeit  der  seitens  Gelsenkirchen  ab- 
geschlossenen Eingemeindungsverträge  ist  auch  darin  zu  finden, 
daß  das  Gehalt  des  ersten  Bürgermeisters  der  neuen  Stadt,  ferner 
aber  auch  die  Gehälter  und  der  genaue  Rang  der  Beigeordneten 
in  den  Eingemeindungsverträgen  selbst  festgelegt  sind.  Diese  Tat- 
sache findet  ihre  Erklärung  gleichfalls  darin,  daß  es  sich  bei  der 
Vergrößerung  des  Stadtgebiets  Gelsenkirchen  um  die  vertrags- 
mäßige Bildung  einer  neuen  Großstadt  handelte,  wie  auch  in  jedem 
der  abgeschlossenen  Eingemeindungsverträge  ausdrücklich  erwähnt 
ist,  daß  er  in  Kenntnis  der  übrigen  Eingemeindungsverträge  ab- 
geschlossen ist. 

Die  Art  der  Besteuerung  in  dem  neugebildeten  Großstadt- 
bezirk ist  in  den  §§  8 der  Eingemeindungsverträge  geregelt  worden. 
Während  zur  Zeit  der  Eingemeindung  in  den  eingemeindeten  Be- 
zirken die  Volksschullasten  bereits  auf  den  Kommunaletat  über- 
nommen waren,  waren  in  Gelsenkirchen  selbst  noch  Schulsozietäten 
bestehen  geblieben.  Die  von  diesen  Schulsozietäten  erhobenen 
Schulsteuern  sollen  den  Steuerpflichtigen  der  Altstadt  Gelsen- 
kirchen nach  den  §§  8 Abs.  1 der  Eingemeindungsverträge  auf  die 
von  ihnen  zu  zahlenden  Gemeindesteuern  billigerweise  in  Anrech- 
nung gebracht  werden.  Nach  den  §§  8 Abs.  3 soll  die  in  der  Altstadt 
Gelsenkirchen  eingeführte  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Werte 
vorbehaltlich  eines  anderweitigen  Beschlusses  der  zukünftigen 
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Stadtverordnetenversammlung,  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
nicht  maßgebend  sein.  Es  sollen  vielmehr  an  ihrer  Stelle  Zuschläge 
zur  staatlich  veranlagten  Grund-  und  Gebäudesteuer  von  solcher 
Höhe  erhoben  werden,  wie  sie  in  Gelsenkirchen  zur  Deckung  des 
„ Solls- ‘ der  städtischen  Grundsteuer  erforderlich  sein  würden.  Dem 
Bezirk  der  Gemeinde  Heßler  ist,  da  diese  Gemeinde  noch  in  einem 
großen  Teile  vorwiegend  ländlichen  Charakter  besitzt,  eine  Steuer- 
vergünstigung von  25  % der  Grund-,  Gebäude-  und  Einkommen- 
steuer bis  zum  1.  April  1918  zugestanden  worden.  Außerdem  ent- 
halten die  Verträge  Gelsenkirchens  mit  Schalke  und  Heßler  noch 
Verpflichtungen  der  neuen  Großstadt  auf  den  Gebieten  des  Aus- 
baues von  Straßenbahnlinien,  des  Wegebaues,  der  Anlage  von 
freien  Plätzen  und  der  Anlage  von  Kanalisationen.  Nur  durch  diese 
Zugeständnisse  waren  die  Gemeinden  Schalke  und  Heßler  zum 
Zusammenschluß  mit  den  übrigen  Gemeinden  zu  bewegen.  Mit 
dem  1.  April  1903  fielen  die  politischen  Grenzen  und  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  ihrer  Umgebung  hatte  aus  Gelsenkirchen 
eine  neue  Großstadt  geschaffen. 

Die  Eingemeindungen  der  Stadt  Essen. 

a)  Die  Eingemeindung  von  Altendorf. 

Es  ist  charakteristisch  für  die  Eingemeindungspolitik  der 
Stadt  Essen,  daß  sie  nicht  wie  die  übrigen  Städte  des  rheinisch- 
westfälischen Industriebezirks  Einverleibungen  größeren  Umfanges 
vorgenommen  und  ihr  Stadtgebiet  mit  einem  Schlage  derart  zu 
erweitern  gesucht  hat,  daß  für  absehbare  Zeit  genügend  Raum 
zur  Entwicklung  der  Industrie  und  zur  Betätigung  einer  ziel- 
bewußten Grund-  und  Bodenpolitik  vorhanden  war,  sondern  daß 
sie  schrittweise  vorgegangen  ist  und  nach  und  nach  die  einzelnen 
Gemeinden  einverleibt  hat.  So  hat  Essen  im  Jahre  1901  die  Bürger- 
meisterei Altendorf  eingemeindet,  nachdem  sie  vorher  kleinere 
Teile  dieser  Gemeinde  einverleibt  hatte.  Im  Jahre  1905  wurde 
die  Bürgermeisterei  Rüttenscheid,  im  Jahre  1908  die  Gemeinde 
Huttrop  und  im  Jahre  1910  Rellinghausen  dem  Essener  Stadt- 
gebiet hinzugefügt.  Der  Grund  für  diese  Art  Eingemeindungs- 
politik ist  in  den  gewaltigen  Schwierigkeiten  zu  suchen,  mit  denen 
Essen  bei  seinen  Eingemeindungen  zu  kämpfen  gehabt  hat,  da 
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es  der  Stadt  nur  unter  großen  finanziellen  Opfern  möglich  geworden 
ist,  das  Stadtgebiet  zu  erweitern. 

Die  Gemeinde  Altendorf  war  im  Westen  des  Essener  Stadt- 
gebietes gelegen  und  hatte  eine  Größe  von  957,36  ha  gegenüber 
einer  Größe  des  Essener  Stadtgebietes  von  926,26  ha.  Die  Stadt 
Essen  ist  neben  dem  Kohlenbergbau  hauptsächlich  Sitz  der  Eisen- 
industrie und  zwar  der  Kruppschen  Werke.  In  der  Gemeinde  Alten- 
dorf hatte  bereits  im  18.  Jahrhundert  die  industrielle  Entwicklung 
eingesetzt  nämlich  mit  der  Anlage  der  Zechen  vereinigte  Hagebeck 
und  Amalie,  die  im  Jahre  1901  es  auf  eine  Belegschaft  von  zu- 
sammen 2637  Mann  gebracht  hatten.  Außer  dem  Bergbau  befanden 
sich  in  der  Gemeinde  Altendorf  mehrere  Niederlassungen  der  Eisen- 
industrie, nämlich  zwei  Dampfschmieden  und  zwei  Fabriken  für 
Eisenkonstruktion.  Die  Entwicklung  der  Gemeinde  Altendorf  in 
industrieller  Hinsicht  wurde  jedoch  am  stärksten  beeinflußt  durch 
die  Nachbarschaft  der  Kruppschen  Eisen-  und  Stahlwerke.  Die 
Kruppsche  Gußstahlfabrik  war  zu  95%%  auf  Essener  Gebiet  und 
zu  4%%  auf  dem  Gebiete  der  Gemeinde  Altendorf  gelegen. 

Die  Entwicklung  der  Industrie  in  der  Gemeinde  selbst  und 
die  Ausdehnung  der  Kruppschen  Werke  in  der  unmittelbaren 
Nachbarschaft  der  Gemeinde  Altendorf  hatten  eine  gewaltige  Be- 
völkerungszunahme in  dieser  Gemeinde  zur  Folge  gehabt.  Der 
Bevölkerungszuwachs  von  Altendorf  war  in  den  Jahren  1897—1901 
bedeutend  stärker  als  in  Essen  selbst  gestiegen.  Er  betrug  für : 


Essen  Altendorf 

1897  100  539  46  927 

1901  116  845  64  851 


Dieses  stärkere  Bevölkerungswachstum  hatte  vor  allem  seinen 
Grund  in  der  Enge  des  Essener  Stadtgebietes,  das  fast  vollständig 
bebaut  war.  An  Stelle  der  bisher  unzulänglichen  Häuser  waren 
in  der  Altstadt  vielfach  Neubauten  entstanden,  die  jedoch  in  erster 
Linie  Geschäftszwecken  dienten.  Das  Wohnungsbedürfnis  der 
Essener  Eingesessenen  suchte  sich  daher  an  der  Grenze  des  Essener 
Stadtgebietes  Befriedigung  zu  verschaffen.  An  der  Peripherie  der 
Stadt  Essen  herrschte  eine  rege  Bautätigkeit,  die  jedoch  dem 
Wohnungsbedürfnis  nicht  genügen  konnte,  da  es  bei  der  geringen 
Ausdehnung  des  Essener  Stadtgebietes  an  dem  erforderlichen  Bau- 
vorlande  fehlte.  Dieses  für  Essen  unbedingt  erforderliche  Bau- 
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land  bot  die  Gemeinde  Altendorf  mit  ihren  noch  großenteils  un- 
bebauten Flächen.  Ein  Teil  von  Altendorf  war  allerdings  bebaut 
und  zwar  im  Zusammenhang  mit  dem  Weichbilde  der  Stadt  Essen. 
Die  Firma  Krupp  hatte  sich  wegen  der  Enge  des  Essener  Stadt- 
gebietes gezwungen  gesehen,  in  der  Gemeinde  Altendorf  Arbeiter- 
kolonien anzulegen.  Im  Jahre  1892  verteilten  sich  die  Arbeiter 
der  Kruppschen  Werke  und  deren  Angehörigen  wie  folgt  auf  die 
beiden  Körperschaften: 


Arbeiter  u.  Beamte  Familien- 
bei  Krupp  Angehörige 

Gesamtzahl 16  884  40  468 

Davon  in  Essen  ...  10  275  21  699 

„ „ Altendorf.  . 5548  16001 


Zusammen 

57  352 
31974 
21549 


Nach  der  Personenstandsaufnahme  vom  9.  November  1898 
zählten  jedoch  die  seitens  der  Firma  Krupp  angelegten  Kolonien: 

Kolonie  Cronenberg 7926  Arbeiter 

„ Schederhof  4298  „ 

,,  Alfredshof 1170  „ 

Die  Gemeinde  Altendorf  hatte  somit  in  dieser  Zeit  schon  einen  be- 

deutenden Zuwachs  an  Arbeitern  erhalten,  die  auf  den  Kruppschen 
Werken  beschäftigt  waren.  Infolge  der  Enge  des  Essener  Stadt- 
gebiets war  daher  die  Bautätigkeit  in  Altendorf  sehr  rege  geworden. 
Der  unbebaute  Grund  und  Boden  war  zurückgegangen  und  mit  ihm 
selbstverständlich  die  Landwirtschaft.  In  dem  Verwaltungsbericht 
der  Bürgermeisterei  Altendorf  heißt  es  über  den  Wechsel  des  Cha- 
rakters der  Gemeinde:  „Die  Landwirtschaft  hat  ihren  fortgesetzten 
Rückgang  vorzugsweise  der  Industrie  und  ferner  der  überaus  regen 
Bautätigkeit  der  Gemeinde  zuzuschreiben“*).  Die  Dichte  der  Be- 

völkerung hatte  in  Essen  und  in  Altendorf  folgendermaßen  zuge- 
nommen. Es  entfielen  auf  1 ha  Einwohner: 

Essen  Altendorf 


1897  108  49 

1901  126  68 


Kanalisation  war  in  Altendorf  zur  Zeit  der  Eingemeindung  bereits 
angelegt,  und  zwar  betrug  die  Länge  des  Kanalisationsrohrnetzes 
43  000  m. 

*)  Verwaltungsbericht  der  Bürgermeisterei  Altendorf  1898  bis  1900,  S.  11* 


53 


Die  Ausdehnung  der  gewerblichen  Unternehmungen  der  Stadt 
Essen  auf  die  Gemeinde  Altendorf  war  eine  Folge  ihrer  schnellen 
Entwicklung  gewesen.  Bereits  seit  dem  Jahre  1881  wurde  Altendorf 
seitens  Essen  mit  Wasser  und  seit  dem  Jahre  1899  auch  mit  Gas 
versorgt. 

Die  Stadt  Essen  verdankt  ihren  großen  Aufschwung,  abgesehen 
von  der  Industrie,  vor  allem  der  günstigen  Lage,  die  es  im  Fern- 
verkehr und  im  Kleinbahnverkehr  einnimmt.  In  Essen  halten  die 
großen  Schnellzüge,  und  ein  Straßenbahnnetz,  das  die  Vororte  mit 
Essen  verbindet,  zentralisiert  den  ganzen  Verkehr  der  Umgebung 
im  Mittelpunkte  der  Stadt.  Die  Linie  Essen  Hauptbahnhof- Altendorf 
ist  am  23.  August  1983  eröffnet  worden  und  weist  eine  stets  steigende 
Verkehrsziffer  auf.  Der  rege  Verkehr  der  Gemeinde- Eingesessenen 
von  Altendorf  in  Essen  hatte  in  der  Gemeinde  Altendorf  eine 
selbständige  wirtschaftliche  Entwicklung  verhindert.  Denn  der 
bessere  Einkaufsverkehr  richtete  sich  vor  allem  zu  den  großen  Ge- 
schäften von  Essen,  die  an  den  Haupt-  und  Verkehrsstraßen  der 
Stadt  ihren  Sitz  hatten.  Auch  der  gesamte  Vergnügungsverkehr 
zog  sich  nach  Essen,  mit  dem  durch  die  Straßenbahn  eine  bequeme 
Verbindung  geschaffen  war. 

In  kultureller  Hinsicht  war  gleichfalls  Essen  für  Altendorf 
Zentrale  geworden.  Die  höheren  Schulen  der  Stadt  waren  von  den 
Eingesessenen  der  Gemeinde  Altendorf  für  die  Erziehung  ihrer 
Kinder  stets  mitbenutzt  worden.  Auch  das  Essener  Stadttheater 
und  die  Konzerte  des  städtischen  Orchesters  wurden  seitens  der 
Einwohner  von  Altendorf  ständig  besucht.  Bei  der  Nachbarschaft 
der  Großstadt  Essen  und  der  guten  Verkehrsverbindung  mit  ihr 
war  wohl  nicht  daran  zu  denken,  daß  die  Gemeinde  Altendorf  in 
absehbarer  Zeit  sich  selbständig  in  kultureller  Hinsicht  entwickeln 
würde. 

Die  Verhandlungen  zwischen  der  Gemeinde  Altendorf  und  der 
Stadt  Essen  auf  Eingemeindung  eines  Teiles  von  Altendorf  hatten 
bereits  im  Jahre  1879  ihren  Anfang  genommen,  als  die  Firma  Friedr. 
Krupp  bei  der  Königlichen  Regierung  in  Düsseldorf  den  Antrag 
stellte:  „Die  in  der  Landgemeinde  Altendorf  gelegenen  Teile  und 
Zubehörungen  ihrer  Gußstahlfabrik  von  dieser  Landgemeinde  abzu- 
trennen und  der  Stadt  Essen  zuzuteilen“.  Die  Stadtverordneten- 
versammlung in  Essen  lehnte  jedoch  diesen  Antrag,  der  ihr  zur  Be- 
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Schlußfassung  seitens  der  Königl.  Regierung  überwiesen  war,  am 
12.  November  1880  ab.  Im  Jahre  1887  wurden  dann  die  Verhand- 
lungen erneut  aufgenommen,  da  mit  dem  Inkrafttreten  der  neuen 
Kreisordnung  für  die  Rheinprovinz  am  1.  April  1888  eine  wesentliche 
Erschwerung  der  gesetzlich  zur  Veränderung  von  Kreisgrenzen 
erforderlichen  Förmlichkeiten  eintreten  sollte,  und  die  beteiligten 
Kreise  hofften,  die  Eingemeindung  noch  vor  dem  1.  April  1888 
durch  Allerhöchste  Kabinettsordre  erledigen  zu  können.  In  dieser 
Absicht  beschloß  daher  der  Gemeinderat  von  Altendorf  im  November 
1887  die  Angelegenheit  einer  Kommission  zur  Vorprüfung  zu  über- 
weisen. Die  Verhandlungen  verzögerten  sich  jedoch  derartig,  daß 
eine  Eingemeindung  vor  dem  Inkrafttreten  der  Kreisordnung  nicht 
mehr  möglich  war.  Man  ließ  daher  die  Erledigung  dieser  Frage  bis 
zum  Jahre  1894  auf  sich  beruhen.  Am  26.  Januar  1894  faßte  die 
Stadtverordnetenversammlung  zu  Essen  den  Beschluß,  den  Ober- 
bürgermeister zu  beauftragen,  erneut  Schritte  zu  tun  wegen  der 
Eingemeindung  eines  Teiles  der  Gemeinde  Altendorf.  Nach  längeren 
Verhandlungen  beschloß  dann  die  Stadtverordnetenversammlung 
zu  Essen  am  22.  Februar  1895  unter  Zugrundelegung  des  Etats 
der  Gemeinde  Altendorf  für  das  Jahr  1893/94,  bei  der  Gemeinde 
Altendorf  die  Vereinigung  eines  Teiles  ihres  Gebietes,  der  die 
Kruppschen  Arbeiterkolonien  und  Ländereien  umfaßte,  zu  bean- 
tragen. Über  diesen  Antrag  wurde  sich  die  Gemeindevertretung 
in  Altendorf  jedoch  nicht  schlüssig;  sie  überreichte  vielmehr 
nach  Ablauf  von  ungefähr  zwei  Jahren  der  Stadt  Essen  ein 
Promemoria,  in  dem  sie  sich  auf  den  Standpunkt  stellte  — im 
Gegensatz  zu  der  Stadtverordnetenversammlung  der  Stadt  Essen  — 
daß  durch  die  Eingemeindung  die  steuerkräftigsten  Teile  der  Ge- 
meinde abgetreten  würden  und  daß  die  Gemeinde  somit  finanziell 
stark  geschädigt  würde.  Eine  Abtretung  der  mit  der  Firma  Krupp 
zusammenhängenden  Teile  sei  daher  ohne  eine  Entschädigung  nicht 
möglich.  Da  nun  die  Stadtverwaltung  in  Essen  der  Überzeugung  war, 
daß  eine  genaue  Berechnung  der  finanziellen  Folgen  der  Einge- 
meindung des  in  Frage  kommenden  Teiles  der  Gemeinde  Altendorf 
nicht  aufgestellt  werden  könnte,  so  erklärte  sich  die  Stadtverord- 
netenversammlung auf  einen  Antrag  des  Oberbürgermeisters  in  der 
Sitzung  vom  26.  März  1897  damit  einverstanden,  die  Eingemeindung 
der  ganzen  Gemeinde  Altendorf  anzustreben,  falls  sich  die  Einge- 
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meindung  eines  Teiles  nicht  ermöglichen  lasse.  Nachdem  auch  die 
Regierung  den  Standpunkt  eingenommen  hatte,  daß  in  erster  Linie 
eine  völlige  Vereinigung  der  Gemeinde  Altendorf  mit  der  Stadt 
Essen  anzustreben  sei,  kam  auf  dieser  Basis  der  Vereinigungsvertrag 
vom  16.  bzw.  20.  August  1900  zustande,  dem  die  endgültige  Ver- 
einigung am  1.  April  1901  folgte. 

Nach  dem  Eingemeindungsvertrage  bildet  die  Gemeinde  Alten- 
dorf für  zwölf  Jahre  einen  eigenen  Wahlbezirk  und  entsendet  zwölf 
Vertreter  in  das  Stadtverordnetenkollegium  von  Essen.  Außerdem 
wurde  ihr  zugesichert,  daß,  falls  während  dieser  Zeit  eine  Vermehrung 
der  Stadtverordneten  in  Essen  stattfinden  sollte,  mindestens  5/n 
derselben  aus  dem  Altendorfer  Bezirk  zu  wählen  seien.  Der  § 6 des 
Eingemeindungsvertrages  enthält  für  die  Stadt  Essen  bedeutende 
Verpflichtungen  auf  dem  Gebiete  des  Wegebaues  in  dem  Bezirk  der 
Gemeinde  Altendorf.  Für  die  Pflasterung  der  im  § 6 des  Eingemein- 
dungsvertrages benannten  Straßen  muß  Essen  in  den  ersten  drei 
Jahren  nach  erfolgter  Eingemeindung  den  Betrag  von  450  000  M und 
in  weiteren  zwei  Jahren  den  Restbetrag  von  300000  M,  also  zusammen 
750  000  M aufwenden.  Außerdem  sollen  nach  § 15  des  abgeschlossenen 
Vertrages  vom  Jahre  1901  an  zehn  Jahre  lang  15%  weniger  an  Zu- 
schlägen zu  den  Grund-  und  Gebäudesteuern  erhoben  werden,  als 
im  Gebiete  der  Altstadt  Essen.  Es  sind  somit  zumal  bei  der  geringen 
Steuerkraft  Altendorfs  für  die  Stadt  Essen  harte  Bedingungen 
gewesen,  mit  denen  es  eine  Vergrößerung  seines  Stadtbezirks  er- 
kauft hat. 

b)  Die  Eingemeindung  von  Rüttenscheid. 

Schon  bald  nach  der  Eingemeindung  von  Altendorf  setzte 
Essen  seine  Vergrößerungsbestrebungen  fort,  und  zwar  richtete  es 
sein  Augenmerk  hauptsächlich  nach  Süden  auf  die  Gemeinde  Rütten- 
scheid. Die  Gemeinde  Rüttenscheid,  die  seit  dem  Jahre  1899  einen 
eigenen  Bürgermeistereiverband  bildete,  hatte  eine  Größe  von 
574,52  ha,  während  das  Stadtgebiet  von  Essen  nach  der  Einge- 
meindung von  Altendorf  auf  1928,04  ha  angewachsen  war.  An 
Industrie  war  in  der  Gemeinde  Rüttenscheid  der  Kohlenbergbau 
ansässig  geworden  und  zwar  durch  die  Anlage  der  Zeche  Langenbrahm 
im  Jahre  1860.  An  sonstiger  Industrie  waren  noch  vorhanden: 
3 Eisenwerke  mit  30,  50  und  80—90  Arbeitern,  eine  Buchdruckerei 
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mit  200  Angestellten  und  2 größere  Ziegeleien.  Die  Industrie  der 
Gemeinde  Rüttenscheid  war  im  Verein  mit  der  hier  in  stetig  abneh- 
mendem Maße  betriebenen  Landwirtschaft  nicht  imstande,  die  Anzahl 
ihrer  Bewohner  zu  ernähren.  Diese  fanden  vielmehr  zum  großen 
Teile  ihre  Beschäftigung  in  der  benachbarten  Stadt  Essen.  Nach 
der  Volkszählung  von  1900  waren  2089  erwachsene  männliche  Per- 
sonen in  Essen  tätig  und  wohnten  in  Rüttenscheid,  während  umge- 
kehrt nur  295  Essener  in  Rüttenscheid  arbeiteten,  d.  h.  in  Prozenten: 
Es  verdienten  40%  der  erwerbstätigen  Rüttenscheider  Bürger  in 
Essen  ihren  Unterhalt,  während  von  den  Essener  Eingesessenen 
kaum  y2%in  Rüttenscheid  arbeiteten.  Die  Gemeinde  Rüttenscheid 
war  somit,  da  auch  die  Familien  der  2089  in  Essen  beschäftigten 
Männer  von  dort  abhängig  waren,  ein  Teilbezirk  von  Essen, 
der  mit  Essen  stehen  und  fallen  mußte,  da  er  allein  nicht  imstande 
war,  die  ansässige  Bevölkerung  zu  ernähren.  Der  Bevölkerungs- 
zuwachs in  Rüttenscheid  war  namentlich  infolge  des  Aufschwunges 
der  Industrie  in  Essen  eingetreten.  Die  Einwohnerzahl  von  Rütten- 
scheid betrug  im  Jahre: 

1900  14  551 

1904  20  094 

Die  Entwicklung  der  Gemeinde  Rüttenscheid  hatte,  da  die  Gemeinde 
mit  der  Stadt  Essen  eng  verwachsen  war  und  keine  bedeutende 
eigene  Industrie  aufzuweisen  hatte,  dieselben  Schwankungen  durch- 
gemacht wie  die  Bevölkerungszunahme  der  Stadt  Essen.  Dies  er- 
gibt sich  aus  folgender  Aufstellung*): 

Jährliche  Zunahme  1861/71  1871/80  1880/90  1890/95  1895/1900 

in  Rüttenscheid  16,2%  6,0%  6,1%  7,2%  26,6% 

in  Essen  13,3%  2,8%  4,0%  4,7%  6,7% 

Bis  zum  Jahre  1895  hat  sich  die  Bevölkerungsvermehrung  in  Rütten- 
scheid in  demselben  Maße  vollzogen  wie  in  der  Nachbarschaft  Essen. 
Erst  vom  Jahre  1895  ab,  nachdem  im  Jahre  1894  die  Straßenbahn- 
linie Essen- Rüttenscheid  dem  Betrieb  übergeben  war,  schnellte  die 
Bevölkerungsquote  der  Gemeinde  Rüttenscheid  erheblich  stärker  in 
die  Höhe,  wie  es  bei  Essen  der  Fall  war.  Das  hatte  seinen  Grund 
darin,  daß  es  der  Stadt  nach  mancherlei  Schwierigkeiten  und  Kosten 
gelungen  war,  die  Eisenbahndirektion  und  das  Kohlensyndikat  nach 


*)  Denkschrift  über  die  Eingemeindung  von  Rüttenscheid.  S.  1. 
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Essen  zu  ziehen,  die  ihre  Verwaltungsgebäude  in  der  Nähe  der 
Riittenscheider  Grenze  errichtet  hatten.  Die  Folge  hiervon  war 
nämlich  nicht  nur  ein  Bevölkerungswachstum  in  Essen,  sondern 
vor  allem  in  Rüttenscheid  gewesen.  Im  Jahre  1904  wohnten  nach 
dem  Wohnungsanzeiger  der  Bürgermeisterei  Rüttenscheid  dort  nicht 
weniger  als  281  Eisenbahnbeamte,  wobei  die  für  den  Rüttenscheider 
Bahnhof  Angestellten  nicht  mitgerechnet  sind,  und  von  den  200 
Angestellten  des  Kohlensyndikats  zirka  60.  Ein  weiterer  Grund  zu 
dem  starken  Anwachsen  der  Gemeinde  Rüttenscheid  ist  darin  zu 
finden,  daß  das  Essener  Stadtgebiet  schon  seit  dem  Jahre  1895 
kaum  noch  Platz  für  neue  Wohnhäuser  bot.  Die  neu  hinzukommende 
Bevölkerung  konnte  sich  daher  nicht  mehr  auf  dem  Essener  Stadt- 
gebiet ansiedeln,  sondern  sie  mußte  von  den  Außenbezirken  aufge- 
nommen werden,  von  denen  in  erster  Linie  das  mit  Essen  eng  ver- 
wachsene Rüttenscheid  als  Wohnort  in  Frage  kam. 

Die  bauliche  Entwicklung  Rüttenscheids  ist  im  Anschluß  an 
Essen  erfolgt  und  zwar  in  der  Art,  daß  sich  die  Stadt  allmählich 
auf  Rüttenscheider  Gebiet  ausgedehnt  hat.  Dementsprechend  ist 
die  Gemeinde  Rüttenscheid  im  wesentlichen  an  der  Essener  Grenze 
und  an  den  von  der  Straßenbahn  befahrenen  Strecken  bebaut. 
Unabhängig  von  dieser  mit  der  Stadt  Essen  zusammenhängenden 
Bebauung  war  Rüttenscheid  nur  von  der  Zeche  Langenbrahm  und 
den  Ziegeleien  aus  besiedelt  worden.  Die  Art  der  Bebauung  war 
durchaus  städtisch  und  das  drei-  und  viergeschossige  Haus  war 
gleichwie  in  Essen  der  vorherrschende  Typus  unter  den  Neubauten. 
Die  Straßenzüge  der  Stadt  Essen  setzten  sich  auf  Rüttenscheider 
Gebiet  fort,  und  die  Grenze  zwischen  den  beiden  Körperschaften 
war  so  sehr  verwischt,  daß  von  mehreren  Straßen  die  eine  Seite  nach 
Essen  und  die  andere  nach  Rüttenscheid  gehörte.  Wie  eng  dieser 
bauliche  Zusammenhang  zwischen  Essen  und  Rüttenscheid  sich 
gestaltet  hatte,  geht  auch  daraus  hervor,  daß  390  Rüttenscheider 
Wohnhäuser  — fast  ein  Drittel  aller  — Eigentum  von  84  Essener 
Einwohnern  oder  Firmen  waren,  während  umgekehrt  128  Essener 
Häuser  63  Rüttenscheider  Bürgern  gehörten. 

Kanalisation  war  in  Rüttenscheid  zwar  teilweise  vorhanden, 
jedoch  nicht  im  Anschluß  an  die  Essener  Entwässerungsanlage.  Ein 
Teil  von  Rüttenscheid,  der  westlich  der  Essener  Straße  gelegen  war, 
mußte  in  den  Mühlbach  entwässert  werden,  der  Essener  Gebiet 
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durchschnitt.  Rüttenscheid  war  somit  auf  den  Anschluß  an  die 
Essener  Kanalisation  angewiesen. 

Mit  Wasser  wurde  Rüttenscheid  seitens  Essen  versorgt  auf 
Grund  des  Vertrages  vom  24.  September  1891.  In  diesem  Vertrage 
waren  der  Gemeinde  Rüttenscheid  dieselben  Bedingungen,  welche 
für  die  Bürger  der  Stadt  Essen  jeweilig  in  Geltung  waren,  zugestanden 
worden.  Die  Wasserversorgung  seitens  Essen  ist  für  Rüttenscheid 
insofern  von  Bedeutung  gewesen,  als  die  Entwicklung  an  der  Essener 
Grenze  nur  durch  sie  ermöglicht  worden  ist.  Die  Versorgung  Rütten- 
scheids mit  Gas  hatte  dagegen  nicht  von  Essen  aus  stattgefunden. 
Die  Gemeinde  Rüttenscheid  hatte  sich  in  dieser  Hinsicht  völlig  unab- 
hängig von  Essen  entwickelt.  Im  Jahre  1892  hatte  der  Gemeinderat 
in  Rüttenscheid  den  Bau  einer  eigenen  Gasanstalt  beschlossen.  Mit 
der  Ausführung  des  Baues  war  noch  in  demselben  Jahre  begonnen 
und  die  Gasanstalt  im  Jahre  1893  vollendet  worden.  Seit  dem 
30.  Dezember  1893  war  der  Betrieb  der  Gasanstalt  eröffnet,  und  seit 
dieser  Zeit  besaß  Rüttenscheid  eine  eigene  Gasversorgung,  die  es 
von  der  Stadt  Essen  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Beleuchtung 
und  der  Gaszufuhr  unabhängig  machte. 

Die  Entwicklung  des  Veranlagungssolls  in  den  letzten  Jahren 
vor  der  Eingemeindung  ist  folgende  gewesen : 

Grundsteuer  Gebäudesteuer  Gewerbesteuer 


1902  2268  34528  15286 

1903  2253  39400  18029 

1904  2434  44922  17968 

1905  2211  49725  17045 


Das  schnell  steigende  Veranlagungssoll  der  Gebäudesteuer  weist  auf 
eine  schnelle  bauliche  Entwicklung  Rüttenscheids  hin,  demgegenüber 
das  Veranlagungssoll  der  Gewerbesteuer  zurücktritt.  Rüttenscheid 
trägt  somit  den  Charakter  einer  Wohngemeinde. 

Eine  Verkehrsverbindung  zwischen  Essen  und  Rüttenscheid 
wurde  durch  die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Strecke  Essen- 
Rüttenscheid  der  Essener  Straßenbahn  am  27.  April  1894  geschaffen. 
Diese  Verkehrsverbindung  nach  Essen  hat  eine  Entwicklung 
Rüttenscheids  zu  einer  selbständigen  und  geschlossenen  Wirtschafts- 
einheit verhindert.  Ein  Artikel  des  Essener  General -Anzeigers  vom 
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5.  Dezember  1896  besagt  über  diesen  Verkehr  folgendes*):  ,,Der 
erleichterte  Personenverkehr  zwischen  Essen  und  den  Nachbarorten 
hat  schon  jetzt  kaum  vier  Jahre  nach  der  Eröffnung  der  erstenStrecke 
auf  unser  Geschäftsleben  so  günstig  eingewirkt,  daß  man  den  enormen 
Aufschwung  desselben  hauptsächlich  auf  diese  Ursachen  zurück- 
führen darf.  Die  elektrische  Straßenbahn  hat  fertig  gebracht,  was 
bisher  auf  administrativem  Wege  nicht  gelungen  ist:  Sie  hat  die 
Nachbarorte  der  Stadt  Essen  eingemeindet.“  Diese  wirtschaftliche 
Eingemeindung  läßt  sich  wohl  in  erster  Linie  von  Rüttenscheid 
behaupten.  Trotz  aller  Bemühungen  der  Verwaltung  konnte  sich 
hier  ein  eigenes  geschäftliches  Leben  nicht  entwickeln.  Im  Jahre 
1900  wurde  seitens  der  Verwaltung  versucht,  einen  eigenen  Wochen- 
markt in  Rüttenscheid  einzurichten,  und  es  wurde  eine  Marktord- 
nung erlassen,  da  ja  der  eigene  Markt  ein  Hauptmerkmal  der  wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit  einer  Gemeinde  bildet.  Aber  die  Händler 
fanden  hier  keinen  genügenden  Absatz,  da  die  Rüttenscheider  Haus- 
frauen ihre  Einkäufe  lieber  in  Essen  besorgten.  Das  Fehlschlagen 
dieses  Versuches  ist  jedoch  nicht  etwa  auf  die  Einwohnerzahl  von 
Rüttenscheid  zurückzuführen,  sondern  auf  den  Umstand,  daß 
Rüttenscheid  infolge  seiner  Entwicklung  von  Essen  abhängig  ge- 
worden war  und  wirtschaftlich  zu  ihm  gehörte.  Eine  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  der  Gemeinde  Rüttenscheid  hat  sich  daher  infolge 
der  bequemen  Verbindung  mit  der  Stadt  Essen  nicht  entwickeln 
können.  Wie  stark  der  ständige  Verkehr  zwischen  Rüttenscheid 
und  Essen  gewesen  ist,  ist  daraus  zu  ersehen,  daß  im  Jahre  1903 
ohne  Schüler-  und  Nebenkarten  832  Abonnementskarten  verabfolgt 
wurden. 

In  kultureller  Hinsicht  dagegen  hat  Rüttenscheid,  wenn  auch 
nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade,  eine  Selbständigkeit  erreicht, 
indem  die  Überfüllung  der  höheren  Schulen  in  Essen  am  10.  Dezember 
1898  dem  Gemeinderate  von  Rüttenscheid  die  Veranlassung 
gab,  den  Bau  einer  höheren  Knabenschule  zu  beschließen.  Das  Ziel 
war  vorläufig  die  Einrichtung  der  Klassen  bis  zur  Untertertia  des 
Gymnasiums  und  Realgymnasiums.  Angesichts  der  bevorstehenden,. 
Eingemeindung  beschloß  dann  die  Gemeindevertretung  von  Rütten- 
scheid am  28.  Dezember  1904,  die  Anstalt  zu  einer  Vollanstalt  aus- 


')  Vgl.  Schöningh  x.  a.  O.  S.  141. 
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zubauen.  Dieser  Ausbau  ist  jedoch  erst  von  der  Stadt  Essen  nach 
der  Eingemeindung  ausgeführt  worden.  Um  ihnen  eine  abschließende 
Bildung  geben  zu  können,  schickten  die  Rüttenscheider  Eingesessenen 
ihre  Kinder  bis  zur  Eingemeindung  auf  die  Essener  Schulen.  Es 
wurden  im  Jahre  1904  von  Schülern  aus  Rüttenscheid  besucht: 

Das  Realgymnasium von  27  Schülern 

Die  Oberrealschule von  12  Schülern 

Die  Töchterschule von  6 Schülerinnen 

Das  Gymnasium von  10  Schülern 

Auch  das  Essener  Stadttheater  und  die  Konzerte  des  städtischen 
Orchesters  wurden  infolge  der  günstigen  Verkehrsverbindungen  von 
den  Rüttenscheider  Bürgern  ständig  besucht.  Ferner  benutzten 
die  Rüttenscheider  Einwohner  die  sozialen  und  hygienischen  Ein- 
richtungen der  Stadt  Essen  wie  Stadtgarten,  Badeanstalten,  Pfand- 
leihanstalten und  Arbeitsvermittlungsanstalt.  Diese  ständige  Be- 
nutzung der  Einrichtungen  der  Stadt  Essen  seitens  der  Eingesessenen 
von  Rüttenscheid  hat  eine  selbständige  Entwicklung  der  Gemeinde 
Rüttenscheid  in  sozialer  Hinsicht  kaum  in  die  Erscheinung 
treten  lassen. 

Schon  im  Jahre  1890  ist  die  Eingemeindung  von  Rüttenscheid 
nach  Essen  ernstlich  erwogen  worden,  als  es  sich  um  das  Projekt 
der  Kanalisation  von  Rüttenscheid  handelte.  Seitens  Rüttenscheid 
wurde  der  Stadt  Essen  der  Vorschlag  gemacht,  zwecks  gemeinsamer 
Kanalisierung  ein  gemeinsames  Projekt  auszuarbeiten,  da  ein  Teil 
von  Rüttenscheid  nur  nach  Essen  entwässert  werden  konnte.  Dieser 
Gedanke  führte  zusammen  mit  der  Erwägung,  daß  auch  eine  Wasser- 
und  Gasversorgung  seitens  der  Stadt  Essen  eintreten  sollte,  schon 
im  Jahre  1890  zu  der  Frage  der  Eingemeindung  von  Rüttenscheid. 
Aber  namentlich  ein  Hemmnis  ist  es  gewesen,  das  die  Eingemeindung 
nicht  hat  zustande  kommen  lassen,  und  zwar  war  das  der  Umstand, 
daß  Rüttenscheid  geringere  Steuerzuschläge  erhob  als  Essen.  Trotz- 
dem Rüttenscheid  eine  eigene  Gasanstalt  erbaut  hatte,  eine  Spar- 
kasse gegründet  und  eine  Fortbildungsschule  geschaffen  hatte, 
kam  es  doch  fortlaufend  mit  geringeren  Zuschlägen  aus,  als  die 
Stadt  Essen.  Dieses  hatte  hauptsächlich  seine  Ursache  in  dem 
Zuzug  steuerkräftiger  Elemente  aus  der  Stadt  Essen,  ferner  aber 
auch  in  dem  Umstand,  daß  die  Rüttenscheider  Gemeindeverwaltung 
mit  dem  Straßenbau,  mit  der  Kanalisation,  mit  der  Anlage  von 
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Plätzen  und  sonstigen  Annehmlichkeiten  sich  sehr  eingeschränkt 
hatte.  Während  in  Essen  für  diese  Etatspositionen  nach  dem  Etat 
für  1903  an  ordentlichen  Ausgaben  abzüglich  der  Einnahmen 
4,35  M auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfielen,  wurden  in  Rütten- 
scheid pro  Kopf  der  Bevölkerung  nur  3,64  M ausgeworfen,  trotzdem 
die  Gemeinde  Rüttenscheid  seit  dem  Jahre  1895  ein  verhältnis- 
mäßig stärkeres  Wachstum  gezeigt  hatte,  als  die  Stadt  Essen.  Als 
nun  die  Eingemeindung  von  Altendorf  vollzogen  war,  erfolgte  aus 
der  Bürgerschaft  der  Stadt  Essen  heraus  die  Anregung,  die  Ge- 
meinde Rüttenscheid  einzugemeinden.  Den  eigentlichen  Anstoß 
jedoch  zur  Eingemeindung  von  Rüttenscheid  bildete  das  Projekt 
der  Erbauung  eines  neuen  Landgerichtsgebäudes  hart  an  der  Rütten- 
scheider  und  Huttroper  Grenze. 

Die  Stadt  Essen  hatte  bei  der  Anlage  der  Geschäftsgebäude 
der  Eisenbahndirektion  und  des  Kohlensyndikats  nicht  weit  der 
Riittenscheider  Grenze  die  Erfahrung  gemacht,  daß  die  wirtschaft- 
lichen Vorteile,  welche  eine  solche  Verwaltung  zu  bringen  pflegt, 
hauptsächlich  der  Gemeinde  Rüttenscheid  zugeflossen  waren,  und 
daß  der  Stadt  Essen  durch  diese  Gemeinde  eine  bedeutende  Anzahl 
steuerkräftiger  Elemente  entzogen  worden  war.  Um  sich  vor 
einem  weiteren  Verlust  zu  schützen,  stand  es  für  Essen  fest,  daß 
es  seine  Zustimmung  zur  Errichtung  des  neuen  Landgerichtsgebäudes 
nur  dann  geben  würde,  wenn  Rüttenscheid  der  Stadt  Essen  ein  verleibt 
würde.  Die  Gemeinde  Rüttenscheid  stand  diesem  Projekt  nicht  ab- 
lehnend gegenüber,  wenngleich  die  Steuerzuschläge  stark  in  Er- 
wägung gezogen  wurden.  Aber  Rüttenscheid  war  mittlerweile  durch 
die  Grund-  und  Bodenpolitik  der  Stadt  Essen  zur  Einsicht  gelangt, 
daß  eine  Eingemeindung  nach  Essen  für  sie  vom  Vorteil  sei.  Die 
Stadt  Essen  hatte  nämlich  in  Rüttenscheid  mehr  als  1/8  des 
Bodens  angekauft,  während  1/5  der  Gemarkung  der  Firma  Krupp 
in  Essen  gehörte.  Dieser  Grundbesitz  war  zumeist  für  die  Stadt 
Essen  und  die  Firma  Krupp  so  günstig  gelegen,  daß  eine  weitere 
Geländeaufschließung  und  Ausdehnung  des  bebauten  Terrains  der 
Gemeinde  Rüttenscheid  von  dem  Willen  dieser  beiden  Faktoren 
abhängig  geworden  war.  Die  Gemeindevertretung  von  Rütten- 
scheid beschloß  daher  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  daß  die  Anlage 
des  Landgerichts  in  der  Nähe  der  Gemeinde  Rüttenscheid  den 
Eingesessenen  Vorteile  bringen  werde  und  die  weitere  Entwicklung 
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der  Gemeinde  in  Frage  gestellt  sei,  am  4.  März  1904  die  Einge- 
meindung nach  Essen.  Die  Stadtverordnetenversammlung  in  Essen 
stimmte  kurz  darauf  am  28.März  1904  gleichfalls  einer  Eingemeindung 
zu.  Die  Königliche  Regierung  hatte  jedoch  zunächst  den  Stand- 
punkt vertreten,  daß  eine  Teileingemeindung  von  Rüttenscheid  und 
Huttrop  geboten  erscheine  und  daß  zwischen  den  beteiligten  Körper- 
schaften nur  hierüber  verhandelt  werden  solle.  Sie  modifizierte 
jedoch  später  ihren  Standpunkt  dahin,  daß  auch  über  die  Ein- 
gemeindung der  gesamten  Gemeinde  Rüttenscheid  verhandelt 
werden  dürfe,  wenn  eine  Teileingemeindung  seitens  der  in  Betracht 
kommenden  Körperschaften  abgelehnt  worden  sei.  Die  Gemeinde 
Rüttenscheid  sowohl  wie  die  Stadt  Essen  standen  jedoch  einer  Teil- 
eingemeindung ablehnend  gegenüber;  es  wurden  daher,  nachdem 
auch  über  die  festzusetzende  Grenzlinie  ein  Einverständnis  zwischen 
der  Stadt  Essen  und  dem  Landkreis  Essen  nicht  zu  erzielen  gewesen 
war,  seitens  der  beteiligten  Gemeindevertretungen  eine  Teileinge- 
meindung abgelehnt  und  die  Eingemeindung  der  gesamten  Bürger- 
meisterei Rüttenscheid  nach  Essen  beschlossen. 

Nach  dem  Eingemeindungsvertrage  bildet  Rüttenscheid  noch 
bis  zum  Jahre  1914  einen  eigenen  Wahlbezirk  und  entsendet  neun 
Vertreter  in  das  Essener  Stadtverordnetenkollegium.  Der  § 6 des 
Eingemeindungsvertrages  enthält  alsdann  die  Verpflichtungen  der 
Stadt  Essen  auf  dem  Gebiete  des  Wegebaues  und  der  Beleuchtung. 
Danach  hat  Essen 

1.  diejenigen  Straßen,  die  zu  % bebaut  sind,  mit  Straßen- 
beleuchtung zu  versehen, 

2.  dreizehn  einzeln  aufgeführte  Straßen  innerhalb  des  Zeit- 
raumes von  drei  Jahren  zu  pflastern, 

3.  für  die  Unterhaltung  der  Straßen  in  dem  ehemaligen  Rütten- 
scheider  Gebiet  bis  zum  Jahre  1914  einschließlich  mindestens 
45  000  M jährlich  zu  verwenden.  Die  Verwendung  dieses 
Betrages  zur  Unterhaltung  von  Straßen  auf  dem  in  Rütten- 
scheid gelegenen  Eigentum  der  Stadt  Essen  soll  dabei  aus- 
geschlossen sein. 

Nach  § 13  des  Eingemeindungsvertrages  wird  den  Eingesessenen 
von  Rüttenscheid  eine  Steuerermäßigung  zugestanden.  Es  sollen 
nämlich  während  der  ersten  fünf  Jahre  nach  der  Eingemeindung 
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die  erhobenen  Zuschläge  zu  den  staatlich  veranlagten  Grund-  und 
Gebäudesteuern  150  % nicht  übersteigen.  Außerdem  mußte  sich 
die  Stadt  Essen  verpflichten,  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  drei 
Jahren  in  Rüttenscheid  für  die  Anlage  eines  großen  öffentlichen 
Platzes  zu  sorgen  und  innerhalb  desselben  Zeitraumes  ein  Brause- 
bad in  dem  Rüttenscheider  Bezirk  einzurichten.  Weitere  Ver- 
pflichtungen der  Stadt  Essen  bestanden  in  dem  Ausbau  des  Rütten- 
scheider Progymnasiums  und  der  Einrichtung  eines  Wochenmarktes. 

Auch  die  Eingemeindung  von  Rüttenscheid  hat  der  Stadt 
Essen  große  Opfer  auf  erlegt.  Namentlich  die  Verpflichtung  zum 
Ausbau  der  Straßen  hat  dem  alten  Stadtbezirk  große  Kosten  ver- 
ursacht. Es  dürfte  daher  unter  Berücksichtigung  der  Vorteile, 
die  der  Gemeinde  Rüttenscheid  durch  den  Eingemeindungsvertrag 
zugesichert  wurden,  die  Forderung  einer  Steuerermäßigung  auf 
150%  der  Zuschläge  kaum  billig  erscheinen,  da  Rüttenscheid  im 
Jahre  1904  noch  170  % der  Einkommen-  und  160  % der  Realsteuern 
als  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  erhoben  hat.  Die  mit  Rütten^ 
scheid  und  Altendorf  abgeschlossenen  Eingemeindungsverträge 
vermögen  den  Beweis  zu  erbringen,  daß  die  Stadt  Essen  mit  ihrer 
Eingemeindungspolitik  nicht  die  Erlangung  von  finanziellen  Vor- 
teilen bezweckt  hat,  wie  es  seitens  der  Gemeinden  Altendorf  und 
Rüttenscheid  befürchtet  wurde. 

c)  Die  Einverleibung  der  Gemeinde  Huttrop. 

Zugleich  mit  der  Beratung  der  Eingemeindung  von  Rütten- 
scheid waren  auch  Verhandlungen  über  eine  Teileingemeindung 
von  Huttrop  gepflogen  worden.  Die  Gemeinde  Huttrop,  zur 
Landbürgermeisterei  Stoppenberg  gehörig,  stieß  im  Osten  an 
das  Essener  Stadtgebiet.  Sie  hatte  ein  Areal  von  278,70  ha,  während 
das  Essener  Stadtgebiet  nach  den  Eingemeindungen  von  Alten- 
dorf und  Rüttenscheid  auf  2501,56  ha  angewachsen  war.  Eine 
bedeutende  industrielle  Entwicklung  hatte  Huttrop  ebenso  wenig 
wie  Rüttenscheid  aufzuweisen.  Weder  die  Eisenindustrie  noch 
der  Kohlenbergbau  war  in  ihr  in  größeren  gewerblichen  Anlagen 
vertreten.  Der  Bevölkerungszuwachs,  den  Huttrop  in  den  letzten 
Jahren  vor  der  Eingemeindung  aufzuweisen  hatte,  ist  daher  auch 
nicht  etwa  auf  eine  bedeutende  Entwicklung  der  Industrie  in  dem 
eingemeindeten  Bezirke  selbst,  sondern  vielmehr  auf  den  Umstand 
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zurückzuführen,  daß  die  in  Essen  sich  immer  mehr  entwickelnde 
Industrie  kein  Gelände  für  Wohnungsbau  innerhalb  der  Stadtgrenze 
finden  konnte.  Im  Jahre  1900  betrug  die  Einwohnerzahl  der  Ge- 
meinde Huttrop  noch  2639  Einwohner,  während  im  Jahre  1904 
die  Einwohnerzahl  bereits  auf  4056  gestiegen  war.  Der  Kern  der 
Siedlung  bestand  noch  aus  etwa  20  größeren  und  kleineren  Land- 
wirten, ferner  aus  etwa  50  Handwerkern,  Wirten  und  Krämern. 
Ein  Teil  der  Bevölkerung  war  auf  dem  in  der  Nähe  der  Grenze 
gelegenen  Schacht  Katharina  und  der  Zeche  Johann  Deimelsberg' 
beschäftigt.  Die  Bebauung  der  Gemeinde  Huttrop  war  dort  am 
stärksten,  wo  die  Huttroper  und  Essener  Grenze  zusammenstießen 
und  ferner  an  der  Essener  Chaussee,  welche  die  leichteste  Ver- 
kehrsmöglichkeit mit  der  Stadt  Essen  bot.  Dieser  mit  der  Stadt 
Essen  zusammenhängende,  bebaute  Teil  der  Gemeinde  Huttrop 
diente  in  erster  Linie  kleineren  Beamten  der  Stadt  Essen  als 
Wohnort,  welche  die  Billigkeit  der  Mietswohnungen  und  die 
gesunde  Lage  hierher  gezogen  hatte.  Etwa  % aller  Wohnhäuser 
von  Huttrop  waren  hier  gelegen.  Weiter  hatte  dann  eine  Besied- 
lung der  Gemeinde  Huttrop  stattgefunden  durch  die  schon  früh- 
zeitig erfolgte  Anlage  der  Kolonie  Hüttenheim,  in  der  die  Arbeiter 
des  auf  Essener  Gebietes  gelegenen  Blechwalzwerkes  Schulz- Knaudt, 
Aktiengesellschaft,  seitens  dieser  Firma  untergebracht  waren. 
Von  der  Stadt  Essen  selbst  war  in  der  Gemeinde  Huttrop  die 
Idiotenanstalt  Franz-Sales-Haus  erbaut  worden.  Diese  Anstalt, 
deren  Insassen  zusammen  mit  den  Einwohnern  der  Kolonie  Hütten- 
heim ungefähr  % aller  Bewohner  von  Huttrop  bildeten,  war  nur 
aus  dem  Grunde  in  dem  Gebiet  der  Gemeinde  Huttrop  errichtet 
worden,  weil  die  Stadt  Essen  keinen  Raum  bot,  um  diese  Anstalt 
in  einem  gesunden  Wohngelände,  in  dem  auch  ein  kleiner  land- 
wirtschaftlicher Betrieb  stattfinden  konnte,  anzulegen.  Die  Ver- 
waltungs-  und  Kassengeschäfte  dieser  Anstalt  wurden  von  Essen 
aus  geführt,  so  daß  das  Franz-Sales-Haus  sowohl  wie  die  Kolonie 
Hüttenheim  als  Siedlungen  der  Stadt  Essen  bezeichnet  werden 
mußten. 

Die  Art  der  Bebauung  war  durchaus  städtisch,  was  besonders 
daraus  zu  ersehen  ist,  daß  sich  auch  mitten  im  Felde  Häuser  erhoben, 
die  mietskasernenähnlichen  Charakter  trugen.  Trotzdem  ein  großer 
Teil  von  Huttrop  städtisch  bebaut  war,  waren  doch  städtische 
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Einrichtungen  jedenfalls  nicht  in  dem  Maße  durchgeführt,  wie 
es  für  ein  dichtes  Zusammenwohnen  von  Menschen  erforderlich 
erschien.  Eine  Kanalisation  fehlte  in  Huttrop  vollständig; 
dagegen  war  die  Gas-  und  Wasserversorgung  der  Gemeinde 
geregelt.  Zwischen  den  zu  der  Bürgermeisterei  Stoppenberg  ge- 
hörigen Gemeinden  bestand  ein  Zweckverband  zur  Wasserver- 
sorgung Dieser  Zweckverband  hatte  mit  dem  Wasserwerk  für  das 
nördliche  westfälische  Kohlenrevier  die  Verträge  vom  30.  August 
bzw.  6.  September  1897  und  vom  18.  April  1899  geschlossen,  wo 
nach  das  Wasserwerk  für  das  nördliche  westfälische  Kohlenrevier 
zur  Wasserversorgung  des  Zweckverbandes  verpflichtet  wurde. 
Der  Vertrag  wurde  auf  die  Dauer  von  25  Jahren  abgeschlossen 
und  die  Wasserversorgung  in  der  Art  ausgeführt,  daß  das  Wasser 
an  den  Zweckverband  als  Abnehmer  geliefert  wurde,  der  es  den 
an  die  Leitung  Angeschlossenen  durch  das  eigene  Rohrnetz  weiter 
verabfolgte. 

Die  Gasversorgung  der  Gemeinde  Huttrop  hat  ebensowenig 
wie  die  Wasserversorgung  durch  die  Stadt  Essen  stattgefunden. 
Die  Gasversorgung  ist  vielmehr  erfolgt  auf  Grund  des  Vertrages 
vom  17.  September  1896,  der  mit  dem  Steeler  Gas-  und  Wasser- 
werk seitens  der  Gemeinde  abgeschlossen  wurde.  Die  Dauer  des 
Vertrages  wurde  auf  zehn  Jahre  festgesetzt.  Das  zum  Zwecke  der 
Gasversorgung  verlegte  Rohrnetz  war  Eigentum  der  Gemeinde. 

Die  Gesamtentwicklung  der  Gemeinde  Huttrop  in  baulicher 
sowohl  wie  in  gewerblicher  Hinsicht  zeigt  auch  hier  die  Entwicklung 
des  Veranlagungssolls  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer: 


Grundsteuer  Gebäudesteuer  S^bss'teuer 

1904  2705,81  8238,56  1358,40 

1905  2961,76  9589,58  3846,80 

1906  2876,89  10027,86  2033,20 

1907  2031,50  11581,20  2898,00 


Die  vorstehende  Tabelle  zeigt  vor  allem  eine  starke  Entwicklung 
der  Gebäudesteuer,  während  die  Gewerbe-  und  die  Grundsteuer 
bedeutend  hinter  dem  Veranlagungssoll  dieser  Steuer  Zurückbleiben. 
Auch  findet  man  hier  das  gleiche  Bild  wie  bei  der  Entwicklung 
von  Rüttenscheid:  Die  heimische  Landwirtschaft  und  die  heimische 
Industrie  waren  nicht  imstande,  die  in  der  Gemeinde  wohnenden 
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Menschen  zu  ernähren;  ein  großer  Teil  der  Gemeindeeingesessenen 
fand  vielmehr  seinen  Erwerb  in  der  Nachbarstadt  Essen. 

Für  die  Entwicklung  der  Gemeinde  Huttrop  sind  die  Ver- 
kehrsverhältnisse mit  Essen  von  großer  Bedeutung  gewesen. 
Die  Gemeinde  Huttrop,  die  nicht  weit  von  dem  Essener  Haupt- 
bahnhof gelegen  war,  wurde  von  der  Hauptverbindungsstraße  der 
Stadt  Steele  mit  Essen,  von  der  Essener  Straße  durchschnitten. 
Das  Verkehrsbedürfnis  auf  dieser  Strecke  führte  bereits  im  Jahre 
1898  zum  Bau  einer  elektrischen  Straßenbahn,  deren  Betrieb  am 
18.  Januar  1898  eröffnet  wurde.  Die  auf  diese  Art  gewonnene 
günstige  Verbindung  mit  Essen  ist  für  die  Entwicklung  von 
Huttrop  von  großer  Bedeutung  gewesen;  denn  die  Einwohner- 
schaft von  Huttrop  erfuhr  seit  dieser  Zeit  eine  erhebliche  Zu- 
nahme, und  zwar  durch  den  Zuzug  von  Essener  Beamten  und 
Arbeitern,  welche  die  in  Huttrop  verhältnismäßig  billigen  und 
dann  auch  noch  von  keiner  Industrie  belästigten  Wohnungen  gern 
bezogen  und  so  die  Baulust  in  der  Gemeinde  Huttrop  anregten. 
Eine  selbständige  wirtschaftliche  Entwicklung  ist  dagegen  durch 
die  günstige  Verkehrsmöglichkeit  mit  der  Stadt  Essen  verhindert 
worden.  Daß  eine  solche  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Gemeinde 
Huttrop  nicht  eintreten  konnte,  hatte  seinen  Grund  ferner  darin, 
daß  für  diejenigen  Huttroper  Bürger,  die  in  Essen  ihre  Arbeits- 
stätten hatten,  diese  Stadt  den  gegebenen  Einkaufsmarkt  bildete. 

Auch  kulturell  ist  Huttrop  nicht  zur  Selbständigkeit  gelangt. 
Es  hat  nach  dieser  Richtung  hin  die  ihm  seitens  der  Stadt  Essen 
gebotenen  und  durch  die  Verkehrsverbindungen  in  die  Nähe 
geriicken  städtischen  Einrichtungen  ständig  benutzt.  Auch  von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  erscheint  die  Eingemeindung  von 
Huttrop  nach  Essen  berechtigt. 

Den  Anstoß  zu  der  Eingemeindung  gab  ebenso  wie  bei 
Rüttenscheid  die  Erbauung  des  neuen  Landgerichtsgebäudes  in 
der  Nähe  der  Riittenscheider  und  Huttroper  Grenze.  Auch  für 
Huttrop  war  seitens  der  Regierung  nur  eine  Teileingemeindung 
nach  Essen  vorgesehen.  Nachdem  jedoch  zwischen  der  Stadt  Essen 
und  dem  Landkreise  Essen  eine  Vereinbarung  über  die  Festlegung 
der  Grenzlinie  nicht  erzielt  worden  war,  lehnte  am  12.  Januar  1905 
der  Gemeinderat  von  Huttrop  eine  Teileingemeindung  ab  mit  der 
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Begründung,  daß  nach  seiner  Ansicht  die  Abtrennung  eines  Teiles 
nicht  im  Interesse  der  Gemeinde  liege.  Die  Beratungen  zwischen 
Essen  und  Huttrop  wurden  daraufhin  auf  die  Eingemeindung  der 
Gesamtgemeinde  ausgedehnt. 

Nachdem  die  Verhandlungen  über  das  Ausscheiden  der  Ge- 
meinde Huttrop  aus  dem  Zweckverband  der  Wasserversorgung 
und  aus  dem  Schulverband  Frillendorf-Huttrop  zum  Abschluß 
gelangt  waren,  wurde  alsdann  am  7.  bzw.  10.  Februar  1908  der 
Eingemeindungsvertrag  mit  Huttrop  unterzeichnet,  der  die  Grund- 
lage für  die  endgültige  Vereinigung  der  beiden  Körperschaften 
bildete. 

Nach  dem  Eingemeindungsvertrage  wurde  die  Zahl  der  Stadt- 
verordneten von  Essen  vom  Tage  der  Eingemeindung  an  bis  zum 
Jahre  1914  um  einen  von  dem  eingemeindeten  Bezirk  Huttrop 
zu  wählenden  Stadtverordneten  vergrößert.  Bis  zum  Jahre  1914 
bildete  vertragsgemäß  Huttrop  einen  eigenen  Wahlbezirk.  Der 
§ 2 des  Eingemeindungsvertrages  enthält  die  Verpflichtung  der 
Gesamtgemeinde  zum  Eintritt  in  die  mit  dem  Gelsenkirchener 
Wasserwerk,  ferner  mit  dem  Steeler  Gas-  und  Wasserwerk  und 
der  Darmstädter  Bank  abgeschlossenen  Verträge.  Bis  zum  1.  April 
1914  sollen  nach  §8  des  Eingemeindungsvertrages  im  Bezirke  Huttrop 
statt  der  im  Essener  Bezirk  eingeführten  Grundsteuer  nach  dem 
gemeinen  Wert  wie  bisher  Zuschläge  zur  staatlich  veranlagten 
Grund-  und  Gebäudesteuer  erhoben  werden.  Es  heißt  dann  weiter: 
,,Auch  nach  Ablauf  dieser  Zeit  sollen  landwirtschaftlich  benutzte 
Grundstücke,  die  zu  einem  landwirtschaftlichen  Betriebe  gehören, 
in  welchem  mindestens  ein  Hektar  in  der  früheren  Gemeinde  Huttrop 
belegenen  Landes  landwirtschaftlich  bewirtschaftet  wird,  nur  mit 
25  % der  eingeschätzten  Normalsätze  der  Grundsteuer  nach  dem 
gemeinen  Wert  zur  Gemeindesteuer  herangezogen  werden.“  Bei 
der  Einführung  der  Essener  Wertzuwachssteuerordnung  soll  nicht 
über  den  1.  April  1898  zurückgegriffen  werden.  Ferner  wird  sämt- 
lichen Personen,  die  am  1.  Juli  1907  im  Huttroper  Bezirk  veranlagt 
waren,  bis  zum  1.  April  1914  eine  Minderbelastung  von  20%  der 
Einkommen-  und  Realsteuern  zugestanden.  Die  übrigen  Ver- 
pflichtungen der  Stadt  Essen  bezogen  sich  auf  die  Beleuchtung, 
Pflasterung  und  Kanalisation  einiger  Straßen  des  Huttroper  Be- 
zirks. 
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An  die  Bürgermeisterei  Stoppenberg,  aus  welcher  Huttrop 
mit  der  Eingemeindung  ausschied,  hatte  Essen  als  Abfindung  die 
Summe  von  150  000  M zu  zahlen. 


d)  Die  Eingemeindung  von  Rellinghausen. 

Die  Entwicklung  ihrer  Industrie  und  die  damit  verbundene 
Bevölkerungszunahme  zwangen  jedoch  bald  die  Stadt  Essen,  noch 
weiter  über  ihre  Grenzen  hinaus  zu  gehen.  Es  fehlte  der  Stadt 
Essen  auch  nach  den  Eingemeindungen  von  Altendorf,  Rütten- 
scheid und  Huttrop  an  dem  nötigen  Baugelände  zu  einer  weit- 
räumigen gesunden  Bebauung.  Nach  Norden,  Nordwesten  und 
Westen  vom  Essener  Stadtgebiet  verhinderte  die  Lage  der  Krupp- 
schen Fabriken  und  der  Bodenbesitz  der  Zechen  eine  weitere  Aus- 
dehnung der  Bebauung.  Auch  nach  Nordosten  erschien  eine  Aus- 
dehnung der  Stadt  zwecks  Erschließung  eines  größeren  Baugeländes 
ausgeschlossen,  da  auch  hier  die  Zechen,  um  sich  vor  Bergschäden 
zu  schützen,  größere  Grundkomplexe  an  sich  gebracht  hatten.  Die 
Stadt  Essen  mußte  deshalb  ihr  Augenmerk  auf  den  Süden  lenken, 
und  hier  im  Südosten  des  Essener  Stadtgebietes  fand  sich  ein  Ge- 
lände, das  den  Zwecken  der  Kommune  dienlich  erschien:  nämlich 
die  Gemeinde  Rellinghausen.  Die  Gemeinde  Rellinghausen  hatte 
eine  Größe  von  938  ha  und  war  im  Südosten  des  Essener  Stadt- 
gebietes gelegen.  Sie  setzte  sich  zusammen  aus  den  Ortschaften 
Rellinghausen,  Bergerhausen  und  Heide  und  bildete  mit  der 
Gemeinde  Heisingen  zusammen  die  Bürgermeisterei  Rellinghausen. 

An  Industrie  hatte  sich  vor  allem  in  der  Gemeinde  Relling- 
hausen der  Kohlenbergbau  entwickelt.  Der  Bergbau  wurde  hier 
bereits  seit  dem  Jahre  1569  betrieben.  Die  älteste  Schachtanlage 
war  die  Steinkohlenzeche  „Ludwig“,  die  sich  seit  langen  Jahren 
im  Betrieb  befand.  Die  Belegschaft  dieser  Zeche,  die  der  Aktien- 
gesellschaft Gutehoffnungshütte  in  Oberhausen  gehörte,  betrug  im 
Jahre  1907:  580  Mann.  Eine  zweite  hier  angelegte  Zeche  gehörte 
der  Gewerkschaft  „Schnabel  ins  Osten“.  Mit  dem  Abteufen  dieser 
Zeche  wurde  im  Jahre  1899  begonnen  und  der  Betrieb  am  1.  De- 
zember 1902  aufgenommen.  Die  Belegschaft  betrug  1907:  739  Mann. 
Ein  dritter  Schacht  wurde  zur  Zeit  der  Verhandlungen  über  die 
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Eingemeindung  abgeteuft.  Es  war  die  Zeche  „Gottfried  Wilhelm**, 
welche  der  Essener  Steinkohlenbergwerks-A.-G.  gehörte,  deren 
Sitz  und  Hauptanlagen  sich  in  Essen  befanden.  Da  diese  Zeche 
bei  dem  Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikat  mit  einer  För- 
derung von  300  000  t beteiligt  war,  so  war  anzunehmen,  daß  sie 
in  kurzem  eine  Belegschaft  von  1100  Arbeitern  einstellen  würde. 
Neben  dieser  Entwicklung  des  Kohlenbergbaues  hatte  auch  die 
Eisenindustrie  sich  in  der  Gemeinde  Rellinghausen  angesiedelt, 
und  zwar  befanden  sich  hier  an  Niederlassungen  die  Kunstwerker- 
hütte  Dinnendahl,  A.-G.,  auf  der  im  Jahre  1907:  221  Arbeiter 
beschäftigt  waren,  und  ein  Eisenblechwalzwerk,  das  54—60  Arbeiter 
beschäftigte. 

Die  Entwicklung  der  Industrie  hatte  eine  größere  Be- 
völkerungszunahme der  Gemeinde  Rellinghausen  zur  Folge  ge- 
habt. Die  Entwicklung  des  Bevölkerungszuwachses  hat  sich  in 
folgendem  Rahmen  vollzogen. 

Rellinghausen  zählte  Einwohner: 

1895  5 275 

1900  7 187 

1905  9 689 

1909  12  830 

Vom  Jahre  1895  bis  zum  Jahre  1905  hat  sich  die  Bevölkerung 
ungefähr  verdoppelt.  Dieser  Bevölkerungszuwachs  kann  auch  hier 
nur  darin  seine  Erklärung  finden,  daß  die  wirtschaftlichen  Grund- 
lagen der  Gemeinde  sich  mehr  und  mehr  der  Industrie  zugewandt 
hatten,  daß  mithin  die  Gemeinde  in  der  Entwicklung  von  einer 
Agrargemeinde  zur  Industriegemeinde  begriffen  war.  Wie  groß 
der  Prozentsatz  der  Bevölkerung  war,  dessen  Erwerbsquelle  nicht 
die  Landwitrschaft  bildete,  ergibt  sich  am  übersichtlichsten  aus  der 
Berufs-  und  Betriebszählung  vom  Jahre  1907  in  dieser  Gemeinde. 
Danach  waren  von  insgesamt  3571  hauptberuflich  erwerbstätigen 
Personen  2467  in  der  Industrie,  einschließlich  Bergbau  und  Bau- 
gewerbe, ferner  379  im  Handel  und  Verkehr,  einschließlich  Gast-  und 
Schankgewerbe,  beschäftigt,  also  insgesamt  2846  Personen  = 79,7  % 
der  hauptberuflich  Tätigen.  Mit  den  Angehörigen  zusammen  betrug 
die  Zahl  der  in  Industrie,  Handel  und  Verkehr  tätigen  Personen 
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8406  bei  einer  Gesamtbevölkerung  von  10  473  Personen  im  Jahre 
1907,  d.  h,  ca.  80,3  % der  Gesamtbevölkerung.  Die  in  der  Land- 
wirtschaft beschäftigten  Personen  waren  mithin  durch  die  Industrie 
stark  zurückgedrängt  worden. 

Die  Bevölkerungszunahme  hatte  auch  in  steigendem  Maße  eine 
Entwicklung  der  Bautätigkeit  zur  Folge  gehabt.  Solange  die 
Gemeinde  noch  vorwiegend  ländlichen  Charakter  gehabt  hatte, 
war  auch  nur  wenig  gebaut  worden.  Erst  der  Aufschwung  der 
Industrie  und  ihr  Bestreben,  seßhafte  Arbeiterschaft  sich  zu  schaffen, 
hatte  die  Bautätigkeit  angeregt.  Seit  den  Jahren  1899/1900  wurden 
mehrere  Arbeiterkolonien  seitens  der  Zechen  erbaut,  und  im 
Jahre  1906  wurde  die  Kolonie  Altenhof,  die  für  die  Fabrikinvaliden 
der  Firma  Krupp  in  Rüttenscheid  errichtet  worden  war,  von 
dort  her  auf  das  Gebiet  der  Gemeinde  Rellinghausen  ausgedehnt. 
Die  Bautätigkeit  in  Rellinghausen  hatte  jedoch  mit  dem  schnellen 
Aufschwung  der  Industrie  in  den  letzten  Jahren  vor  der  Einge- 
meindung nicht  gleichen  Schritt  halten  können  und  hierdurch  und 
durch  den  baulichen  Zusammenhang  der  Gemeinde  Rellinghausen 
mit  der  Stadt  Essen  war  es  gekommen,  daß  in  vielen  Fällen  Essen 
der  Wohnsitz  von  Bergarbeitern  wurde,  die  in  Rellinghausen  ihren 
Erwerb  fanden.  Der  enge  bauliche  Zusammenhang  zwischen  Essen 
und  Rellinghausen  hatte  allerdings  auch  zur  Folge,  daß  eine  Anzahl 
Rellinghauser  Eingesessener  in  Essen  ihre  Arbeitsstätte  hatte;  aber 
dieses  war  der  bei  weitem  geringere  Teil. 

Die  Stadt  Essen  hatte  zur  Zeit  der  Eingemeindung  bereits  zwei 
wichtige  kommunale  Aufgaben  der  Gemeinde  Rellinghausen  abge- 
nommen, nämlich  die  Sorge  für  die  Beleuchtung  (Gasversorgung) 
und  die  sozial-hygienische  Aufgabe  der  Wasserversorgung.  Infolge 
des  Versiegens  der  Brunnen  durch  den  langjährigen,  stets  fort- 
schreitenden Bergbau  wandte  sich  die  Gemeinde  schon  im  Jahre  1885 
um  Versorgung  mit  Trinkwasser  an  die  Stadt  Essen.  Die  Stadt  Essen 
übernahm  durch  die  Verträge  vom  18.  Oktober  1885  und  15.  Mai 
1886  die  Wasserlieferung  an  die  Gemeinde  Rellinghausen.  Diese 
baute  ein  eigenes  Rohrnetz  und  übernahm  das  Wasser  an  der 
Essener  Grenze.  Im  Jahre  1891  trat  dann  die  Stadt  an  die  Ge- 
meinde heran  mit  dem  Ersuchen,  das  Rohrnetz  ihr  zu  Eigentum 
zu  übertragen,  da  nach  einer  Eigentumsübertragung  die  Beauf- 
sichtigung und  Auswechslung  der  Rohrleitungen  leichter  durch- 
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geführt  werden  könnte.  Dementsprechend  wurde  durch  den  Vertrag 
vom  24.  September  1891  das  vorhandene  Rohrnetz  seitens  der  Ge- 
meinde Rellinghausen  an  Essen  abgegeben,  die  Stadt  Essen  dagegen 
verpflichtet,  das  Rohrnetz  nach  einem  vorliegenden  Plane  auszu- 
bauen und  den  Eingesessenen  der  Gemeinde  Rellinghausen  das 
Wasser  zu  denselben  Bedingungen  zu  liefern  wie  ihren  eigenen 
Einwohnern.  Auch  die  Gasversorgung  der  Gemeinde  Rellinghausen 
lag  in  den  Händen  der  Stadt  Essen.  Am  5.  Dezember  1900  hatte 
zwar  der  Gemeinderat  in  Rüttenscheid  den  Bau  einer  eigenen  Gas- 
anstalt nach  den  Plänen  der  Leiter  des  städtischen  Gas-  und  Wasser- 
werkes der  Stadt  Essen  beschlossen.  Die  Rentabilität  dieser  Anlage 
wurde  jedoch  später  stark  in  Frage  gestellt  und  angezweifelt.  Daher 
schloß  Rellinghausen  mit  Essen  am  26.  November  1902  einen  Gas- 
lieferungsvertrag ab.  Dieser  Vertrag  wurde  auf  die  Dauer  von 
zehn  Jahren  abgeschlossen,  und  nach  ihm  kam  die  Gasversorgung 
in  der  Art  zur  Ausführung,  daß  die  Stadt  Essen  in  Rellinghausen 
ein  Rohrnetz  nach  einem  vorgeschriebenen  Plane  baute,  welches 
Eigentum  der  Stadt  Essen  verblieb,  und  daß  alsdann  die  Ver- 
sorgung per  Haus  nach  dem  im  § 1 des  Vertrages  festgesetzten 
Tarif  stattfand. 

Das  Veranlagungssoll  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer, an  dem  auch  hier  die  stärker  werdende  Industrialisierung 
der  Gemeinde  zu  erkennen  ist,  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  vor 
der  Eingemeindung  folgendermaßen  entwickelt: 

Grundsteuer  Gebäudesteuer  Gewerbesteuer 


1906  3216  12  572  4371 

1907  3206,39  13  005  3947 

1908  3194,40  12  680  5754 

1909  3170  17  302  7986 


Durch  eine  Straßenbahn  war  Rellinghausen  zur  Zeit  der  Ein- 
gemeindung mit  Essen  nicht  verbunden.  Der  Verkehr  mit  Essen 
erfolgte  vielmehr  hauptsächlich  durch  die  Staatsbahn  zum  Essener 
Hauptbahnhof.  Eine  Straßenbahnverbindung  bestand  jedoch  mit 
Steele  auf  Grund  des  Vertrages  vom  29.  September  1894.  Der 
Einkaufsverkehr  Rellinghausens  richtete  sich  aber  trotzdem  voll- 
ständig nach  Essen,  da  Essen  eine  bessere  Einkaufsgelegenheit 
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als  Steele  zu  bieten  vermochte.  Wirtschaftlich  und  auch  kulturell 
bildete  Essen  für  die  Gemeinde  Rellinghausen  die  Zentrale. 

Mit  der  Frage  der  Vereinigung  der  beiden  Körperschaften 
Essen  und  Rellinghausen  hatte  sich  die  öffentliche  Meinung  schon 
längere  Zeit  beschäftigt,  als  im  Mai  des  Jahres  1908  der  Bürger  - 
verein  von  Ober-Bergerhausen  sich  in  einer  Eingabe  an  den  Ober- 
bürgermeister von  Essen  wandte  mit  der  Bitte,  die  Anregung  zu 
gemeinsamen  Verhandlungen  in  dieser  Frage  zwischen  Vertretern 
der  Gemeinde  Rellinghausen  und  der  Stadt  Essen  zu  geben.  Es 
wurde  daraufhin  aus  dem  Gemeinderat  von  Rellinghausen  und 
aus  der  Stadtverordnetenversammlung  von  Essen  je  eine  Kommission 
gewählt,  deren  Verhandlungen  alsbald  zu  einer  grundsätzlichen 
Einigung  dahin  führten,  daß  eine  Eingemeindung  erstrebenswert 
sei.  Bedeutendere  Schwierigkeiten  bei  den  Verhandlungen  hat 
vor  allem  die  Frage  der  politischen  Vertretung  der  Gemeinde 
Rellinghausen  im  Essener  Stadtparlament,  die  Steuerfrage  und  der 
Grad  der  von  Essen  zu  übernehmenden  Verpflichtungen  in  bezug 
auf  Wegebau  und  Straßenbahnverbindungen  gemacht.  Namentlich 
die  Frage,  wieviel  Vertreter  Rellinghausen  in  die  zukünftige 
Stadtverordnetenversammlung  entsenden  sollte,  hätte  fast  zu  einem 
vollständigen  Scheitern  der  Eingemeindungsverhandlungen  geführt. 

Die  Gründe,  die  bei  der  Entwicklung  Rellinghausens  zur 
Industriegemeinde  den  eigentlichen  Anlaß  für  eine  Eingemeindung 
nach  Essen  gegeben  haben,  sind  folgende  gewesen:  An  Grund- 
eigentum besaß  die  Stadt  Essen  in  Rellinghausen  den  400  Morgen 
großen  Stadtwald,  der  ihren  Bürgern  als  Erholungsstätte  dienen 
sollte.  Eine  geordnete  Beaufsichtigung  dieser  Anlage  konnte  aber 
nur  durchgeführt  werden,  wenn  die  Stadt  Essen  die  Gebietshoheit 
über  dieses  Terrain  erlangt  hatte.  Die  Einverleibung  der  Gemeinde 
Rellinghausen  bildete  somit  die  Voraussetzung  für  die  Erschließung 
dieses  für  die  Volksgesundheit  zuträglichen  Geländes.  Die  Ge- 
meinde Rellinghausen,  die  in  einigen  Teilen  noch  ländlichen  Charakter 
trug,  würde  ferner  im  Falle  einer  privaten  Bodenaufschließung, 
die  sich  nach  den  Grundsätzen  privater  Bodenspekulationen  voll- 
zogen haben  würde,  ihre  landschaftlichen  Reize  und  Erholungs- 
stätten, die  für  die  Bevölkerung  von  Essen  im  Gesundheitsinteresse 
unbedingt  erforderlich  waren,  eingebüßt  haben.  Bereits  seit  dem 
Jahre  1903  hatte  in  Rellinghausen  eine  villenmäßige  Bebauung 


73 


eingesetzt  und  zwar  in  der  Ortschaft  Heide.  Diese  Bebauung,  die 
im  Anschluß  an  die  Gartenstadtbewegung  in  Essen  entstanden 
war,  wollte  die  Stadt  mit  aller  Macht  unterstützen  und  im  Anschluß 
an  den  Stadtwald  eine  Gartenstadt  schaffen,  die  den  Bewohnern 
Licht  und  Luft  und  die  Vorteile  des  Landlebens  bieten  konnte. 
Dieses  Ziel  konnte  die  Stadt  Essen  aber  nur  erreichen,  wenn  die 
Gemeinde  mit  ihr  vereinigt  wurde  und  sie  so  in  der  Lage  war,  auf  die 
Bebauung  durch  von  ihr  erlassene  Bauordnungen  einzuwirken. 

Ein  weiterer  Grund  zur  Vereinigung  zwischen  den  beiden 
Körperschaften  Essen  und  Rellinghausen  wurde  durch  die  Ent- 
wässerung des  südlichen  Teiles  von  Essen  gegeben.  Der  südliche 
Teil  der  Stadt  Essen  entwässerte  nämlich  in  den  Rellinghauser 
Mühlenbach,  in  den  auch  die  Gemeinde  Rellinghausen  ihre  Ab- 
wässer abführte.  Dieses  hatte  Anlaß  gegeben  zu  mancherlei 
Schwierigkeiten  zwischen  den  beiden  beteiligten  Faktoren  und 
schließlich  dazu  geführt,  daß  die  Stadt  Essen  den  Bach  innerhalb 
der  Gemeinde  Rellinghausen  regulierte  und  die  dort  gelegenen 
Stauwerke  mit  einem  Kostenaufwand  von  400  000  M an  sich  brachte. 
Die  fortschreitende  industrielle  Entwicklung  der  Gemeinde  hatte 
nun  die  Regierung  veranlaßt,  ihr  die  Ausarbeitung  eines  Kanali- 
sationsprojektes aufzugeben,  nach  dem  die  Abwässer  der  Gemeinde  in 
den  Mühlenbach  abgeführt  werden  sollten.  Hierdurch  wurde  jedoch 
die  Herstellung  einer  großen  Kläranlage  erforderlich.  Zwar  war  die 
Möglichkeit  vorhanden,  die  Kosten  dieser  Anlage  und  ihrer  Unter- 
haltung derart  zu  verteilen,  daß  nach  dem  Verhältnis  der  beider- 
seitig zugeführten  Wassermengen  beide  Körperschaften  heran- 
gezogen werden  konnten.  Aber  die  Gemeinde  Rellinghausen  hatte 
finanzielle  Bedenken  gegen  diese  Art  der  Beteiligung,  die  sie  bis 
zur  Eingemeindung  noch  nicht  hatte  überwinden  können.  Im 
öffentlichen,  gesundheitlichen  Interesse  erschien  daher  auch  in 
dieser  Angelegenheit  eine  Eingemeindung  wünschenswert. 

Der  zwischen  den  beiden  Körperschaften  abgeschlossene  Ein- 
gemeindungsvertrag enthält,  außer  der  Festsetzung  der  Anzahl 
der  von  der  Gemeinde  Rellinghausen  zum  Stadtverordnetenkollegium 
der  erweiterten  Stadtgemeinde  zu  wählenden  Vertreter,  bedeutende 
Verpflichtungen  der  Stadt  Essen  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens. Nach  dem  § 6 des  Eingemeindungsvertrages  ist  die  Stadt 
Essen  verpflichtet,  drei  Straßenbahnlinien  zum  Bau  freizugeben 
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oder  selbst  auszubauen,  die  den  Verkehr  zwischen  Rellinghausen 
und  Essen  inniger  gestalten  und  eine  endgültige  Verschmelzung 
der  beiden  Körperschaften  herbeiführen  sollten.  Der  § 8 des  Ein- 
gemeindungsvertrages regelt  die  künftige  Besteuerung  des  eingemein- 
deten Bezirkes.  Danach  darf  bis  zum  1.  April  1920  die  Grundsteuer 
nach  dem  gemeinen  Wert  in  dem  Bezirk  der  ehemaligen  Gemeinde 
Rellinghausen  nicht  eingeführt  werden;  sondern  es  sollen  wie  vor 
der  Eingemeindung  Zuschläge  zu  den  staatlich  veranlagten  Grund- 
und  Gebäudesteuern  erhoben  werden  Bis  zum  1.  April  1914  darf 
ferner  der  Zuschlag  zu  den  Grund-  und  Gebäudesteuern  für  die- 
jenigen Grundstücke  und  Gebäude,  welche  sich  von  der  Einge- 
meindung an  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  in  der  Hand  desselben  Eigen- 
tümers befunden  haben,  nicht  über  200%  erhöht  werden.  Falls 
nach  dem  1.  April  1920  die  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert 
eingeführt  werden  sollte,  soll  für  die  landwirtschaftlich  benutzten 
Flächen  die  gleiche  Vergünstigung  eintreten,  wie  sie  auch  in  dem 
Eingemeindungsvertrage  mit  Huttrop  vereinbart  ist,  jedoch  mit 
der  Abweichung,  daß  bereits  bei  % ha  landwirtschaftlich  benutzten 
Bodens  nur  25%  der  eingeschätzten  Normalsätze  der  Grundsteuer 
nach  dem  gemeinen  Werte  zur  Veranlagung  kommen  sollen.  Diese 
Vergünstigung  soll  jedoch  nur  für  diejenigen  eintreten,  die  bereits 
am  1.  Januar  1909  im  Bezirk  der  Gemeinde  Rellinghausen  wohn- 
haft und  Eigentümer  dieser  Grundstücke  waren,  ferner  aber  auch 
für  deren  Erben,  falls  diese  Abkömmlinge  und  Geschwister  sind. 
Mit  der  Essener  Wertzuwachssteuer  soll  nicht  über  den  1.  Januar 
1909  zurückgegangen  werden.  Der  § 8 Absatz  4 und  5 des  Ein- ' 
gemeindungsvertrages  enthält  ferner  Übergangsbestimmungen  zur 
Einführung  der  milderen  Essener  Gewerbesteuerordnung  für  die 
Rellinghauser  Industrie,  die  getroffen  worden  sind,  um  (inen  allzu 
großen  Steuerausfall  der  erweiterten  Stadtgemeinde  zu  vermeiden. 
Weitere  Verpflichtungen  der  Stadt  Essen  in  dem  Eingemeindungs- 
vertrage beziehen  sich  auf  den  Bau  von  Wegen  und  die  Anlage 
von  Kanalisation. 

Außer  der  Gemeinde  Rellinghausen  hat  die  Stadt  Essen  im 
Jahre  1910  noch  einen  Zuwachs  erhalten  durch  die  Eingemeindung 
der  Ortschaft  Winkhausen,  die  zum  Landkreis  Mülheim  gehörte. 
Diese  Eingemeindung  ist  bei  der  Aufteilung  des  Landkreises  Mül- 
heim im  Jahre  1910  erörtert. 
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Oie  Eingemeindungen  der  Stadt  Mülheim  a.  d.  Ruhr. 

Der  Eisenindustrie  verdankt  auch  die  Stadt  Mülheim  ihre 
Entwicklung,  die  in  den  Jahren  1905  und  1910  umfangreiche 
Eingemeindungen  vorgenommen  hat.  Im  Jahre  1905  hat  Mülheim 
5 Gemeinden  einverleibt  und  zwar  die  Bezirke:  Broich,  Speldorf, 
Saarn,  Styrum  und  Holthausen.  Die  Gemeinden  Broich,  Speldorf  und 
Saarn  bildeten  zusammen  die  Bürgermeisterei  Broich  und  begrenzten 
im  Westen  und  Südwesten  das  Mülheimer  Stadtgebiet.  Die  Ge- 
meinde Styrum  bildete  mit  den  Gemeinden  Alstaden  und  Dümpten 
eine  Bürgermeisterei  und  war  im  Norden  der  Stadtfläche  ge- 
legen, während  die  Gemeinde  Holthausen,  zur  Bürgermeisterei 
Heißen  gehörig,  im  Südosten  dem  Mülheimer  Stadtgebiet  vor- 
gelagert war.  Das  Größen  Verhältnis  der  an  dem  Zusammenschluß 
mit  der  Stadt  Mülheim  beteiligten  Körperschaften  war  folgendes: 

Mülheim  811,38  ha 

Styrum 620,05  ,, 

Broich  718,72  „ 

Speldorf 1217,07  „ 

Saarn 1817,90  „ 

Holthausen 490,68  ,, 

Die  mit  der  Stadt  Mülheim  im  Jahre  1905  vereinigte  Fläche 
war  also  etwa  sechsmal  so  groß  wie  das  ursprüngliche  Mülheimer 
Stadtgebiet. 

Den  Zusammenschluß  dieser  Gemeinden  hat  in  erster  Linie 
der  Aufschwung  der  Industrie  in  Mülheim  selbst  sowohl  wie  in  den 
benachbarten  Bezirken  herbeigeführt.  Die  Eisenindustrie  hatte 
Mülheim  zu  einer  schnellen  Entwicklung  gebracht.  Ursprünglich 
war  Mülheim  allein  Sitz  der  Lederindustrie  gewesen,  die  sich  hier 
im  18.  Jahrhundert  niedergelassen  und  sich  kräftig  entwickelt  hatte. 
Seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hatte  die  Lederindustrie  jedoch 
angefangen  abzuwandern  und  zwar  hauptsächlich  in  die  Gemeinden, 
die  zur  Bürgermeisterei  Broich  gehörten.  Mülheim  selbst  besaß  im 
Jahre  1904  noch  14  Gerbereien,  von  denen  jede  mehr  als  vier  Arbeiter 
beschäftigte.  Broich,  Saarn  und  Speldorf  dagegen  hatten  die  Anzahl 
von  21  Gerbereien  aufzuweisen.  Der  Hauptsitz  der  Lederindustrie  vor 
den  Toren  Mülheims  war  Broich  geworden.  In  der  Gemeinde  Styrum 
dagegen  hatte  sich  die  Eisenindustrie  niedergelassen,  und  zwar  hatte 
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die  Firma  Thyssen  allein  hier  mehrere  Eisenwerke,  auf  denen  im 
Jahre  1901 : 5500  Arbeiter  beschäftigt  waren*).  An  sonstiger  Industrie 
waren  in  Styrum  noch  vorhanden  eine  Glashütte,  auf  der  110  Ar- 
beiter beschäftigt  waren,  und  ein  Zementwerk  mit  65  Arbeitern. 
Die  Gemeinde  Holthausen  dagegen  hatte  eine  eigene  Industrie  nicht 
aufzuweisen.  Sie  trug  noch  überwiegend  ländlichen  Charakter. 
Die  gesamten  gewerblichen  Betriebe  in  Mülheim  und  den  einge- 
meindeten Bezirken  im  Jahre  1904  sind  in  folgender  Tabelle  dar- 
gestellt. Es  hatten  Betriebe  mit  mehr  als  vierArbeitern  aufzuweisen: 


Mülheim  . . . . 

. 117 

Styrum  . . . 

. 38 

Broich  .... 

. 34 

Saarn  .... 

. 17 

Speldorf  . . . 

. 6 

Holthausen  . . 

. 3 

Mülheim  stand  somit, was  die  Zahl  derGewerbebetriebe  über  vierMann 
anbelangte,  an  der  Spitze  der  zusammengeschlossenen  Bezirke.  Die 
Stadt  bildete  den  Konzentrationspunkt  der  Industrie  für  die  ein- 
gemeindeten  Vororte,  wenngleich  nicht  zu  verkennen  ist,  daß  die 
Eisenindustrie  in  Styrum  und  die  Lederindustrie  in  Broich  starke 
Niederlassungen  besaßen. 

Das  Bevölkerungswachstum  in  den  eingemeindeten  Bezirken 
hat  mit  dem  Wachstum  der  Bevölkerungsziffer  der  Stadt  Mülheim 
annähernd  gleichen  Schritt  gehalten.  Der  Bevölkerungszuwachs 
in  Mülheim  und  in  der  Bürgermeisterei  Broich  ist  folgender  gewesen: 

1890  1895  1900 

Mülheim  . . 28  106  31  432  37  185 

Broich  . . . 13  926  16  025  20  602 

Das  Mülheimer  Stadtgebiet,  das  811,38  ha  groß  war,  hatte  zur 
Zeit  der  Eingemeindung  des  Jahres  1904  eine  Bevölkerungsdichte 
von  49,2  Einwohnern  pro  ha.  Wenngleich  bei  dieser  Zahl  von  Be- 
wohnern eine  völlige  Bebauung  des  Stadtgebietes  nicht  eingetreten 
war,  so  war  doch  Mülheim  mit  den  eingemeindeten  Bezirken  voll- 
ständig verwachsen.  Im  Südwesten  war  Mülheim  von  der  Gemeinde 
Broich  nur  durch  die  Ruhr  getrennt.  Mit  der  Gemeinde  Broich  war 

*)  Nach  einer  Petition  der  Großindustriellen  Styrums  betr.  Eingemein- 
dung aus  dem  Jahre  1901  an  die  Königliche  Regierung. 


der  bebaute  Teil  von  Speldorf  vollständig  verwachsen,  so  daß  beide 
Ortschaften  einen  einzigen  zusammenhängenden  Häuserkomplex 
bildeten.  Im  Süden  an  die  Gemeinde  Broich  schloß  sich  die  Gemeinde 
Saarn  an,  die  durch  lange  Häuserzeilen  mit  der  Gemeinde  Broich  ver- 
bunden war.  Die  Gemeinden  Saarn  und  Speldorf  hatten  noch  be- 
deutende Flächen  aufzuweisen,  auf  denen  ein  landwirtschaftlicher 
Betrieb  stattfand,  während  Broich  dichter  bebaut  war.  Die  Be- 
völkerungsdichte betrug  pro  ha: 

in  Broich  10,7  Einwohner 

v,  Speldorf 6,5  „ 

,,  Saarn 2,9  ,, 

Die  Gemeinde  Saarn  hatte  somit  von  den  Gemeinden  der  Bürger- 
meisterei Broich  noch  am  meisten  den  Charakter  einer  Agrargemeinde 
gewahrt.  Ebenso  hatte  die  Gemeinde  Holthausen  durchweg  ländliche 
Verhältnisse  zu  verzeichnen.  Während  aber  Saarn  und  Speldorf  eine 
größere  zusammenhängend  bebaute  Fläche,  die  den  alten  Kernpunkt 
der  Gemeinden  bildete  und  mit  Mülheim  verwachsen  war,  aufweisen 
konnten,  traf  dieses  bei  Holthausen  nicht  zu.  Die  Bebauung  von 
Holthausen  hatte  sich  vielmehr  von  der  Stadt  Mülheim  aus  in  der 
Weise  vollzogen,  daß  die  von  Mülheim  in  das  Gebiet  der  Gemeinde 
Holthausen  verlaufenden  Straßenzüge  allmählich  baulich  in  Angriff 
genommen  worden  waren.  Eine  weitere  Entwicklung  in  baulicher 
Hinsicht  hatte  die  Gemeinde  Holthausen  dadurch  erlangt,  daß  seitens 
des  Mülheimer  Bergwerksvereins  im  Osten  der  Gemeinde  eine  Ar- 
beiterkolonie  angelegt  worden  war,  die  den  normalen  Lauf  der  länd- 
lichen Verhältnisse,  zumal  bei  dem  geringen  Umfang  der  Gemeinde, 
etwas  geändert  hatte.  Die  Dichte  der  Bevölkerung  betrug  daher 
trotz  der  hier  vorwiegend  ländlichen  Siedlungsweise  pro  ha  8,5  Ein- 
wohner. Die  Gemeinde  Styrum  dagegen  hatte  im  Anschluß  an 
Mülheim  eine  starke,  wenn  auch  weitläufige  Bebauung  erhalten. 
Die  industrielle  Entwicklung  der  Gemeinde  hatte  zur  Folge  gehabt, 
daß  fast  das  ganze  Gelände  zu  Wohnzwecken  in  Anspruch  genommen 
worden  war.  Die  Landwirtschaft  war  in  der  Gemeinde  fast  ganz 
in  den  Hintergrund  gedrängt  worden.  Die  bebaute  Fläche  von  Styrum 
schloß  sich  direkt  an  die  Werke  von  Tyssen  & Co.  an,  die  hart 
auf  der  Grenze  zwischen  Mülheim  und  Styrum  auf  Styrumer  Gebiet 
gelegen  waren.  Eine  große  Anzahl  Arbeiter,  die  in  Styrum  beschäftigt 
waren,  hatte  daher  in  Mülheim  Wohnung  genommen.  Von  den 
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5500  Arbeitern,  die  auf  den  Thyssenschen  Eisenwerken  im  Jahre  1901 
tätig  waren,  wohnten  2262  mit  4077  Angehörigen  in  Styrum  und 
1766  mit  2611  Angehörigen  in  Mülheim.  Der  bauliche  Zusammen- 
hang ergibt  sich  auch  aus  dem  Wohnsitz  der  Arbeiterschaft  der  beiden 
anderen  in  Styrum  gelegenen  größeren  Werke.  Die  in  Styrum  ge- 
legene Glashütte  beschäftigte  110  Arbeiter,  von  denen  77  mit  325 
Angehörigen  in  Styrum  und  33  mit  125  Angehörigen  in  Mülheim 
wohnten.  Endlich  arbeiteten  auf  dem  Mülheimer  Portland-Zement- 
werk zirka  65  Mann,  von  denen  19  mit  34  Angehörigen  in  Mülheim 
wohnten.  Diese  Zahlen  mögen  den  starken  Zusammenhang,  den 
die  Industrie  zwischen  Mülheim  und  Styrum  geschaffen  hatte,  be- 
weisen. Ein  einheitlicher  Bebauungsplan  für  Mülheim  und  die 
eingemeindeten  Bezirke  war  nicht  vorhanden.  Es  baute  vielmehr 
eine  jede  Gemeinde  nach  ihrem  eigenen  Bebauungsplan,  sofern  ein 
solcher  beschlossen  war,  ohne  auf  die  Nachbargemeinden  große 
Rücksicht  zu  nehmen.  Einen  genügend  großen  Grundbesitz,  um 
auf  die  Bebauungspläne  einwirken  zu  können,  hatte  Mülheim  in  den 
Vorortgemeinden  nicht  erworben.  Es  besaß  in  den  eingemeindeten 
Bezirken  nur  in  der  Gemeinde  Holthausen  31  ha,  die  als  Stadtpark 
den  Einwohnern  Mülheims  zur  Erholung  dienen  sollten.  Mülheim 
selbst  hatte  kein  Terrain  mehr,  das  zum  Bau  von  gesunden  Woh- 
nungen hätte  Verwendung  finden  können.  Es  war  vielmehr,  falls 
es  darauf  bedacht  sein  wollte,  seine  in  ihm  hochgekommenen  Steuer- 
zahler festzuhalten,  auf  die  Eingemeindung  angewiesen. 

Auch  die  Wasserversorgung  der  umliegenden  Gemeinden  hat 
Mülheim  in  mancherlei  Beziehungen  zu  den  eingemeindeten  Bezirken 
gebracht.  Die  Gemeinden  Broich,  Speldorf  und  Saarn  wurden 
bereits  in  den  Jahren  1887/88  an  die  Mülheimer  Wasserleitung  an- 
geschlossen und  sind  seit  dieser  Zeit  von  Mülheim  her  mit  Wasser 
versorgt  worden.  Die  Gemeinde  Holthausen  dagegen  hatte  wegen  der 
überwiegend  ländlichen  Verhältnisse  einen  Anschluß  an  die  Mül- 
heimer Wasserleitung  nicht  erlangt.  Die  Gemeinde  Styrum  erhielt 
ihr  Wasser  von  drei  Seiten.  Einmal  war  es  die  Firma  Thyssen  & Co., 
welche  Styrum  mit  Wasser  versorgte,  dann  traten  die  beiden  größeren 
Industriezentren  Mülheim  und  Oberhausen  hier  in  einen  Wettkampf 
um  die  Wasser  lief  erung  an  diese  Gemeinde.  Die  Rohre  der  einzelnen 
konkurrierenden  Faktoren  liefen  dabei  teilweise  parallel  in  denselben 
Straßen. 
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Auf  dem  Gebiete  der  Gasversorgung  dagegen  hatten  sich 
die  Nachbargemeinden  der  Stadt  Mülheim  von  dieser  unabhängig 
gemacht.  Bis  zum  Jahre  1894  wurden  die  Gemeinden  Broich, 
Speldorf  und  Saarn  seitens  Mülheim  mit  Gas  versorgt.  Im  Jahre  1894 
wurde  seitens  der  Bürgermeisterei  Broich  beschlossen,  eine  Gas- 
anstalt zu  erbauen.  Der  Bau  dieser  Gasanstalt  wurde  ausgeführt 
und  seit  dieser  Zeit  die  Bürgermeisterei  hauptsächlich  aus  der  neu- 
erbauten Gasanstalt  versorgt.  Jedoch  führten  auch  die  mancherlei 
Beziehungen  zwischen  Mülheim  und  den  eingemeindeten  Bezirken 
dazu,  daß  ein  Teil  der  eingemeindeten  Bürgermeisterei  auch  fernerhin 
von  Mülheim  aus  mit  Gas  versorgt  wurde.  Die  Gemeinde  Styrum 
hatte  ebenso  wie  die  Bürgermeisterei  Broich  eine  eigene  Gasanstalt 
erbaut,  von  der  aus  die  Versorgung  der  Gemeinde  mit  Gas  stattfand. 
Holthausen  dagegen  schied  für  eine  Gasversorgung  seitens  Mülheim 
wegen  der  überwiegend  ländlichen  Verhältnisse  fast  vollständig  aus. 

Die  in  der  Anlage  8 aufgeführte  Entwicklung  des  Ver- 
lagungssolls  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  in  der  Bürger- 
meisterei Broich  zeigt  Broich  als  den  am  stärksten  bebauten  Bezirk, 
der  auch  am  meisten  industrialisiert  ist,  da  die  Erträgnisse  der  In- 
dustrie ein  Bedeutendes  für  die  Aufbringung  des  Gemeindefehlbetrages 
leisteten.  In  ihrer  industriellen  Entwicklung  reichte  die  Gemeinde 
Saarn  nicht  an  die  Gemeinde  Broich  heran,  da  in  der  Gemeinde  Saarn 
das  Veranlagungssoll  der  Grund-  und  das  Veranlagungssoll  der  Ge- 
werbesteuer sich  ungefähr  die  Wageschale  hielten,  sodaß  aus  der  In- 
dustrie und  der  Landwirtschaft  zu  gleichen  Teilen  die  Gemeindebe- 
dürfnisse gedeckt  wurden.  Die  industrielle  Entwicklung  der  Gemeinde 
Speldorf  dagegen  ist  gering.  Speldorf  hat  noch  überwiegend  ländlichen 
Charakter  und  deckt  seine  Steuern  hauptsächlich  aus  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuern. Das  schnell  wachsende  Veranlagungssoll  der  Gebäude 
Steuer  der  Gemeinde  Holthausen  und  ein  Vergleich  des  Gebäude- 
steuersolls mit  dem  Veranlagungssoll  der  Grund-  und  Gewerbe- 
steuer weist  auf  eine  Entwicklung  der  Gemeinde  Holthausen 
zu  einer  Wohngemeinde  hin.  Dagegen  läßt  sich  die  Gesamtent- 
wicklung der  Gemeinde  Styrum  nach  der  industriellen  Seite  unschwer 
aus  dem  starken  Anwachsen  der  Gewerbesteuern  erkennen.  Das 
Veranlagungssoll  der  Gewerbesteuer  beträgt  hier  mehr  als  die  Summe 
des  Veranlagungssolls  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  im  Ver- 
hältnis zu  dem  Veranlagungssoll  der  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
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kommen  die  Erträgnisse  aus  der  Grundsteuer  hier  kaum  in  Betracht. 
Die  Gemeinde  Styrum  hat  fast  vollständig  den  Charakter  einer 
Industriegemeinde  angenommen. 

Eine  interessante  Rolle  für  die  Eingemeindung  hat  die  Ent- 
wicklung der  Verkehrsverhältnisse  im  Mülheimer  Bezirk  gespielt. 
Die  Altstadt  Mülheim  ist  an  zwei  Bahnhöfen  gelegen  und  zwar  an 
den  Bahnhöfen  der  Strecken  Essen-Duisburg  der  Bergisch-Märkischen 
Bahn  und  Essen-Düsseldorf  der  Rheinischen  Bahnstrecke.  Von  den 
eingemeindeten  Bezirken  ist  nun  Broich  und  der  mit  ihm  zusammen- 
gewachsene bebaute  Teil  der  Gemeinde  Speldorf  nicht  etwa  mit 
Mülheim,  sondern  mit  Duisburg  durch  eine  Straßenbahn  verbunden 
worden.  Die  Eröffnung  des  Betriebs  auf  der  Strecke  Duisburg- 
Monning  (Broich)  erfolgte  bereits  im  Jahre  1882.  Diese  Linie  wurde 
über  den  Endpunkt  hinaus  verlängert  bis  in  das  Herz  von  Broich 
hinein  und  die  Strecke  Monning- Ruhrbrücke  in  Broich  am  20.  Sep- 
tember 1888  eröffnet  und  dem  Betrieb  übergeben.  Diese  Verbindung 
eines  Teiles  des  Hinterlandes  von  Mülheim  mit  Duisburg  hatte  zur 
Folge,  daß  der  bessere  Einkaufsverkehr  aus  den  Bezirken  Broich 
und  Speldorf  sich  von  vornherein  nach  Duisburg  gewandt  hatte. 
Eine  weitere  Folge  dieser  Verkehrsverbindung,  die  nach  dem  Sinne 
ihrer  Erbauer  in  erster  Linie  dem  Ausflugs-  und  Vergnügungsverkehr 
dienen  sollte,  war  die,  daß  ein  großer  Teil  der  in  der  Gemeinde  Spel- 
dorf Wohnhaften  nach  Duisburg  zur  Arbeit  fuhr*).  Mülheim  ist 
jedoch  für  die  Bezirke  Broich  und  Speldorf  Einkaufszentrum  für 
den  Bedarf  von  mittlerer  Art  und  Güte  geblieben.  Die  Nähe  des 
Mülheimer  Marktes  und  der  bauliche  Zusammenhang  mit  Mülheim 
haben  hier  über  die  bessere  Verkehrsmöglichkeit  den  Sieg  davon 
getragen. 

Eine  zweite  Linie,  die  auf  den  Verkehr  der  eingemeindeten 
Bezirke  von  Einfluß  gewesen  ist,  ist  die  Linie  Holthausen-Mülheim- 
Styrum,  auf  welcher  der  Betrieb  am  9.  Juli  1897  eröffnet  wurde. 
Die  Eröffnung  dieser  Linie  ist  für  Mülheim  und  den  Bezirk  Styrum 
von  großer  Bedeutung  gewesen.  Die  Gemeinde  Styrum  gehörte 
nämlich,  bevor  der  Betrieb  auf  dieser  Strecke  eröffnet  wurde,  wirt- 
schaftlich mehr  nach  Oberhausen  als  nach  Mülheim.  Fast  der  ge- 

*)  Darauf  weist  auch  die  Höhe  des  Veranlagungsolls  der  Gebäudesteuer 
in  der  Gemeinde  Speldorf  gegenüber  dem  Veranlagungssoll  der  Gewerbe-  und 
der  Grundsteuer  hin. 
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samte  Einkaufsverkehr  dieser  Gemeinde  richtete  sich  nach  Ober- 
hausen. Der  Bau  der  Strecke  Styrum-Mülheim  hat  in  diesen  Ver- 
hältnissen jedoch  eine  vollständige  Änderung  geschaffen.  Dies 
beweist  am  besten  eine  Petition  der  „Vereinigung  der  Detaillisten 
der  Manufakturwaren  und  verwandten  Geschäfte  zu  Oberhausen“ 
an  das  Stadtverordnetenkollegium*).  In  dieser  Petition  heißt  es 
folgendermaßen:  „In  Styrum  besaßen  bis  zur  Anlage  der  elektrischen 
Straßenbahn  die  Geschäfte  Oberhausens  einen  ganz  bedeutenden 
Kundenkreis,  der  sich  sogar  bis  an  dieWerke  der  Firma  Thyssen  & Co. 
und  noch  darüber  hinaus  erstreckte.  So  z.  B.  konnten  vor  Inbetrieb- 
nahme der  Mülheimer  Straßenbahn  sämtliche  frequenten  Oberhau- 
sener  Geschäfte  des  unteren  Stadtteils  die  vierzehntägigenLohnauszah- 
lungen  der  Firma  Thyssen  & Co.  an  den  Lohntagen  durch  bedeutende 
Mehreinnahmen  erkennen;  dagegen  ist  heute  die  Kundschaft,  welche 
die  hiesigen  Geschäftstreibenden  früher  in  Styrum  besaßen,  derart 
verloren  gegangen,  daß  kein  Oberhausener  Geschäftsmann  mehr  die 
Thyssenschen  Lohntage  durch  einen  regeren  Geschäftsbetrieb 
merken  kann.  Der  ziemlich  bedeutende  Kundenkreis,  den  die  Ober- 
hausener Geschäfte  früher  in  Styrum  hatten,  ist  denselben  tatsächlich, 
und  zwar  nur  durch  die  elektrische  Straßenbahn  verloren  gegangen, 
und  sind  die  hiesigen  Gewerbetreibenden  deshalb  schon  aus  Gründen 
der  Selbsterhaltung  gezwungen,  Front  dagegen  zu  machen,  daß 
Mülheim  eine  weitere  Linie  konzessioniert  werde,  die  ebenfalls  uns 
die  Kundschaft  entziehen  und  solche  gleichsam  nach  Mülheim 
drängen  würde.“ 

Diese  Petition  beweist  zur  Genüge,  welche  Bedeutung  die 
Straßenbahn  für  das  Verhältnis  der  beiden  Körperschaften  Mülheim 
und  Styrum  gehabt  hat.  Zwischen  den  beiden  rivalisierenden  Ein- 
kaufszentren Mülheim  und  Oberhausen,  zwischen  denen  Styrum 
gelegen  war,  hat  über  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  von  Styrum 
der  Bau  einer  Straßenbahn  entschieden.  Hier  hat  sich  gezeigt,  daß 
die  Anlage  eines  Verkehrsmittels  imstande  ist,  selbst  Gewohnheit 
und  längeren  Geschäftsverkehr,  wie  er  zwischen  Styrum  und  Ober- 
hausen bestanden  hatte,  zu  brechen.  Eine  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit hat  Styrum,  wie  leicht  erklärlich  ist,  nicht  erreicht,  da  von 
vornherein  der  Einkaufsverkehr  zunächst  größtenteils  nach  Ober- 


*)  Vgl.  Schöningh:  a.  a.  O.  S.  108. 
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hausen  und  dann  durch  den  Bau  der  Straßenbahn  nach  Mülheim 
gelenkt  wurde.  Styrum  war  somit  wirtschaftlich  auf  die  Geschäfte 
der  Stadt  Mülheim  angewiesen. 

Der  rege  Verkehr,  den  die  Verkehrsmittel  und  die  enge  Nach- 
barschaft zwischen  den  eingemeindeten  Bezirken  und  der  Stadt  Mül- 
heim hervorgerufen  hatten,  hatte  auch  eine  kulturelle  Selbständigkeit 
in  den  eingemeindeten  Bezirken  sich  nicht  entwickeln  lassen.  Mülheim 
war  für  seine  Nachbargemeinden  im  Laufe  der  Jahre  das  Kultur- 
zentrum geworden,  auf  das  die  umliegenden  Ortschaften  zur  Zeit 
der  Eingemeindung  angewiesen  waren.  Diese  Abhängigkeit  zeigte 
sich  besonders  stark  in  dem  Besuch  der  höheren  Schulen  Mülheims 
seitens  der  eingemeindeten  Bezirke.  Die  höheren  Schulen  Mülheims 
waren  im  Jahre  1901  besucht: 


Einheimische 

Auswärtige 

Gymnasium  .... 

149 

150 

Realschule 

157 

144 

Töchterschule  . . . . 
Gewerbl.  Fortbildungs- 

269 

64 

schule  

224 

212 

Von  den  Auswärtigen  wohnten  in 


Broich 

Speldorf 

Holthausen 

Styrum 

Gymnasium 

12 

13 

1 

25 

Realschule 

29 

17 

1 

18 

Töchterschule  .... 

31 

7 

1 

7 

Gewerbl.  Fortbildungs- 
schule   

52 

45 

13 

35 

Der  ständige  Besuch  der  höheren  Lehranstalten  seitens  der  Kinder 
der  Eingesessenen  der  eingemeindeten  Bezirke  hatte  zur  Folge,  daß 
eine  selbständige  Entwicklung  in  kultureller  Hinsicht  in  diesen 
Gemeinden  nicht  in  Frage  kommen  konnte. 

Die  zwischen  Mülheim  und  den  angegliederten  Teilen  soeben 
entwickelten  Beziehungen  traten,  solange  Mülheim  noch  dem  Land- 
kreis angehörte,  nicht  sehr  stark  in  die  Erscheinung.  Als  jedoch  Mül- 
heim als  selbständige  Stadt,  aus  dem  Landkreis  ausgeschieden  war, 
zeigte  es  sich  bald,  daß  es  mit  seinen  Vororten  einen  einheit- 
lichen Wirtschaftskörper  bildete,  zu  dessen  Förderung  eine  einheit- 
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liehe  Verwaltung  unbedingt  erforderlich  war.  Es  wurde  deshalb 
seitens  der  Königlichen  Regierung  eine  Eingemeindung  der  in  Frage 
kommenden  Bezirke  nach  Mülheim  angeregt.  Schon  jetzt  wurde 
der  Vorschlag  gemacht,  eine  Aufteilung  des  gesamten  Landkreises 
Mülheim  a.  d.  Ruhr  vorzunehmen.  Die  Regierung  verhielt  sich  jedoch 
diesem  Projekt  gegenüber  ablehnend.  Erst  im  Jahre  1910,  nachdem 
die  Aufteilung  des  Landkreises  Frankfurt  a.  Main  die  Genehmigung 
der  gesetzgebenden  Faktoren  gefunden  hatte,  fand  auch  die  Auf- 
teilung des  Landkreises  Mülheim  statt. 

In  den  zwischen  Mülheim  und  den  von  ihm  eingemeindeten 
Bezirken  abgeschlossenen  Eingemeindungsverträgen  ist  ein  Zeit- 
raum von  zehn  Jahren  von  der  Eingemeindung  an  bis  zum  1.  April  1914 
bestimmt  worden,  um  als  Übergangsfrist  eine  allmähliche  Herbei- 
führung der  Wirkungen  der  Eingemeindung  zu  sichern.  Innerhalb 
dieses  Zeitraumes  bilden  die  einzelnen  eingemeindeten  Teile  je 
einen  besonderen  Wahlkreis  und  wählen  (zugrunde  gelegt  ist  das 
Verhältnis  der  stimmfähigen  Bürger  der  einzelnen  Korporationen 
von  1904)  eine  entsprechende  Anzahl  von  Stadtverordneten  in 
das  Stadtverordnetenkollegium  der  erweiterten  Stadt.  Während 
der  Übergangszeit  sollen  auch  nicht  höhere  Zuschläge  erhoben 
werden,  als  zur  Zeit  der  Eingemeindung  in  den  eingemein- 
deten Bezirken  zur  Erhebung  gelangten.  So  wurde  bestimmt,  daß 
in  dem  Bezirk  Styrum  die  zu  erhebenden  Kommunalsteuern  185  % 
der  Zuschläge  zu  den  Einkommen-  und  Realsteuern  nicht  über- 
schreiten dürften.  Für  Broich  betrug  die  äußerste  Grenze  der  zu 
erhebenden  Zuschläge  135  %,  für  Speldorf  165  % und  für  Saarn 
180%.  Diese  Vereinbarung  bedeutet  mit  Rücksicht  darauf,  daß 
Mülheim  selbst  vom  Jahre  1901  bis  1910  200%  der  Einkommen 
und  250  % der  Realsteuern  erhoben  hat,  ein  bedeutendes  Zugeständ- 
nis. Im  übrigen  wurden  in  den  Eingemeindungsverträgen  haupt- 
sächlich Bestimmungen  getroffen  über  die  Verpflichtungen  der  er- 
weiterten Stadt  auf  dem  Gebiete  des  Wegebaues,  der  Kanalisation 
und  namentlich  des  Verkehrswesens,  um  möglichst  bald  eine  völlige 
Verschmelzung  der  eingemeindeten  Bezirke  mit  der  Altstadt  Mülheim 
herbeizuführen.  Im  Jahre  1910  hat  dann  Mülheim  erreicht,  was  es 
bereits  im  Jahre  1904  angestrebt  hatte:  nämlich  die  Aufteilung  des 
gleichnamigen  Landkreises. 
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Die  Aufteilung  des  Landkreises  Mülheim  a.  d.  Ruhr. 

An  der  Aufteilung  des  Landkreises  Mülheim  a.  d.  Ruhr  waren 
außer  der  Stadt  Mülheim  die  Städte  Oberhausen  und  E ssen  und  der 
Landkreis  Essen  beteiligt.  Der  Landkreis  Mülheim  bestand  im  Jahre 
1909  noch  aus  den  drei  Bürgermeistereien  Heißen,  Dümpten  und 
Alstaden.  Die  Bürgermeisterei  Heißen,  welche  die  Gemeinden 
Heißen  mit  Winkhausen  und  Fulerum,  Menden,  Raadt  und  Haarzopf 
umfaßte,  war  im  Osten  des  Mülheimer  Stadtgebietes  zwischen 
den  Stadtkreisen  Mülheim  und  Essen  gelegen.  Im  Südosten  grenzte 
sie  mit  den  Gemeinden  Menden,  Raadt  und  Haarzopf  an  den  Land- 
kreis Essen,  während  die  Gemeinde  Heißen  (mit  Winkhausen  und 
Fulerum)  nur  die  beiden  Stadtkreise  berührte.  Die  Gemeinde  und 
Bürgermeisterei  Dümpten  begrenzte  im  Nordosten  das  Mülheimer 
Stadtgebiet  und  stieß  mit  ihrem  nordwestlichen  Teile  an  die  Ober- 
hausener  Stadtgrenze.  Die  Bürgermeisterei  und  Gemeinde  Alstaden 
dagegen  lag  im  Norden  des  Mülheimer  Stadtgebietes  zwischen  den 
Stadtkreisen  Mülheim  und  Oberhausen.  Zwischen  den  Gemeinden 
Alstaden  und  Dümpten  befand  sich  ein  Teil  des  Mülheimer  Stadt- 
gebietes eingeschlossen,  der  früher  zu  der  Gemeinde  Styrum  gehört 
hatte  und  im  Jahre  1904  mit  Mülheim  vereinigt  worden  war  (Nord- 
Styrum).  Dieser  Bezirk  spielt  insofern  bei  der  Aufteilung  des  Land- 
kreises Mülheim  eine  Rolle,  als  er  zugleich  mit  der  Gemeinde  Alstaden 
und  einem  Teile  der  Gemeinde  Dümpten  der  Stadt  Oberhausen 
einverleibt  wurde.  Während  die  Gemeinde  Alstaden  ganz  mit  Ober- 
hausen vereinigt  wurde,  wurde  die  Gemeinde  und  Bürgermeisterei 
Dümpten  geteilt  und  der  nördliche  Teil  mit  Oberhausen,  der 
größere  südliche  Teil  dagegen  mit  Mülheim  verbunden.  Die  Auf- 
teilung der  Bürgermeisterei  Heißen  geschah  in  der  Art,  daß  die 
im  Süden  gelegenen  Gemeinden  Menden,  Raadt  und  Haarzopf  an 
den  Landkreis  Essen,  der  westlichste  Teil  der  Gemeinde  Heißen, 
die  Ortschaft  Winkhausen,  an  die  Stadt  Essen  und  der  überwiegende 
Teil  von  Heißen  an  die  Stadt  Mülheim  fiel.  Die  Größe  der  einzelnen 
Bürgermeistereien  bzw.  der  zu  ihnen  gehörigen  Gemeinden  war 
folgende : 

1.  Die  Bürgermeisterei  Heißen 2144  ha 

a)  Menden 599  „ 

b)  Raadt 223  „ 
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c)  Haarzopf  258  ha 

d)  Heißen  (mit  Winkhausen  und  Fulerum)  . . 1064  „ 

2.  Die  Bürgermeisterei  Dümpten 713  „ 

3.  Die  Bürgermeisterei  Alstaden  352  „ 


Die  Entwicklung  der  Industrie  in  dem  Landkreise  Mülheim 
hat  besonders  in  dessen  nördlichem  Teil  eingesetzt.  Die  im  Süden 
gelegenen  Gemeinden  Menden,  Raadt  und  Haarzopf  hatten  voll- 
ständig ländlichen  Charakter,  wie  ihn  der  mit  ihnen  benachbarte 
Landkreis  Essen  zeigte.  Von  einer  Entwicklung  der  Industrie  in 
ihnen  konnte  nicht  die  Rede  sein.  Dagegen  war  aus  der  früheren 
Agrargemeinde  Heißen  durch  den  Kohlenbergbau  allmählich  eine 
Industriegemeinde  geworden.  Hier  waren  drei  Zechen  abgeteuft 
worden,  die  dem  Mülheimer  Bergwerksverein  gehörten.  Im  Herzen 
von  Heißen  lag  die  Zeche  Wiesche,  die  im  Jahre  1909  eine  Beleg- 
schaft von  1155  Mann  zählte.  Die  Zeche  Rosenblumen-Delle  lag 
gleichfalls  in  Heißen  und  beschäftigte  im  Jahre  1909:  799  Arbeiter. 
Eine  dritte  Betriebsanlage  war  der  Schacht  Humboldt  zu  Fulerum. 
Die  Belegschaft  dieser  Zeche  war  im  Jahre  1909  auf  760  Mann 
gestiegen.  Der  sich  ständig  in  der  Gemeinde  Heißen  entwickelnde 
Kohlenbergbau  hatte  diese  zu  einer  Körperschaft  umgestaltet,  in 
der  die  Industrie  über  die  Landwirtschaft  das  Übergewicht  ge- 
wonnen hatte.  Die  dort  gelegenen,  soeben  aufgeführten  Betriebs- 
anlagen gehörten  sämtlich  dem  Mülheimer  Bergwerksverein  A.-G. 
zu  Mülheim.  Die  Verwaltung  der  Zechenanlagen  fand  auch  von 
Mülheim  aus  statt. 

Die  Gemeinde  Dümpten  hatte  in  ihrem  nördlichen  Teile  indu- 
striellen Charakter.  Dort  war  die  Zeche  Roland  gelegen,  die  der 
Bergwerks-  und  Schiffahrts-A.-G.  in  Mülheim  a.  d.  Ruhr  gehörte 
und  deren  Belegschaft  sich  von  369  Mann  im  Jahre  1886  auf 
814  Mann  im  Jahre  1909  gesteigert  hatte.  Der  südliche  Teil  der 
Gemeinde  Dümpten  trug  jedoch  mehr  ländlichen  Charakter;  in 
Heißen  sowohl  wie  in  Dümpten  fand  außer  in  dem  Kohlenbergbau 
und  der  Landwirtschaft  ein  geringer  Teil  der  Bevölkerung  seinen 
Erwerb  in  der  Ziegeleiindustrie. 

Die  Gemeinde  Alstaden  war  als  Industriegemeinde  zu  bezeichnen. 
In  ihr  lagen  die  beiden  Schächte  der  Zeche  Alstaden,  die  der  Berg- 
werksgesellschaft Hibernia  in  Herne  gehörten.  Die  Belegschaft  dieser 


86 


Zeche  war  von  575  Mann  im  Jahre  1871  auf  1058  im  Jahre  1910 
gestiegen.  Die  auf  dieser  Zeche  beschäftigten  Bergleute  wohnten 
mit  ihren  Angehörigen  lediglich  in  der  Gemeinde  Alstaden.  Der 
landwirtschaftliche  Betrieb  war  wegen  der  starken  Bebauung  der 
räumlich  nicht  sehr  großen  Gemeinde  kaum  nennenswert. 

Die  Bevölkerungsziffer  im  Landkreise  Mülheim  hat  sich 
entsprechend  dem  Anwachsen  der  Industrie  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden vergrößert.  Während  Menden,  Raadt  und  Haarzopf  wegen 
ihres  ländlichen  Charakters  nur  eine  langsame  Bevölkerungszunahme 
zu  verzeichnen  hatten,  konnte  Heißen  einen  größeren  Zuwachs  auf- 
weisen. Heißen,  das  im  Jahre  1905  noch  8999  Einwohner  zählte, 
hatte  nach  der  Personenstandsaufnahme  vom  Jahre  1908:  10  170 
Einwohner.  Die  Gemeinden  Dümpten  und  Alstaden  hatten  einen 
bedeutenden  Zuzug  von  Bewohnern  zu  verzeichnen,  der  bei  den 
drei  Gemeinden  Heißen,  Dümpten  und  Alstaden  sich  in  den 
letzten  Jahren  vor  der  Eingemeindung,  wie  folgt,  stellte: 


1905 

1906 

1907 

1908 

Heißen  . . 

. . 8 999 

9 530 

10  124 

10  170 

Dümpten  . . 

. . 11720 

12  259 

12  724 

13  087 

Alstaden  . . 

. . 11548 

12  293 

12  667 

12  949 

Die  bauliche  Entwicklung  der  Gemeinden  des  Landkreises 
Mülheim  ist  von  nicht  geringer  Bedeutung  für  die  Aufteilung  ge- 
worden. In  den  südlichen  Gemeinden  der  Bürgermeisterei  Heißen, 
in  Menden,  Raadt  und  Haarzopf,  herrschte  noch  die  ländliche 
Siedlungsweise  vor.  Von  einer  Bebauung  im  städtischen  Sinne 
konnte  hier  noch  keine  Rede  sein.  Dagegen  war  die  Gemeinde 
Heißen  infolge  ihrer  Industrie  und  der  Nähe  der  Stadt  Mülheim 
bereits  überwiegend  städtisch  bebaut.  Von  Mülheim  aus  waren 
die  tief  in  das  Mülheimer  Stadtgebiet  einschneidenden  Zipfel 
der  Gemeinde  Heißen  besiedelt  worden.  Gleichzeitig  hatte  sich 
die  Besiedlung  der  Gemeinde  von  Mülheim  aus  an  den  Straßen 
entlang  vollzogen,  welche  die  Haupt  Verkehrswege  zwischen  der  Stadt 
Mülheim  und  dem  alten  durch  die  Industrie  immer  wachsenden 
Kern  der  Gemeinde  Heißen  bildeten.  Die  dichtbebaute  Straße 
am  Hingsberg,  welche  die  Haupt verkehrstraße  zwischen  Mülheim 
und  Heißen  bildete,  gehörte  mit  der  einen  Seite  zur  Stadt  und 
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mit  der  anderen  zur  Landgemeinde.  Die  Hauptarbeiterkolonie 
des  Mülheimer  Bergwerksvereins,  welchem  die  drei  in  Heißen  ge- 
legenen Zechen  gehörten,  befand  sich  auf  Mülheimer  Gebiet. 
Dieser  Umstand  hatte  ein  Fluktuieren  der  Bevölkerung  zur 
Folge,  das  sich  am  besten  an  den  Erstattungsansprüchen  der 
Armen  verbände  der  beiden  Körperschaften  zeigt.  Im  Jahre  1908 
hatte  der  Ortsarmen  verband  Heißen  an  Mülheim  1200  M zu  erstatten, 
während  Mülheim  an  Heißen  die  Summe  von  900  M zu  zahlen 
hatte. 

Der  östliche  Teil  der  Gemeinde  Heißen,  der  Ortsteil  Wink- 
hausen, trug  hauptsächlich  ländlichen  Charakter.  Er  sollte  zur  Ab- 
rundung des  Essener  Stadtgebietes  und  zur  Aufnahme  einer  Garten- 
stadt und  eines  Friedhofes  dieser  Stadt  dienen.  Die  Stadt  Essen 
hatte  in  diesem  Bezirk  der  Gemeinde  Heißen  bereits  bedeutende 
Grundstücke  an  sich  gebracht  (zirka  60  ha),  so  daß  von  dem  zu  diesem 
Ortsteil  gehörigen  Areal  von  151  ha  mehr  als  ein  Drittel  in  ihrem 
Eigentum  stand. 

Die  Bebauung  der  Gemeinde  Dümpten  zeigte  in  ihrem  nörd- 
lichen Teile  mehr  städtischen  als  ländlichen  Charakter.  Der  nörd- 
liche, mit  Oberhausen  völlig  zusammenhängende  Teil  hatte  als 
Einwohnerschaft  in  erster  Linie  die  Arbeiter,  die  auf  der  Zeche 
Roland  beschäftigt  waren.  Dann  aber  wohnten  in  diesem  Teile 
zahlreiche  Beamten  und  Arbeiter,  die  auf  den  industriellen  Betrieben 
Oberhausens  ihren  Erwerb  fanden.  Ihre  Anzahl  betrug  im  Jahre 
1909:  1003.  Infolge  der  hierdurch  erhöhten  Schul-  und  Armenlasten 
hatte  die  Stadt  Oberhausen  an  die  Gemeinde  Dümpten  auf  Grund 
des  § 53  des  Kommunalabgabengesetzes  im  Jahre  1904  nach  einer 
Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichtes  die  Summe  von  8757  M 
und  für  die  Jahre  1905—1908  auf  Grund  vertraglicher  Verein- 
barungen die  Summe  von  60  000  M zu  zahlen.  Auch  die  in  dem 
nördlichen  Teile  von  Dümpten  wohnenden  Landwirte  hatten  lediglich 
Beziehungen  zu  Oberhausen.  Hier  allein  war  für  sie  das  Absatzgebiet 
ihrer  landwirtschaftlichen  Produkte.  Zum  großen  Teil  geschah 
die  Versorgung  von  Oberhausen  mit  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nissen gerade  seitens  dieser  im  nördlichen  Teile  der  Gemeinde  Dümp- 
ten ansässigen  Landwirte.  In  ihrem  südlichen  größeren  Teile 
hatte  dagegen  die  Gemeinde  noch  überwiegend  ländlichen  Charakter. 
Doch  hatte  die  Bebauung  der  Stadt  Mülheim  bereits  die  politische 
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Grenze  überschritten,  und  Mülheim  war  in  den  südlichen  Teil  der 
Gemeinde  Dümpten  hineingewachsen.  Wie  stark  der  bauliche 
Zusammenhang  zwischen  dem  südlichen  Teile  von  Dümpten  und  der 
Stadt  Mülheim  gewesen  ist,  ergibt  sich  auch  hier  aus  den  Erstat- 
tungen der  beiden  Ortsarmenverbände.  Der  zu  zahlende  Betrag 
an  Armenlasten  betrug  im  Jahre  1908  für  Mülheim  1400  M und  für 
Dümpten  1000  M.  Diese  Summen  weisen  darauf  hin,  wie  eng 
der  bauliche  Zusammenschluß  zwischen  Mülheim  und  Dümpten 
gewesen  ist,  da  nur  ein  solcher  den  hohen  Wechsel  der  Be- 
völkerung zwischen  zwei  verschiedenen  Gemeinden  erklärlich  er- 
scheinen läßt. 

Der  bauliche  Zusammenhang,  der  zwischen  Oberhausen  und  dem 
nördlichen  Teile  von  Dümpten  bestand,  war  in  gleicher  Weise  auch  mit 
der  Nachbargemeinde,  dem  Ortsteil  Nordstyrum  vorhanden.  Die 
alte  Gemeinde  Styrum  umfaßte  zwei  Besiedlungsbezirke.  Der  süd- 
liche größere,  der  zirka  16  000  Einwohner  zählte,  lehnte  sich  an  die 
Altstadt  Mülheim  an,  während  der  kleinere  nördliche  — Nordstyrum 
genannt  — mit  etwa  10  000  Einwohnern  sich  baulich  an  Oberhausen 
anschloß.  Zwischen  beiden  bebauten  Teilen  lief  noch  ein  unbebauter 
freier  Terrainstreifen.  Der  Zusammenhang  zwischen  Nordstyrum 
und  Oberhausen  war  so  eng  geworden,  daß  die  südliche  Seite  der 
Grenzstraße,  ebenso  wie  in  Dümpten  und  Alstaden,  zur  Landgemeinde, 
die  nördliche  zur  Stadtgemeinde  gehörte.  Daß  dieser  baulich  mit 
Oberhausen  zusammengewachsene  Teil  der  Gemeinde  Styrum  auch 
seiner  Einwohnerschaft  nach  sich  mehr  an  Oberhausen  als  Mülheim 
anschloß,  ergab  sich  vor  allem  daraus,  daß  in  Nordstyrum  im  Jahre 
1908:  1362  Arbeiter  und  136  Beamte  wohnten,  die  in  den  Betrieben 
der  Stadt  Oberhausen  Beschäftigung  fanden,  während  in  demselben 
Ortsteil  nur  276  Arbeiter  und  22  Beamte  wohnten,  die  auf  dem 
Gebiete  der  Stadt  Mülheim  tätig  waren. 

Die  Gemeinde  Alstaden  war  vollständig  mit  Oberhausen  ver- 
wachsen. Es  wohnten  hier  hauptsächlich  Arbeiter,  die  zum  großen 
Teil  auf  der  Zeche  Alstaden,  zum  Teil  auf  den  Betrieben  der  Stadt 
Oberhausen  oder  noch  darüber  hinaus  in  Duisburg-Meiderich  be- 
schäftigt waren.  Von  den  etwa  4500  Arbeitern,  die  in  der  Gemeinde 
Alstaden  ansässig  waren,  waren  allein  1200  auf  den  in  Oberhausen 
belegenen  Betrieben  tätig.  Die  Gemeinde  Alstaden  hatte  daher 
stets  höhere  Betriebszuschüsse  seitens  Oberhausen  gefordert.  Von 
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12  000  M,  die  im  Jahre  1903  von  Oberhausen  gefordert  wurden, 
war  der  zu  leistende  Zuschuß  auf  41  000  M im  Jahre  1909  an- 
gewachsen. Beide  Gemeinden  hatten  sich  im  Jahre  1909  auf  eine 
Pauschalsumme  von  180  000  M für  die  letzten  sieben  Jahre  geeinigt. 

Die  Stadt  Oberhausen  ist  baulich  im  Süden  über  die  Stadt- 
grenze hinausgegangen,  wie  die  Bebauung  der  Gemeinden  Dümpten 
und  Alstaden  und  der  Ortsteil  Nordstyrum  gezeigt  hat.  Der 
Grund  hierfür  ist  hauptsächlich  darin  zu  suchen,  daß  der  Mittel- 
punkt und  der  wirtschaftliche  Schwerpunkt  der  Stadt  Oberhausen 
in  dem  südlichen  Teile  des  Stadtgebietes  an  der  Alstadener  und 
Styrumer  Grenze  gelegen  ist  und  daß  es  daher  erklärlich  erscheint, 
daß  das  dem  wirtschaftlichen  Mittelpunkte  benachbarte  Baugelände, 
gleichviel  welcher  politischen  Gemeinde  es  angehörte,  von  der  Bau- 
tätigkeit in  Angriff  genommen  wurde. 

Die  Gas-  und  Wasserversorgung  des  Restkreises  Mülheim 
bot  zwischen  den  einzelnen  Gemeinden  und  den  benachbarten 
Städten  gleichfalls  mancherlei  Berührungspunkte.  Die  Gemeinde 
Dümpten  war  von  Mülheim  aus  mit  Gas  und  Wasser,  die  Gemeinde 
Heißen  nur  mit  Wasser  versorgt.  Auf  dem  Gebiete  der  Gemeinde 
Dümpten  hatte  die  Stadt  Mülheim  ein  Rohrnetz  im  Werte  von  über 
100  000  M angelegt.  Alstaden  wurde  seitens  Oberhausen  mit  Gas 
und  Wasser  versorgt. 

Wie  weit  die  einzelnen  Gemeinden  in  ihrer  Entwicklung  zur 
Industriegemeinde  gediehen  waren,  zeigt  die  Veränderung  des  Ver- 
anlagungssolls der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer. 

Das  Veranlagungssoll  in  Heißen  betrug: 


Grundsteuer 

Gebäudesteuer 

Gewerbesteuer 

1906  . . 

. . . 5 907,74 

9 673,30 

9 432 

1908  . . 

. . 5 789,63 

12  262,30 

12  905 

Das  Veranlagungssoll  in  Dümpten  betrug: 

Grundsteuer 

Gebäudesteuer 

Gewerbesteuer 

1906  . . 

. . 2 202,05 

12  219,70 

1 188 

1908  . . 

. . 2 136,44 

14  614,10 

1 915 

Das  Veranlagungssoll  in  Alstaden  betrug: 

Grundsteuer 

Gebäudesteuer 

Gewerbesteuer 

1906  . . 

. . 976,64 

12  288,70 

2 352 

1908  . . 

. . 931,90 

15  000,70 

2 922 
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Wie  das  Veranlagungssoll  beweist,  ist  die  Gemeinde  Heißen  als 
überwiegend  industrialisiertes  Gemeinwesen  anzusehen,  das  auch 
die  in  seiner  Industrie  beschäftigten  Arbeiter  beherbergen  kann. 
Dagegen  zeigt  ein  Vergleich  des  Veranlagungssolls  der  Grund-  und 
Gewerbesteuer  mit  dem  Veranlagungssoll  der  Gebäudesteuer,  daß 
die  Gemeinden  Dümpten  und  Alstaden  hauptsächlich  Wohnge- 
meinden  sind.  Von  sämtlichen  zur  Erhebung  gelangenden  Kommunal- 
steuern trug  die  Industrie  in  Heißen  43,5  %,  in  Dümpten  die  Hälfte 
und  in  Alstaden  mehr  als  50  %.  Die  Gemeinden  befanden  sich 
demnach  in  finanzieller  Abhängigkeit  von  den  in  ihnen  angesiedelten 
gewerblichen  Unternehmungen. 

Mülheim  hatte  sein  Straßenbahnnetz,  soweit  seine  Interessen 
in  Frage  kamen,  auf  die  später  eingemeindeten  Bezirke  ausgedehnt. 
Im  Jahre  1898  wurde  die  Strecke  Mülheim — Heißen  erbaut,  die  das 
Zentrum  der  Stadt  Mülheim  mit  dem  Kern  der  Gemeinde  Heißen 
verband.  Dümpten  war  gleichfalls  mit  Mülheim  durch  eine 
Straßenbahn  verbunden.  Auf  der  alten,  historischen  Straße,  der 
Mellinghofer  Straße,  vermittelte  sie  seit  dem  10.  Juni  1900 
den  Verkehr  der  Gemeinde  Dümpten  mit  der  Stadt  Mülheim. 
Zwischen  der  Gemeinde  Alstaden  und  der  Stadt  Oberhausen  war 
am  29.  Juli  1901  eine  Straßenbahnverbindung  geschaffen  worden. 
Der  Verkehr  auf  diesen  drei  Strecken  hat  sich  langsam  gehoben. 
Auf  den  Linien  Mülheim— Dümpten  und  Mülheim — Heißen  fand  eine 
verhältnismäßig  große  Arbeiterbeförderung  statt,  da  viele  Arbeiter 
in  Mülheim  wohnten  und  auf  den  in  den  Gemeinden  Heißen  und 
Dümpten  gelegenen  Betrieben  beschäftigt  waren.  Die  bequeme 
Verkehrsmöglichkeit  mit  größeren  Einkaufs-  und  Marktzentren 
hatte  die  Gemeinden  wirtschaftlich  unselbständig  gemacht.  Die 
Gemeinde  Heißen  war  wirtschaftlich  völlig  abhängig  von  Mülheim 
geworden,  ebenso  wie  der  größere  südliche  Teil  von  Dümpten. 
Alstaden  dagegen  hatte  in  Oberhausen,  ebenso  wie  die  mit  Ober- 
hausen zusammengewachsenen  Teile  von  Styrum  und  Dümpten, 
seinen  Mittelpunkt.  Für  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  der 
Gemeinde  Alstaden  von  Oberhausen  war  die  Straßenbahnverbin- 
dung ausschlaggebend  gewesen,  für  die  Wirtschaftslage  der  mit 
Oberhausen  zusammenhängenden  Teile  Nordstyrums  und  Nord- 
dümptens die  Nähe  des  Einkaufsmarktes  und  der  bauliche  Zu- 
sammenhang. 
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Die  Verkehrsverbindungen  des  Restkreises  Mülheim  mit  den 
Industriezentren  Mülheim  und  Oberhausen  hatten  auch  eine  selbstän- 
dige kulturelle  Entwicklung  der  beteiligten  Gemeinden  nicht  in  die 
Erscheinung  treten  lassen.  Die  Eingesessenen  der  Gemeinden 
Dümpten  und  Heißen  haben  sämtlich  ihre  Kinder  auf  die  höheren 
Schulen  der  Stadt  Mülheim  geschickt;  eine  Selbständigkeit  in 
kultureller  Hinsicht  konnten  beide  Gemeinden  wegen  ihrer  finanziellen 
Schwäche  nicht  erreichen.  Die  beiden  höheren  Knabenschulen  der 
Stadt  Mülheim  wurden  im  Jahre  1909  von  29  Schülern  aus  Dümpten 
und  von  53  Schülern  aus  Heißen  besucht,  während  in  demselben 
Jahre  an  der  höheren  Mädchenschule  der  Stadt  Mülheim  4 Schü- 
lerinnen aus  der  Gemeinde  Dümpten  und  21  Schülerinnen  aus  der 
Gemeinde  Heißen  unterrichtet  wurden.  Auch  die  sonstigen  Veran- 
staltungen der  Stadt  Mülheim  auf  dem  Gebiete  der  Kunst,  Musik 
und  Wissenschaft  wurden  von  den  Einwohnern  der  eingemeindeten 
Bezirke  infolge  der  günstigen  Verkehrsbedingungen  in  gleicher 
Weise  frequentiert  wie  von  den  Bürgern  der  Stadt.  Die  Verkehrs- 
möglichkeit hatte  somit  in  diesen  Bezirken  die  Eingemeindung 
vorbereitet,  die  am  1.  April  1910  in  Kraft  getreten  ist. 

Die  Eingemeindungsverträge,  die  seitens  der  beteiligten  Körper- 
schaften über  die  Auflösung  des  Landkreises  Mülheim  a.  d.  Ruhr  ab- 
geschlossen worden  sind,  enthalten  die  normalen  Bestimmungen. 
Sämtliche  eingemeindeten  Bezirke  bilden  für  die  Wahl  zum  Stadt- 
verordnetenkollegium je  einen  besonderen  Wahlkreis,  in  dem  eine 
bestimmte  Zahl  von  Abgeordneten  gewählt  werden  kann.  Steuer- 
privilegien sind  den  eingemeindeten  Bezirken  nicht  zugebilligt  worden. 
Es  ist  ihnen  nur  zugestanden  worden,  daß  die  Grundsteuer  nach  dem 
gemeinen  Werte  nicht  eher  eingeführt  werden  solle  als  in  den  1904 
seitens  Mülheim  eingemeindeten  Bezirken.  Um  die  Eingemeindung 
von  Nordstyrum  nach  Oberhausen  zu  ermöglichen,  hat  die  Stadt 
Mülheim  sich  verpflichten  müssen,  an  Oberhausen  die  Summe  von 
77  000  M zu  zahlen.  Mülheim  hatte  nämlich  der  Gemeinde  Stryum 
bei  ihrer  Eingemeindung  im  Jahre  1904  eine  Steuerermäßigung 
zugestanden,  wonach  in  ihrem  Bezirk  bis  zum  Jahre  1914  nicht 
mehr  als  185  % der  Einkommen-  und  Realsteuern  erhoben  werden 
sollten.  Da  Oberhausen  aber  225%  Zuschläge  zu  den  staatlich 
veranlagten  Einkommen-  und  Realsteuern  erhob  und  nicht  be- 
dingungslos in  den  abgeschlossenen  Vertrag  eintreten  wollte,  so 
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blieb  Mülheim  nichts  anderes  übrig,  als  die  Differenz  auszugleichen. 
Die  übrigen  Vereinbarungen  betreffen  zumeist  Verpflichtungen  der 
erweiterten  Stadtbezirke  zum  Ausbau  von  Wegen  und  zur  Über- 
nahme von  Beamten. 


Die  Eingemeindungen  der  Stadt  Duisburg. 

Auf  einer  wesentlich  anderen  Grundlage  als  in  den  voraufge- 
gangenen Fällen  beruht  die  seitens  der  Stadt  Duisburg  im  Jahre  1905 
erfolgte  Eingemeindung  der  Städte  Ruhrort  und  Meiderich.  Die 
Stadt  Ruhrort  ist  in  nordwestlicher  Richtung  von  Duisburg  ge- 
legen, Meiderich  dagegen  in  nördlicher  Richtung.  Die  Größe  der 
einzelnen  Körperschaften  war  folgende: 

Duisburg 3 140,46  ha 

Meiderich 1 800,39  ,, 

Ruhrort 1 340,19  „ 

Sämtliche  drei  Städte  verdanken  ihren  Aufschwung  der  Industrie. 
In  Duisburg  hat  sich  vor  allem  die  Eisenindustrie  niedergelassen, 
die  der  Stadt  ihren  Charakter  aufdrückt.  Die  Kupferindustrie  besitzt 
hier  gleichfalls  mehrere  größere  Arbeitsstätten,  auf  denen  im  Jahre 
1903:  885  Arbeiter  beschäftigt  waren.  Sonst  waren  dort  noch 
vorhanden:  2 Chamottewarenfabriken,  6 chemische  Werke,  6 Be- 

triebe in  der  Textilindustrie,  3 Brauereien  und  4 Tabak-  und 
Zigarrenfabriken.  In  Ruhrort  hatte  als  bedeutendstes  industrielles 
Werk  das  Eisenwerk  Phönix  seinen  Sitz,  auf  dem  im  Jahre  1904: 
2008  Arbeiter  beschäftigt  waren.  Auch  in  Meiderich  hatte  sich  die 
Eisen-  und  Stahlindustrie  niedergelassen.  Auf  den  hier  gelegenen 
Rheinischen  Stahlwerken  fanden  2401  Arbeiter  im  Jahre  1904  ihren 
Erwerb.  Außerdem  hat  auch  der  Kohlenbergbau  in  Meiderich 
sich  entwickelt.  Die  Zeche  Westende  war  auf  Meidericher 
Gebiet  angelegt  worden,  deren  Belegschaft  von  806  Mann  im  Jahre 
1891  auf  1782  Mann  im  Jahre  1903  gestiegen  war.  In  beiden  Ge- 
meinden, sowohl  in  Ruhrort  wie  in  Meiderich,  war  außerdem  ein  Teil 
der  Bevölkerung  in  der  Werftindustrie  beschäftigt.  Die  Gesamt - 
anzahl  der  gewerblichen  Betriebe,  insofern  mehr  als  4 Arbeiter  in 
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ihnen  beschäftigt  waren,  stellte  sich  in  den  beteiligten  Körperschaften 
im  Jahre  1903  wie  folgt: 


Duisburg 225 

Meiderich 45 

Ruhrort 39 


Sämtliche  drei  Städte  zeigten  somit  eine  bedeutende  gewerbliche 
Entwicklung. 

Das  Bevölkerungswachstum  hat  sich  in  den  drei  Städten  mit 
dem  Wachstum  der  Industrie  vollzogen.  In  Ruhrort  und  Meiderich 
war  bis  zum  Jahre  1875  die  Landwirtschaft  noch  immer  die  Er- 
werbsquelle etwa  der  Hälfte  der  Bevölkerung.  Seit  dem  Jahre  1875 
ist  die  Einwohnerzahl  Meiderichs  und  Ruhrorts  schnell  gestiegen 
und  zwar  zählten  im  Jahre  1904  Einwohner: 


Duisburg 

Meiderich 

Ruhrort 


105  354 
38  889 
37  889 


Die  Bebauung  hatte  nirgends  zu  einem  Zusammenwachsen  der 
beteiligten  Städte  geführt.  Zwischen  Ruhrort  und  Meiderich  einer- 
seits und  Duisburg  anderseits  lagen  zwei  große  Hafenanlagen. 
Die  südliche,  der  Stadthafen  von  Duisburg,  bildete  im  Norden  die 
Grenze  der  bebauten  Zone  dieser  Stadt.  Dieser  Hafen  war  ganz  im 
Stadtgebiet  von  Duisburg  gelegen.  Der  dem  städtischen  Duisburger 
Hafen  parallel  laufende  nördliche  Hafen  dagegen,  der  Ruhrorter 
fiskalische  Hafen,  erstreckte  sich  über  das  Gebiet  der  Städte  Ruhrort, 
Duisburg  und  Meiderich.  Die  ältesten  Anlagen,  die  Hafenmündungen 
und  das  Hafenamt,  befanden  sich  im  Gebiete  der  Stadt  Ruhrort; 
ein  weiterer  Teil  lag  im  Stadtgebiet  von  Duisburg.  Der  größte  Teil 
der  Hafenanlagen  jedoch  war  schon  im  Gebiete  der  Stadt  Meiderich 
gelegen.  Hier  waren  auch  die  auszuführenden  Hafenerweiterungs- 
bauten in  Angriff  genommen  worden,  die  Meiderich  in  den  Besitz 
eines  noch  größeren  Teiles  der  Gesamthafenanlagen  bringen  sollten. 
Zwischen  dem  Stadthafen  von  Duisburg  und  dem  ihm  parallel 
laufenden  fiskalischen  Hafen  lag  noch  völlig  unbebautes  Gelände. 
Nur  an  der  Stelle,  wo  dieses  Gelände  von  der  Straßenbahn  Ruhrort — 
Duisburg  durchschnitten  wurde,  dem  sogenannten  Casselerfeld, 
hatte  die  Bautätigkeit,  jedoch  nur  in  geringem  Maße,  an  einigen 
Straßenzügen  eingesetzt.  Von  einem  baulichen  Zusammenhang 


zwischen  Duisburg  und  den  einzugemeindenden  Städten  konnte 
daher  keine  Rede  sein.  Auch  zwischen  Ruhrort  und  Meiderich 
bestand  ein  baulicher  Zusammenhang  nicht.  Die  Großindustrie, 
die  in  Ruhrort  ansässig  war,  stieß  zwar  in  ihren  Anlagen  mit  den 
Rheinischen  Stahlwerken,  die  in  Meiderich  gelegen  waren,  zusammen, 
da  beide  industriellen  Werke  sich  in  dem  Hafengelände  ausgedehnt 
hatten.  Ein  Zusammenwachsen  der  beiden  Stadtkerne  Ruhrort 
und  Meiderich  hatte  jedoch  trotz  der  weitläufigen  Bebauung  des 
Meidericher  Stadtgebietes  nicht  stattgefunden. 

Auch  die  Erfüllung  der  fakultativen  Gemeindeaufgaben  hatte 
nur  eine  geringe  Interessengemeinschaft  zwischen  Duisburg  und 
den  eingemeindeten  Städten  herbeigeführt.  Duisburg  hatte  bloß  die 
Wasserlieferung  an  den  Stadtteil  Alt- Ruhrort  übernommen.  An 
die  mit  Ruhrort  am  1.  April  1904  vereinigte  Stadtgemeinde  Beeck 
erfolgte  dagegen  die  Wasserlieferung  durch  das  Wasserwerk  der 
A.-G.  Phönix.  Dieser  war  durch  Vertrag  vom  15/20.  Januar  1898 
auf  die  Dauer  von  30  Jahren  das  alleinige  Recht  zugestanden  worden, 
die  Gemeindewege  zum  Zwecke  der  Legung  von  Wasserleitungs- 
rohren  zu  benutzen.  Ein  eigenes  Gaswerk  hatte  Ruhrort  gleichfalls 
nicht.  Die  Gaslieferung  für  die  öffentliche  Straßenbeleuchtung  und 
an  Private  erfolgte  vielmehr  durch  die  Gasanstalt  der  Deutschen 
Continental- Gesellschaft  in  Dessau.  Die  Gesellschaft  hatte  durch 
die  Verträge: 

a)  mit  Alt- Ruhrort  vom  2.  Oktober  1857  nebst  Nachträgen 
vom  22.  Januar  1880  und  5/6.  April  1892, 

b)  mit  der  ehemaligen  Gemeinde  Beeck  vom  11/21.  Mai  1896 
nebst  Nachtrag  vom  18.  August  bzw.  7.  November  1898, 

das  alleinige  Recht  erlangt,  bis  zum  31.  Dezember  1914  die  vorge- 
nannten Gebiete  mit  Gas  zu  versorgen. 

Auch  die  Stadt  Meiderich  hatte  kein  eigenes  Gas-  und  Wasser- 
werk. Das  Wasser  wurde  an  Meiderich  geliefert  von  den  Wasser- 
werken : 

1.  der  Rheinischen  Stahlwerke, 

2.  der  Firma  Thyssen  & Co.  in  Mülheim- Styrum, 

3.  von  der  Gutehoffnungshütte  in  Oberhausen. 

Das  Wasser  wurde  von  den  Werken  für  4 y2  Pfg.  pro  cbm  ent- 
nommen und  an  die  Einwohner  je  nach  der  Verbrauchsmenge  für 
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6—13  Pfg.  pro  cbm  veräußert.  Die  Gaslieferung  für  öffentliche 
Straßenbeleuchtung  und  an  Private  erfolgte  auch  hier  wie  in  Ruhrort 
durch  die  Deutsche  Continental- Gesellschaft  von  deren  Gasanstalt 
in  Ruhrort  aus.  Der  Gesellschaft  war  durch  die  Verträge  vom 
17/29.  November  1880  und  11/17.  November  1898  das  alleinige 
Recht  zugestanden  worden,  bis  zum  Jahre  1923  Meiderich  mit  Gas 
zu  versorgen. 

Die  Stadt  Duisburg  ist  emporgewachsen  nicht  allein  durch  ihre 
Industrie,  sondern  auch  durch  ihre  günstigen  Verkehrsverbindungen. 
Während  Ruhrort  und  Meiderich  in  gleicher  Weise  wie  Duisburg 
die  Vorteile  eines  Binnenhafens  zugute  kamen,  hatte  in  Rücksicht 
auf  die  Verkehrsverhältnisse  Duisburg  seinen  Nachbarstädten  gegen- 
über vor  allem  das  eine  voraus,  daß  es  an  der  Cöln-Mindener  und 
zugleich  an  der  Bergisch-Märkischen  Bahnlinie  gelegen  war.  Das 
Zusammentreffen  der  verkehrsreichsten  Bahnlinien  des  rheinisch- 
westfälischen Industriebezirks  in  Duisburg  hat  dieser  Stadt  das  ge- 
waltige Übergewicht  über  die  Nachbarstädte  verschafft.  — Von  dem 
Hauptbahnhof  Duisburg  aus  führte  1904  die  älteste  und  am  meisten 
benutzte  Straßenbahnlinie  durch  das  Zentrum  der  Stadt  nach  Ruhr- 
ort. Diese  Strecke  wurde  bereits  am  24.  Dezember  1881  eröffnet, 
da  sich  schon  um  diese  Zeit  ein  starkes  Verkehrsbedürfnis  mit  Duis- 
burg bemerkbar  gemacht  hatte,  das  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  durch 
einen  Omnibusverkehr  befriedigt  worden  war.  Die  Verkehrsstärke 
auf  dieser  Linie  ist  ständig  gewachsen.  Es  wurden  Personen  befördert : 


1900  . . . 

1 875  740 

1901  . . . 

1 869  944 

1902  . . . 

1 871  059 

1903  . . . 

1 929  485 

1904  . . . 

2 222  131 

Eine  direkte  Straßenbahnverbindung  Meiderichs  mit  Duisburg 
fehlte,  da  eine  Brücke  über  die  Hafenanlagen  in  der  Richtung  auf 
Meiderich  nicht  vorhanden  war.  Der  Verkehr  Meiderichs  mit  Duis- 
burg wurde  vielmehr  über  Ruhrort  geführt,  das  mit  Meiderich  durch 
eine  Straßenbahn  verbunden  war.  Es  wurden  auf  dieser  Strecke 
Personen  befördert: 

1903  ...  1 144  536 

1904  ...  1 288  014 
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Dieser  Verkehr  richtete  sich  zum  größten  Teil  nach  Duisburg,  das 
sowohl  für  Ruhrort  als  auch  für  Meiderich  das  Einkaufszentrum 
für  den  besten  Einkaufsverkehr  bildete.  Auch  der  bessere  Vergnü- 
gungsverkehr zog  sich  hierhin.  Trotzdem  läßt  sich  von  einer 
wirtschaftlichen  Abhängigkeit  dieser  beiden  Stadtzentren  von 
Duisburg  kaum  reden.  Beide  Städte,  sowohl  Ruhrort  wie  Mei- 
derich, hatten  sich  selbständig  wirtschaftlich  entwickelt  und  waren 
imstande,  das  Kaufbedürfnis  ihrer  Bevölkerung  zum  größten  Teil 
zu  befriedigen. 

Auch  kulturell  waren  beide  Städte  nicht  abhängig  von  Duisburg. 
In  beiden  Städten  waren  höhere  Schulen  in  der  Entwicklung  be- 
griffen, auf  denen  die  Bürger  Meiderichs  und  Ruhrorts  ihren  Kindern 
eine  Ausbildung  geben  lassen  konnten,  ln  Ruhrort  war  ein  Real- 
gymnasium vorhanden,  während  in  Meiderich  ein  Reformrealgym- 
nasium ausgebaut  wurde.  Von  einer  kulturellen  Abhängigkeit  der 
beiden  eingemeindeten  Städte  von  Duisburg  konnte  daher  kaum 
die  Rede  sein. 

Es  bleibt  daher  nur  ein  Berührungspunkt  der  drei  Gemeinden, 
der  die  Eingemeindung  veranlaßt  hat,  und  das  ist  der  Umstand, 
daß  der  fiskalische  Ruhrorter  Hafen  in  den  drei  Stadtbezirken 
gelegen  war.  Das  hatte  zur  Folge,  daß  die  drei  Städte  ihr  Empor- 
blühen zum  großen  Teil  ihrer  Lage  zu  verdanken  hatten,  daß  sie 
also  gemeinschaftliche  Lebensbedingungen  besaßen  und  in  ihrer 
Fortentwicklung  zum  Teil  von  dem  Gedeihen  und  dem  Aus- 
bau der  Hafenanlagen  abhängig  waren.  Die  Industrie  der  drei 
Städte  drängte  sich  möglichst  an  diesen  Hafenanlagen  zusammen, 
und  die  Folge  hiervon  war,  daß  die  industriellen  Unternehmungen 
sich  häufig  über  mehrere  Gemeindebezirke  erstreckten.  Es  bedurfte 
für  diesen  Fall  nach  den  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
einer  Verteilung  der  Einkommen-  und  Gewerbesteuer.  Diese  war 
um  so  schwieriger,  als  in  den  beteiligten  Städten  die  Zuschläge 
zur  Staatseinkommensteuer  verschieden  erhoben  wurden  und  auch 
die  Erhebung  der  Gewerbesteuern  auf  Grund  autonomer,  selb- 
ständiger Satzungen  stattfand.  Die  Unternehmungen  des  Handels 
und  der  Industrie  pflegten  daher  sich  dorthin  auszudehnen  und 
dahin  ihren  Sitz  zu  verlegen,  wo  ihnen  die  günstigsten  Aussichten 
für  ihre  Besteuerungen  geboten  waren.  Dieser  Umstand  konnte 
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nur  zu  einer  unheilvollen  Konkurrenz  zwischen  den  drei  Stadt- 
bezirken führen.  Ein  weiterer  Gesichtspunkt,  der  die  Vereinigung 
der  drei  Stadtgebiete  zweckmäßig  erscheinen  ließ,  war  darin  zu 
erblicken,  daß  das  Hafengebiet  in  drei  Polizeibezirke  zerfiel,  deren 
Grenzen  in  unübersichtlicher  Weise  ineinandergriffen.  Hierdurch 
wurde  eine  wesentliche  Erschwerung  bei  der  Verfolgung  von  Delikten 
geschaffen,  da  nur  eine  Vereinheitlichung  der  Polizei  die  Voraus- 
setzungen für  den  erforderlichen  polizeilichen  Schutz  bieten  konnte. 

Um  diese  geschilderten  Mißstände  zu  beseitigen,  hatte  die 
Regierung  zunächst  den  Plan  gefaßt,  Ruhrort  und  Meiderich  mit- 
einander zu  vereinigen  und  dann  den  im  Duisburger  Stadtbezirk 
gelegenen  Teil  der  Hafenanlagen  aufzukaufen  und  mit  der  neu- 
gebildeten Stadt  Ruhrort-Meiderich  zu  vereinigen.  Diesem  Plan 
stand  jedoch  die  alte  Rivalität  der  Städte  Ruhrort  und  Meiderich 
gegenüber,  und  namentlich  Meiderich  schien  nicht  für  eine  Ver- 
einigung mit  Ruhrort  zu  gewinnen  zu  sein.  Das  Projekt  scheiterte 
endgültig,  als  die  Stadt  Duisburg  es  ablehnte,  dem  Fiskus  den  in  ihrem 
Stadtgebiet  gelegenen  Teil  der  Hafenanlagen  käuflich  zu  überlassen. 
Im  Jahre  1904  trat  dann  außer  dem  Umstand,  daß  der  fiskalische 
Ruhrorter  Hafen  in  drei  Stadtbezirken  gelegen  war,  ein  neuer  hinzu, 
der  die  Tätigkeit  der  Regierung  in  Anspruch  nahm,  und  zwar  die 
zunehmende  Konkurrenz,  die  der  Duisburger  Stadthafen  dem  fis- 
kalischen Ruhrorter  Hafen  zu  machen  begann.  Die  Regierung  regte 
daher  eine  Interessengemeinschaft  zwischen  den  beiden  Häfen  an, 
namentlich  um  der  von  anderer  Seite  noch  drohenden  Konkurrenz 
besser  entgegentreten  zu  können.  Um  nun  eine  Überproduktion  an 
Hafenanlagen  zu  verhindern,  glaubte  die  Regierung  darauf  drängen 
zu  müssen,  daß  die  von  der  Stadt  Duisburg  geplanten  Hafenbauten 
in  der  Rheinau  nicht  ausgeführt  würden.  Auf  diese  Forderung 
wollte  sich  jedoch  die  Stadt  Duisburg  nur  unter  der  Bedingung 
einlassen,  daß  die  seitens  der  Staatsregierung  auf  Meidericher  Gebiet 
begonnene  Weiterentwicklung  des  fiskalischen  Hafens  eingestellt 
würde.  Da  nach  Ansicht  der  Staatsregierung  die  Erweiterungs- 

* bauten  in  Meiderich  jedoch  schon  so  weit  fortgeschritten  waren, 
daß  eine  Einschränkung  oder  Einstellung  nicht  mehr  vorge- 
nommen werden  konnte,  so  glaubte  die  Staatsregierung,  die  Aus- 

* dehnung  des  fiskalischen  Hafens  auf  Meidericher  Gebiet  auf  alle 
Fälle  durchführen  zu  müssen.  Demgegenüber  stellte  sich  die  Stadt 
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Duisburg  auf  den  Standpunkt,  in  diesem  Falle  von  dem  Ausbau 
ihres  Hafens  in  der  Rheinau  nicht  abgehen  zu  können,  da  die  Hafen- 
erweiterung in  Meiderich  ohne  die  Ausdehnung  der  Duisburger 
Anlagen  die  Stadt  Meiderich  zu  schneller  Blüte,  Duisburg  dagegen 
zum  wirtschaftlichen  Rückgang  bringen  würde.  Die  Interessen- 
gemeinschaft, die  durch  die  beiden  Häfen  geschaffen  war,  erschien 
jedoch  beiden  Teilen  so  stark,  daß  man  dem  Gedanken  nähertrat, 
die  kommunale  Konkurrenz  durch  eine  Vereinigung  der  Stadt- 
gemeinden Duisburg  und  Meiderich  auszuschalten.  Ein  Ausbau  des 
fiskalischen  Hafens  auf  dem  Gebiete  der  Stadt  Meiderich  mußte 
auf  diese  Weise  auch  dem  mit  ihm  vereinigten  Duisburg  zugute 
kommen,  und  die  von  Duisburg  projektierteErweiterung  des  Hafens 
in  der  Rheinau  konnte  unterbleiben.  So  kam  es  zu  Eingemeindungs- 
verhandlungen der  Stadt  Duisburg  mit  Meiderich,  denen  bei  der 
Interessengemeinschaft  beider  Städte  der  Abschluß  des  Ver- 
einigungsvertrages bald  folgte,  der  von  den  Stadtverordneten - 
kollegien  von  Duisburg  und  Meiderich  am  11.  März  1905  genehmigt 
wurde. 

Die  Regierung  lehnte  es  jedoch  ab,  auf  Grund  dieses  Einge- 
meindungsvertrages dem  Landtage  einen  Gesetzesentwurf  vorzulegen, 
und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  der  von  ihr  angestrebte  Zweck, 
die  sämtlichen  Hafenanlagen  unter  eine  kommunale  Verwaltung 
zu  bringen,  durch  die  Eingemeindung  von  Meiderich  allein  nach 
Duisburg  nicht  erreicht  werden  konnte.  Denn  der  älteste  Teil  der 
Hafenanlagen  lag  im  Stadtbezirk  von  Ruhrort,  und  seine  kommunale 
Zugehörigkeit  wurde  durch  eine  Vereinigung  von  Meiderich  mit 
Duisburg  nicht  berührt-  Wollte  man  aber  die  auf  Ruhrorter  Gebiet 
liegenden  Hafen  teile  von  diesen  loslösen  und  den  vereinigten  Städten 
Duisburg  und  Meiderich  angliedern,  so  würde  man  dadurch  der 
alten  Stadt  Ruhrort  den  Lebensnerv  unterbunden  haben.  Denn 
wenn  man  von  Ruhrort  den  Hafen  mit  den  an  ihm  angesiedelten 
Industrien  loslöste,  so  würde  der  Rest  nicht  mehr  imstande  ge- 
wesen sein,  die  Aufgaben  der  Reststadt  auf  kommunalem  Gebiet 
zu  erfüllen.  Dieses  ihrer  Stadt  drohende  Schicksal  sahen  die 
Ruhrorter  Bürger  selbst  am  deutlichsten  ein.  Einige  Ruhr- 
orter wandten  sich  daher  an  Vertreter  der  Stadt  Duisburg, 
um  zu  versuchen,  mit  Duisburg  wegen  der  Eingemeindung  von 
Ruhrort  in  Unterhandlungen  zu  treten.  Die  Vertreter  von  Duis- 
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bürg  mußten  sich  diesem  Versuche  gegenüber  jedoch  ablehnend 
verhalten,  da  an  Meiderich  die  feste  Zusage  gemacht  worden  war, 
wegen  einer  Eingemeindung  von  Ruhrort  erst  dann  zu  verhandeln, 
wenn  Duisburg  und  Meiderich  ganz  miteinander  verschmolzen 
wären.  Es  konnte  Duisburg  daher  nur  dann  in  Verhandlungen 
mit  Ruhrort  eintreten,  wenn  Meiderich  hierzu  seine  Zustimmung 
gab.  Dazu  waren  jedoch  die  Stadtverordneten  von  Meiderich 
nicht  ohne  weiteres  bereit.  Da  wandten  sich  die  Ruhrorter  an  den 
Regierungspräsidenten  in  Düsseldorf,  und  auf  dessen  Veranlassung 
fand  am  18.  April  1905  die  entscheidende  Sitzung  der  Vertreter 
der  drei  Städte  unter  dem  Vorsitz  des  Regierungspräsidenten  statt. 
Nachdem  man  sich  zwischen  den  drei  beteiligten  Faktoren  dahin 
geeinigt  hatte,  daß  die  beiden  Rivalen  Meiderich  und  Ruhrort 
je  15  Stadtverordnete  in  das  Stadtverordnetenkollegium  der  Stadt 
Duisburg  entsenden  und  die  Zahl  der  Stadtverordneten  aus  der  Alt- 
stadt Duisburg  vom  Zeitpunkt  der  Eingemeindung  an  um  12  steigen 
sollte,  nachdem  ferner  eine  Einigung  über  die  Lage  des  in  Meiderich 
nach  der  Eingemeindung  zu  erbauenden  Schlachthauses  zur  Zufrieden- 
heit der  Ruhrorter  Bürger  erzielt  worden  war,  wurden  die  Einge- 
meindungsverträge abgeschlossen,  die  im  übrigen  die  normalen  Be- 
stimmungen enthalten. 
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Statistische  Anlagen. 

Anlage  1. 

Der  Wasserverbrauch  seitens  der  von  Bochum  einverleibten  Bezirke 

a)  im  Jahre  1887/88. 


Einwohner 

Priva 

3 

u>  a 
— c « 
■C  o ■— 

<u  C 
■3 

tkonsum 

cbm 

Abnehmer 

An- 

geschlossene 
| Personen  § 

sortien 

cbm 

Verl 

gewe 

C O 

< t/J 

. c/i 

•o  2 

« % 
N 

brauch  der 
irbl.  Anlag. 

cbm 

Hamme  . . . 

5465 

32 

4659 

1 

46 

160505 

Hofstede  . . . 

4209 

10 

2157 

— 

— 

— 

6 

364549 

Grumme  . . . 

1894 

1 

83 

— 

— 

— 

— 

— 

Wiemelhausen  . 

5633 

43 

7731 

— 

— 

— 

6 

244215 

b)  im  Jahre  1894/95. 


Einwohner 

Priva 

3 

<2  n 

— C 4) 

•cot: 

C 

N £ 

«3 

•o 

tkonsum 

cbm 

Abnehmer 

An- 
geschlossene ^ 
Personen  3 

sortien 

cbm 

Verl 

gewe 

C <U 
< « 
•b  -3 
•SÄ 

N" 

brauch  der 
srbl.  Anlag, 

cbm 

Hamme  . . . 

7097 

79 

17677 

1 

103 

232384 

— 

— 

Hofstede  . . . 

6005 

66 

16175 

— 

— 

— 

11 

282779 

Grumme  . . . 

2499 

6 

2129 

— 

— 

— 

2 

3644 

Wiemelhausen  . 

7903 

135 

35488 

— 

— 

— 

11 

505027 

c)  im  Jahre  1899/1900. 


Privatkonsum 

Konsortien 

Ein- 

M  C 

4J 

B 

O) 

c _ 

D C 

« <U 

wohner 

— co 
.not: 

QJ  C 

*o 

cbm 

Ä 

<1) 

e 

< 

• £ c 
c 0 0 
<5  £ 

0 a> 
Sö. 
he 

cbm 

Hamme 

13000 

215 

205769 

— 

— 

— 

Hofstede 

6730 

121 

816489 

— 

— 

— 

Grumme 

3073 

21 

10370 

— 

— 

— 

Wiemelhausen  .... 

11288 

283 

1188657 

— 

— 

— 
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Anlage  2. 


Das  staatliche  Veranlagungssoll  der  Grund=,  Gebäude*  und  Gewerbe- 
steuer in  den  von  Bochum  einverleibten  Bezirken. 


Wiemelhausen 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1901 

1 997 

12  034 

2 197 

1902  

2 673 

18  178 

6 251 

1903  

2 631 

20  844 

11  445 

1904  

2 590,65 

23  670,90 

19  272 

Hamme 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1901 

2 591 

14  644 

7 226 

1902  

2 830 

16  613 

5 271 

1903  

2 735 

19012 

6 846 

1904  

2 784,27 

20  063,36 

7 450 

Hofstede 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1901 

1 408 

9 235 

8 198 

1902  

1 390 

10  206 

10  908 

1903  

1 365 

11  098 

9 626 

1904  

1 361 

12  451,60 

10  595 

Grumme 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1901 

1 835 

3 207 

1 002 

1902  

1 836 

3 216 

932 

1903 

1 723 

3 357 

1 933 

1904  

1 818,79 

4 509,20 

2 211 

Anlage  3. 

Verkehrsstatistik  auf  den  Bochum* Gelsenkirchener  Straßenbahnen. 

Es  wurden  an  Abonnements  verausgabt  (Bochumer  Betrieb): 


Stadt- 

karten 

Von  bzw.  nach  dem  Stadtgebiet  Bochum 

10 

.-S» 

15 

A 

20 

-s, 

25 

30 

«s» 

35 

-s» 

40 

-s» 

45 

<$» 

1902 

1206 

3901 

2490 

906 

633 

491 

43 

41 

160 

1903 

1311 

4126 

2510 

1116 

728 

472 

53 

49 

169 

1904 

1462 

4590 

2609 

1201 

905 

503 

59 

64 

191 

Auf  der  Landstrecke 


1902 

— 

619 

761 

433 

171 

89 

69 

16 

— 

1903 

— 

640 

693 

395 

190 

91 

82 

13 

— 

1904 

— 

692 

649 

473 

204 

109 

99 

15 

— 

Auf 

Zwischenstrecken  der 

Landstrecken 

1902 

— 

71 

291 

192 

28 

26 

17 

— 

— 

1903 

— 

76 

304 

211 

31 

29 

21 

— 

— 

1904 

— 

79 

312 

309 

36 

31 

19 

— 

— 
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Anlage  4. 

Das  staatliche  Veranlagungssoll  der  Gründe  Gebäude»  und  Gewerbe» 
Steuer  in  den  von  Hagen  eingemeindeten  Bezirken. 


Eckesey 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1897  

586,82 

15  926,40 

11  942 

1898  

583,12 

17  229,50 

13  161 

1899  

566,65 

19  890,90 

11  596 

1900  

554,83 

23  637,4 

12  496 

Eppenhausen 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1897  

761,88 

1 597,30 

296 

1898  

747,20 

1 597,30 

280 

1899  

748,18 

1 754,10 

260 

1900  

745,51 

1 930,30 

272 

Delstern 

Grundsteuersoll  j 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1897  

752,38 

2 078,90 

707 

1898  

751,90 

2 188,40 

544 

1899  

750,43 

2 434,30 

1 272 

1900  

747 

2 569,30 

1 288 

Anlage  5. 

Das  staatliche  Veranlagungssoll  der  Grund»,  Gebäude»  und  Gewerbe» 
Steuer  in  den  von  der  Stadt  Herne  im  Jahre  1908  eingemeindeten 

Bezirken. 


Baukau 

Grundsteuersoil 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1904  

972 

12  309 

11  916 

1905  

969 

13  369 

12  880 

1906  

1 006 

15  044 

13  506 

1907  

959 

16  220 

16  924 

Horsthausen 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1904  

887 

5 696 

7 340 

1905  

853 

6 044 

8 322 

1906  

880 

6 443 

8 588 

1907  

876 

7 022 

11  909 
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Anlage  6. 

Die  Entwicklung  des  staatlichen  Veranlagungssolls  in  den  von 
Gelsenkirchen  im  Jahre  1903  einverleibten  Bezirken. 


Schalke 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

596,62 

38  928,90 

33  035 

1900  

586,22 

42  353,20 

38  965 

1901 

571,76 

45  727,80 

53  406 

1902  

566,70 

47  238,80 

49  486 

Heßler 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewe  rbesteue  rsol  1 

1899  

2 383,96 

3 792,50 

11  973 

1900  

2 369,62 

8 013,70 

15  516 

1901 

2 357,55 

9 238,10 

21  545 

1902  

2 350,66 

10  172,70 

22  295 

Bismarck 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

2 835 

| 24  912 

25  346 

1900  

2 776 

28  450 

28  331 

1901 

2 800 

29  000 

28  331 

1902  

2 800 

32  000 

41  100 

Bulmke 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoli 

1899  

376 

13  259 

19  006 

1900  

375 

15  475 

20  990 

1901 

360 

16  000 

24  640 

1902  

320 

17  200 

27  200 

Hüllen 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoli 

1899  

535 

6 362 

5 548 

1900  

492 

7 780 

10  412 

1901 

490 

7 800 

10  180 

1902  

470 

9 570 

21  050 

Ockendorf 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

1 599 

27  961 

49  928 

1900  

1 573,93 

30  971,20 

60  572 

1901 

1 563,78 

33  560,50 

96  165 

1902  

1 504,49 

35  349,50 

135  352 

104 


Anlage  7. 

Verkehrsstatistik  auf  den  Bochum«  Gelsenkirchener  Straßenbahnen, 

Es  wurden  an  Abonnements  verausgabt  ( Gelsenkirch ener  Betrieb): 


Stadt- 

karten 

Von  bzw.  nach  dem  Stadtgebiet  Gelsenkirchen 

10 

A 

15 

20 

-S» 

25 

30 

<s> 

35 

40 

<3, 

45 

-3, 

1902 

1903 

411 

496 

2314 

2407 

1107 

1301 

984 

1001 

315 

309 

115 

111 

65 

63 

31 

29 

I 

1902 

1903 

1902 

1903 


Auf  der  Landstrecke 


241 

206 

89 

11  8 

— 

— 

257 

189 

93 

13  9 

— 

— 

Auf  den  Zwischenstrecken  der  Landstrecken 

61 

75 

34 

16  : 8 

— 

— 

59 

83 

29 

15  6 

— 

— 

Anlage  8. 

Das  Veranlagungssoll  der  Grund«,  Gebäude«  und  Gewerbesteuer  in 
den  von  Mülheim  a.  d.  Ruhr  im  Jahre  1905  eingemeindeten  Bezirken. 


Broich 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

1 236,32 

12  851 

6 471 

1900  

1 215,26 

13  641,20 

7 108 

1901 

1 205 

14  659 

6 386 

1902  

1 197,66 

15  418,09 

6 481 

Speldorf 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

3 731,06 

8 027,60 

1 566 

1900  

3 720,20 

8 027,20 

2 108 

1901 

3 715 

9811 

2 170 

1902  

3 710,75 

10  436,80 

2 429 

Saarn 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

3 726,99 

6 017,60 

4 452 

1900  

3 721,07 

6 241,80 

4 655 

1901 

3 716 

6 689 

4 830 

1902  

3 690,60 

6 873,66 

4 434 

Styrum 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

2 229,05 

21  129,10 

21  163 

1900  

2 173,23 

23  074,80 

24  087 

1901 

2 151 

25  136 

24  443 

1902  

2 125,39 

26  550,80 

30  260,50 

105 


Holthausen 

Grundsteuersoll 

Gebäudesteuersoll 

Gewerbesteuersoll 

1899  

2 441,52 

2 452,40 

482 

1900  

2 432,97 

3 000,30 

463 

1901 

— 

— 

— 

1902  

2 399,96 

3 621,10 

412 

r 


Lebenslauf 


Als  Sohn  des  prakt.  Arztes  Dr.  med.  Petermann  und  seiner 
Ehefrau  Anna,  geb.  Hohenhövel,  wurde  ich,  Hans  Petermann,  am 
25.  Februar  1886  zu  Sendenhorst  im  Regierungsbezirk  Münster  i.  W. 
geboren.  Ich  bin  preußischer  Staatsangehörigkeit  und  katholischer 
Konfession.  Nachdem  ich  die  Volksschule  in  Sendenhorst  zwei 
Jahre  lang  besucht  hatte,  siedelten  meine  Eltern  im  Jahre  1894 
nach  Dortmund  über.  Hier  war  ich  noch  bis  zum  Jahre  1896  Schüler 
der  Volksschule.  Von  dem  Jahre  1896  an  besuchte  ich  neun  Jahre 
das  städtische  evangelische  Gymnasium  zu  Dortmund  und  erwarb 
im  Jahre  1905  das  Zeugnis  der  Reife.  In  den  folgenden  Jahren 
studierte  ich  an  den  Universitäten  Freiburg  i.  Br.,  München,  Berlin 
und  Münster  i.  W.  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaft. 

Am  2.  Juli  1908  habe  ich  vor  der  Prüfungskommission  beim 
Königl.  Oberlandesgericht  in  Hamm  die  erste  juristische  Prüfung 
bestanden.  Seit  dem  24.  Juli  1908  bin  ich  im  Vorbereitungsdienst 
beschäftigt  und  zurzeit  dem  Königl.  Amtsgericht  in  Dortmund 
überwiesen. 
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